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Zu diesem Heft

Beim Thema ÑVerÇnderungen in EuropaÖ geht es hauptsÇchlich

um neuere politische und wirtschaftliche Entwicklungen, geprÇgt

durch zwei Ereignisse:

Ü Zentral- und Osteuropa war viele Jahre und sogar Jahrzehnte

bestimmt durch den EinfluÉ derWeltmacht Sowjetunion, die es nun

nicht mehr gibt, was auch zum Gang vom Sozialismus in die Markt-

wirtschaft in vielen europÇischen LÇndern beitrÇgt.

@ In der EuropÇischen Gemeinschaft (EG) soll im Januar 1993

ein Schritt zur politischen Gemeinschaft getan werden, die Maa-

strichter VertrÇge enthalten weitere Schritte.

Manche Europapolitiker in BrÄssel trÇumen davon, die neue EG

kánne 34 europÇische LÇnder umfassen und sich entsprechend aus-

dehnen. Bisher weiÉ niemand genau, wo die Grenzen des zukÄnf-

tigen Europas zu suchen sind. Daher wird manchmal auch heute

wieder von Eurasien gesprochen.

Mit der Migration groÉer Zahlen von Menschen von einem Land

in ein anderes ist weiterhin zu rechnen; Europa ist und bleibt eine

Vielválkerregion. Die verschiedenen kulturellen, gesellschaftlichen

undreligiásen Traditionen behalten ihren EinfluÉ auf das VerhÇltnis

von Frau und Mann, auf die Bedeutung eigener Kinder und damit

auch des Kinderwunsches, auf den Umgang mit SexualitÇt und

auch auf die Beválkerungspolitik.

In bezug auf das zukÄnftige Europa sind noch viele wichtige Fra-

gen unentschieden (dazu geháren auch die der Sprache und der

WÇhrung). Wird es etwa auch ein gemeinsames Rechtssystem mit ei-

ner fáderativen AusfÄhrungsstruktur geben? Das kann auch wichtig

werden fÄr Recht und Praxis des Schwangerschaftsabbruchs; nicht

mehr fraglich ist, daÉ ab 1993 Krankenkassen fÄr AbbrÄche auch in

anderen LÇndern zu zahlen haben. Auch das RU 486 kann dann

kein Politikum in Deutschland mehr sein, weil es als ein Arzneimit-
tel schon in europÇischen LÇndern der EG zugelassen ist, es ab
1993 keinen nationalen Binnenmarkt mehr geben soll.
ÑVerÇnderungen in EuropaÖ ist unter den gegenwÇrtigen Bedin-

gungen ein zu weitesThema fÄr ein Heft der Zeitschrift. Die folgen-
den BeitrÇge kánnen nicht allen Teilen Europas gerecht werden,

machen aber deutlich, daÉ es offene Fragen und Probleme nicht
nur in Ost-, sondern auch in Westeuropa gibt. In spÇteren Ausgaben
unserer Zeitschrift werden, wie in frÄheren Heften, ErgÇnzungen
abgedruckt werden, die auch die Entwicklung der Familienpla-
nung, der Familien- und der Sexualpolitik umfassen sollen.

Aspekte der europÇischen Frauen- und Familienpolitik werden
schon hier behandelt, besonders im Beitrag von Lissy Gráner und

Eva Werner (S. 1).

ZusÇtzlich zum Hauptthema gibt es in dieser Ausgabe auch einen

Text zu Fragen der FertilitÇtsstárungen, verursacht durch ein

SchwangerschaftsverhÄtungsmittel (S. 16).

Die BeitrÇge aus den Fachzeitschriften Planned Parenthood in

Europe und Entre nous The Family Planning Magazine hat Meike

Loth-Kraemer ins Deutsche Äbersetzt.

JÄrgen Heinrichs

Hinweis: Seit Juni 1992 haben Verlag und Redaktion des pro familia
magazin eine neue Adresse: Kleiner Mooranger 2, W-3300 Braun-
schweig (Tel. 05309/5063, Fax 05309/2627).



Die letzten Jahrzehnte waren geprÇgt von

tiefgreifenden demographischen, sozialen

und wirtschaftlichen VerÇnderungen. Kei-

ner der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft

ist diesem Wandel entgangen, nur hat er

sich mit zeitlichen Verschiebungen und mit

unterschiedlichem Tempo vollzogen.

Die demographischen Perspektiven wer-

fen die Frage der politischen, wirtschaftli-

chen und kulturellen Zukunft Europas in

der Welt auf. Schematisch betrachtet ist die

Beválkerungsentwicklung durch einen Ge-

burtenrÄckgang und eine háhere Lebenser-

wartung gekennzeichnet.

Lissy Gráner

Daraus resultieren eine Åberalterung

und langfristig ein RÄckgang der Beválke-

rung (dabei sind die Wanderungsbewegun-
gen zwischen Ost und West, und SÄd und

Nord auÉer acht gelassen). Mit derVerÇnde-

rung der Altersstruktur der Beválkerung

geht eine VerÇnderung der Familienstruktur

als Folge der sinkenden Zahl der Eheschlie-

Bungen und der steigenden Zahl der Schei-
dungen einher. Besonders zu erwÇhnen ist
hier auch der zunehmende Trend zu Ein-El-

tern-Familien (1989 betrug ihr Anteil an den

pÇische Gemeinschaften ins Leben gerufen.

schen Gemeinschaft.)

zuwenden.

Familien in der BRD schon 17,5%, mit
stark steigender Tendenz!) und der immer
noch anhaltende Trend zu Ein-Personen-

Haushalten, 1980 waren es bereits ca. 30%.

Beteiligung der Frauen

Neue Arbeitsmarktstrukturen, verÇn-

derte Arbeitsbedingungen und eine zuneh-

mende Erwerbsbeteiligung der Frauen sind

die wichtigsten Faktoren der neuen wirt-

schaftlichen Gegebenheiten. Angesichts der

Folgen dieses wirtschaftlichen und demo-

graphischen Wandels fÄr die Familie stellt

sich dringlich die Frage nach den Perspekti-

ven, Zielen und Máglichkeiten einer euro-

pÇischen Familienpolitik. Notwendig ist ein

pragmentisches und koordiniertes Vorge-

hen, um den Besonderheiten der bereits

eingeleiteten einzelstaatlichen Politiken

und den unterschiedlichen sozialen und

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen

Rechnung zu tragen.

Familie

Das berechtigte Interesse der Gemein-

schaft am Thema Familie beruht weniger

auf ideologischen Grundlagen als auf der

Anerkennung objektiver TatsbestÇnde, die

durch den Wegfall der Binnengrenzen ent-

stehen. DarÄber hinaus soll ein familien-

freundliches Umfeld gewÇhrleistet werden,

das die harmonische Entwicklung und volle

Entfaltung aller Familienmitglieder erlaubt.

Erstmals definieren die PrÇambel der

ÑEinheitlichen EuropÇischen AkteÖ und die

ÑErklÇrung der grundlegenden Rechte und

FreiheitenÖ des EuropÇischen Parlaments

vom 12.4. 1989 eine EG-Kompetenz fÄr Fa-

milienpolitik. Kommission und Ministerrat

reagieren auf die WÄnsche des EuropÇi-

schen Parlaments, des Wirtschafts- und So-

zialausschusses und der FamilienverbÇnde,

und erkannten formell die LegitimitÇt des

gemeinschaftlichen Interesses fÄr die Fami-

lie sowie die Notwendigkeit gemeinschaftli-

cher Aktionsprogramme an. Die regelmÇ-

Bige Sammlung und Auswertung von Infor-

mationen Äber die demographische Ent-

wicklung, die Lage der Familien und die fÄr

sie getroffenen MaÉnahmen sind zur PrÇzi-

sierung der Zielsetzungen und ModalitÇten

dieser Aktionsprogramme unerlÇÉlich.

Der Informationsaustausch ist darÄber

hinaus fÄr alle Mitgliedstaaten von Nutzen.

Die Kommission hat zu diesem Zweck das



ÑEuropÇische Observatorium der Familien-

politikÖ eingerichtet, dem zwálf unabhÇn-

gige Experten (ein Experte je Mitglied-

staat) angeháren. Mit der Koordination
wurde das ÑInstitut de làEnfance et de la Fa-

milieÖ (Paris) betraut. Wichtigste Aufgabe

dieser Institution ist die Erstellung eines

jÇhrlichen Berichtes, der von der Kommis-

sion veráffentlicht wird.

Daneben ist in der Kommission die Gene-

raldirektion V ÑBeschÇftigung, Arbeitsbezie-

hungen und soziale AngelegenheitenÖ fÄr

Familienfragen zustÇndig.

Im EuropÇischen Parlament fÇllt Fami-

lienpolitik, je nachdem um welchen Aspekt

essich handelt, in die ZustÇndigkeit ver-

schiedener AusschÄsse. Sowurde etwa die

Richtlinie zum Schutz Schwangerer am Ar-

beitsplatz federfÄhrend im ÑAusschuÉ fÄr

die Rechte der FrauÖ beraten (Bericht A3-

0169/92 von Frau Joanna Ronn), der Be-

richt Äber die Probleme der Kinder in der

Gemeinschaft im ÑAusschuÉ fÄr Jugend,

Kultur, Bildung, Medien und SportÖ (Be-

richt A3-0314/91 von Frau Lissy Gráner),

der Bericht Äber eine europÇische Charta

zu den Rechten der Kinder im ÑAusschuÉ

fÄr Recht und BÄrgerrechtÖ (Bericht A3-

172/92 von Herrn Juan Maria Bandres Mo-

let). Die ÑInterfraktionelle Arbeitsgruppe

Familie und Rechte des KindesÖ, die aller-

dings wie alle Intergroups keine BeschluÉ-

befugnisse hat, versucht Familienpolitik zu

koordinieren. So werden Vertreter und Ver-

treterinnen von VerbÇnden, Nichtregie-

rungsorganisationen und Selbsthilfegrup-

pen als Gastseferenten und -referentinnen

eingeladen. Willi Schmidt, MdB, der dama-

lige Vorsitzende der Kinderkommission im

Deutschen Bundestag und Vorsitzender des

Deutschen Kinderhilfswerks erlÇuterte die

Arbeit der Kinderkommission. RegelmÇ-

Bige Treffen finden mit den Vertreterinnen

von COFACE, dem europÇischen Verband

der Familienorganisationen, in BrÄssel

statt. Als VizeprÇsidentin im ÑAusschuÉ fÄr

die Rechte der FrauÖ versuche ich vertiefte

Aktionen, vor allem in den folgenden Berei-

chen anzustoÉen:

1. Internationales Jahr der Familie 1994

Hier soll die Gemeinschaft koordinierte

Projekte bereitstellen, damit ein europawei-
ter Erfahrungsaustausch stattfinden kann.
Bei einer Reduzierung des EG-Familien-
etats auf 640000 ECU, wie im 1. Ratsent-
wurf vorgesehen, ist keine vernÄnftige Poli-
tik fÄr 12 LÇnder zu gestalten.

2. Internationales Åbereinkommen Äber
die Rechte des Kindes

Ziel ist es, eine fÄr alle EG-Mitgliedstaa-

ten rechtsverbindliche Charta zu den Kin-

derrechten zu schaffen, die auf der UN-

Konvention zu den Rechten der Kinder ba-

siert. Dies habe ich in meinem Bericht

nachdrÄcklich gefordert und das EuropÇi-

sche Parlament hat es am 13. 12. 91 be-

schlossen.

3. Vereinbarkeit von Familie und Beruf

In den Mitgliedstaaten ist man sich zu-

nehmend der Bedeutung der Frauen am Ar-

beitsmarkt und der Schwierigkeiten, Fami-

lien-.und Berufsleben miteinander zu ver-

einbaren, bewuÉt. Der SchlÄssel, um hier

der Benachteiligung der Frauen entgegen-

zuwirken, ist die Schaffung eines ausrei-

chenden, flexiblen und kostengÄnstigen

Netzes, zur Kinderbetreuung, die gerechte

Aufteilung der familiÇren Pflichten zwi-

schen Mann und Frau und flexible und ge-

rechte Arbeitsangebote (flexible Arbeitszei-

ten), fÄr Alleinerziehende Reduzierung der

Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich, Ur-

laub bei Erkrankung von Kindern und an-

deres.

4. Schwangerschaftsabbruch

Wegen nationaler Vorbehalte (wie das iri-

sche Zusatzprotokoll zum Maastrichter Ver-

trag) wird es auch weiterhin keine EG-Re-

gelung des Schwangerschaftsabbruchs ge-

ben, wenngleich sich der ÑAusschuÉ fÄr die

Rechte der FrauÖ sehr fÄr Informations-

und Reisefreiheit in der EG eingesetzt hat.

Neben diesen Schwerpunkten mÄssen Al-

leinerziehende und Kinderreiche besonders

gefárdert werden. Ein angemessenes Min-

desteinkommen und sozialer Schutz mÄssen

garantiert, regelmÇÉige Daten Äber die Be-

válkerungsentwicklung in der EG und ver-

gleichende Åbersichten Äber die familienre-

levanten MaÉnahmen in den Mitgliedstaa-
ten veráffentlicht werden.

Sozialpolitik

Aufgrund der VerÇnderungen innerhalb

der EG, die sich durch das Ziel Schaffung

der EuropÇischen Union ergeben, muÉ die

Gemeinschaft endlich eine kohÇrente So-

zialpolitik ergreifen. Ein wichtiger Teil da-

von ist die Familienpolitik. Sollte dies nicht

erfolgen, werden sich immer mehr BÄrge-

rinnen und BÄrger abwenden und das

ÑHaus EuropaÖ zu einem reinen Finanz-
und Wirtschaftsraum verkommen lassen.
Das EuropÇische Parlament kÇmpft deshalb
fÄr ein demokratisches Haus mit verÇnder-
ten PrioritÇten. - So dÄrfen nicht mehr 2/3
des Haushalts in einen maroden Agrar-

markt gesteckt und fÄr Sozial- und Entwick-
lungsfonds Sparprogramme verordnet wer-

den. Die Menschen in der Gemeinschaft

mÄssen auch finanziell endlich die ihnen zu-

stehende BerÄcksichtigung finden!

Lissy Gráner, 38

Jahre, Fernmeldeober-
sekretÇrin, fÄr die

SPD seit Juni 1989 Mit-

glied. des EuropÇi-

schen Parlaments, Vi-

zeprÇsidentin im

FrauenausschuÉ. (An-

schrift: ParkstraÉe 15,

8530 Neustadt/Aisch)

Adressen

1) InformationsbÄro der EG-Kommission, Zitelmannstr.
22, 5300 Bonn 1
2) InformationsbÄro des EuropÇischen Parlaments,
Bonn-Center, Bundeskanzlerplatz, 5300 Bonn 1
3) Intergroupe, ÑFamilie und Rechte des KindesÖ, Euro-
pÇisches Parlament, Bureau 4123 Palais de làEurope,
67070 StraÉburg
4) Bundestag â Kinderkommission â Wilhelm Schmidt
(MdB), Bundeshaus, 5300 Bonn 1
5) COFACE, 17, Rue de Londres, B-1050 BrÄssel



Seit der GrÄndung der IPPF war die Re-

gion Europa von besonderer Bedeutung.

Viele GrÄndungsmitglieder waren europÇi-

sche Familienplanungsgesellschaften. Auch

die Ideen, die zur GrÄndung der IPPF ge-

fÄhrt haben, stammen aus Europa. Bis An-

fang der 70er Jahre umfaÉte die europÇi-

sche Region auch noch die Familienpla-

nungsgesellschaften des arabischen Raums.

Erst durch vermehrte Mitgliedsgesellschaft

in Europa und im arabischen Raum kam es

zu einer Teilung der beiden Regionen.

Neben dieser historischen Bedeutung der

europÇischen Region sind heute vor allem 3

Aspekte wesentlich:

1 Die meisten Geldgeber der IPPFsind eu-

ropÇische Regierungen oder deren Ent-

wicklungshilfeabteilungen.

2 Die Aufrechterhaltung der Standards

und Mitgliedschaftsbedingungen der

IPPF.

3 Neue Programmideen kommen von den

europÇischen Familienplanungsgesell-

schaften.

NatÄrlich hÇngen diese drei Aspekte un-

tereinander zusammen. Die Finanzierung

der IPPF wird in der Regel von den Ent-

wicklungshilfeabteilungen der Regierungen

gegeben. SelbstverstÇndlich ist fÄr diese Ab-

teilungen nur schwer einsehbar, weshalb

ihre Gelder auch an europÇische Familien-

planungsgesellschaften ausgeschÄttet wer-

den sollten. Durch die äffnung Osteuropas

ist hier in geringem MaÉ ein Umdenken ein-

getreten. Trotzdem messen einige Geldge-

ber nach wie vor mit zweierlei MaÉ. Pro-

gramme, die sie in der 3. Welt fárderungs-

wÄrdig finden, dÄrfen im Heimatland nicht

unterstÄtzt werden. Die BRD und Japan

sind dafÄr besonders markante Beispiele.

Gleichzeitig sind aber fast alle Geldgeber

der Meinung, daÉ funktionierende, natio-

nale Familienplanungsgesellschaften in ih-

ren LÇndern in Europa eine wichtige Funk-

tion fÄr die weitere UnterstÄtzung der IPPF

haben. Funktionierende Familienplanungs-

gesellschaften unterstÄtzen die GlaubwÄr-

digkeit und VertrauenswÄrdigkeit der IPPF

und kánnen, wie etwa die britische Fami-

lienplanungsgesellschaft, eine wichtige

Lobby im Land bilden.

Elisabeth Jandl-Jager

Innerhalb der Gemeinschaft der IPPF ist

die GlaubwÄrdigkeit der europÇischen Re-

gion von ganz wesentlicher Bedeutung. Un-

sere Region hat immer wieder auf die Ein-

haltung der Statuten der IPPF und die Ein-

haltung der Menschenrechte gedrÇngt. Dies

hat uns gelegentlich mit einzelnen Mit-

gliedsgesellschaften in anderen Regionen in

Schwierigkeiten gebracht (es sei hier an den

AusschluÉ der Familienplanungsgesellschaft

von SÄdafrika oder die Anfragen an die Fa-

milienplanungsgesellschaft von Indonesien

wegen defàZwangsmaÉnahmen in Osttimor

erinnert). Das bedeutet aber auch, daÉ wir

in unserer eigenen Region die Standards bei

der Mitgliedschaft strikte einhalten mÄssen.

Es ist Aufgabe der Region Europa zu zei-

gen, daÉ wir die Standards ernst nehmen

und daÉ wir sie selber befolgen. Dadurch

wird die moralische Åberzeugungskraft ge-

genÄber unseren Kollegen in anderen Re-

gionen und gegenÄber den Geldgebern we-

sentlich stÇrker.

Menschenrechte

Der Aspekt der Menschenrechte und vor

allem das Menschenrecht auf Familienpla-

nung war ein Thema, das von der europÇi-

schen Region an die IPPF herangetragen

wurde. Es ist dies eines jener Themen, das

von den anderen Regionen aufgegriffen

wurde, nachdem sich herausgestellt hat,

daÉ damit internationale Akzeptanz zu ge-

winnen war. Es ist nun Aufgabe der europÇi-

schen Region, dafÄr zu sorgen, daÉ es sich

dabei nicht nur um ein Lippenbekenntnis

handelt, sondern darauf zu dringen, daÉ die

Menschenrechte ernstgenommen werden in

allen Regionen der IPPF, und daÉ zumin-

dest die Mitgliedsgesellschaften sich an die

GrundsÇtze halten.

Neue Programmideen, die von der euro-

pÇischen Region ihren Ausgang genommen

haben, sind unter anderem die Sexualerzie-

hung und die Arbeit mit Jugendlichen. Aber

auch unsere Programme zur Aus-, Fort- und

Weiterbildung unserer freiwilligen Mitarbei-

ter/innen fanden in anderen Regionen Inter-

esse.

VerÇnderungen in Europa

Die europÇische Region hat sich in den

letzten Jahren ungeheuer verÇndert. Durch

die VerÇnderungen in Mittel- und Osteu-

ropa haben wir Mitgliedsgesellschaften ver-

loren (etwa Jugoslawien), wir werden aber

lÇngerfristig neue Gesellschaften gewinnen.

Dies bringt uns aber nach vielen Jahren das

erste Mal in die Lage, Mitgliedsgesellschaf-

ten in LÇndern zu haben, deren ákonomi-

sche Situation sich ganz wesentlich von der

westeuropÇischen unterscheidet. Die euro-

pÇische Region wird diese Mitgliedsgesell-

schaften finanziell und auch mit anderen

Leistungen unterstÄtzen mÄssen, um ZU-

mindest gleichwertige Angebote wie in an-

deren Regionen zu erzielen.

Das bedeutet, daÉ mittel- und langfristig

die europÇische Region sich den anderen

Regionen der IPPF angleichen wird, in dem

Sinn, daÉ mehr unterstÄtzungsbedÄrftige

Familienplanungsgesellschaften auch in Eu-

ropa zu finden sein werden, gleichzeitig

auch Gesellschaften Mitglieder sein wer-

den, deren LÇnder man als Entwicklungs-

lÇnder bezeichnen kann und damit werden

einerseits die Unterschiede innerhalb der

europÇischen Familienplanungsgesellschaf-

ten gráÉer, gleichzeitig aber die Unter-

schiede zu den anderen Regionen geringer.

Es ist zu hoffen, daÉ durch diese Anglei-

chung in den Bedingungen auch eine An-

gleichung der Vergabe der finanziellen Mit-

tel und der Stimmberechtigung in der IPPF,

vor allem im Central Council, folgen wird.

Elisabeth Jandl-Jager,

Soziologin, PrÇsiden-

tin der Region Europa

der IPPF und PrÇsiden-

tin der ästerreichi-

schen Gesellschaft fÄr

Familienplanung.



Organisierte Familienplanungsarbeit in

der uns heute bekannten Form ist noch

recht jung. Mittel und Methoden der be-

wuÉten und gezielten Beeinflussung des re-

produktiven Verhaltens sind jedoch so alt

wie die menschlichen Gesellschaften selbst.

Funktionen gesellschaftlicher Institutionen

sind ebenso darauf gerichtet wie Mechanis-

men sozialer Kontrolle; die Regulierung

der Geburtenzahlen nahm und nimmt in je-

der Gesellschaftsformation eine zentrale

Rolle ein. Es ist an dieser Stelle nicht vorge-

sehen, die Prozesse zu analysieren, die

schlieÉlich das BedÄrfnis nach eigenen Fa-

milienplanungsinstitutionen entstehen lie-

Éen. Der Åbergang von einem vornehmlich

agrarisch zu einem vornehmlich industriell

bestimmten Wirtschaftssystem hat ebenso

dazu beigetragen wie der damit einherge-

hende Wandel in der Struktur der Familie

und ihrer Funktion als Ort der Reproduk-

tion der Arbeitskraft. Naturwissenschaft-

lich-medizinische Forschung, Struktur und

LeistungsfÇhigkeit des Systems medizini-

scher Versorgung, die durch die organisierte

Arbeiterschaft erkÇmpfte Sicherung des Le-

bensunterhalts im Alter und bei Krankheit

und InvaliditÇt, aber auch besonders der

Kampf von Frauen um eine gleichberech-

tigte Stellung in der Gesellschaft, ihre ver-

stÇrkte Teilnahme an beruflicher Ausbil-

dung und BerufstÇtigkeit sowie ihre damit

sich wandelnde Stellung in Familie und Ge-

sellschaft haben ihre Rolle gespielt.

RÄckschlag in Nazi-Deutschland

Zwar bestanden die AktivitÇten der

Familienplanungsorganisationen, wie sie

sich in einer Reihe von europÇischen LÇn-

dern und in Nordamerika herausgebildet

haben, in ihrer ersten Phase vornehmlich in

individueller Hilfe an verzweifelten Frauen;

zugleich zeigte sich aber schon die emanzi-

pative Bedeutung des Konzepts der Fami-

lienplanung, das durch Bereitstellung geeig-

neter Mittel dem Willen zur Selbstbestim-

mung einen konkreten Inhalt zu geben in

der Lage war. Damit war zugleich von vorn-

herein jeder Versuch, das menschliche Re-

produktionsverhalten beválkerungspoliti-

schen Zielsetzungen zu unterwerfen, zu-

JÄrgen Heinrichs

rÄckgewiesen, zumal die Erfahrung des Er-

sten Weltkriegs die AbsurditÇt jeder Bevál-

kerungspolitik offenbart hatte. So war es

nur konsequent, daÉ das Nazi-Regime in

Deutschland sofort jede emanzipative Fami-

lienplanungsarbeit unterdrÄckte.

Diese Erfahrung kam allerdings kaum

zum Tragen, als in den fÄnfziger und sechzi-

ger Jahren privat organisierte Familienpla-

nungsorganisationen in vielen LÇndern der

sogenannten Dritten Welt entstanden. An-

gesichts eines vielerorts starken Beválke-

rungswachstums wurden sie vor allem als

Einrichtungen zur Senkung der Geburten-

zahlen, also in beválkerungspolitischer Ab-
sicht gegrÄndet, wobei sie starken ÇuÉeren

EinflÄssen unterlagen und mit erheblichen

Mitteln finanziell gefárdert wurden. Auf

der einen Seite hat diese Indienstnahme die

emanzipatorische Potenz der Familienpla-

nungsarbeit entscheidend geschwÇcht; auf

der anderen Seite lassen sich fÄr all die LÇn-

der, in denen die Geburtenraten gefallen

sind, Ursachen dafÄr angeben, die unab-
hÇngig sind von der Existenz von Familien-

planungseinrichtungen, obwohl diese
durchaus und in wachsendem MaÉe in An-

spruch genommen werden. Obwohl man

dieses wissen kann, ist auch heute noch die

Identifikation von Familienplanung mit Ge-

burtenkontrolle in beválkerungspolitischer

Absicht keineswegs Äberwunden.

Pragmatischer KompromiÉ

In den Gremien der International Plan-

ned Parenthood Federation beispielsweise

kreist die Diskussion in unterschiedlicher

Weise immer wieder um diese Frage. Die

Vertreter der Region Europa haben sich da-

bei stets gegen eine beválkerungspolitische

Indienstnahme, die sie als MiÉbrauch fami-

lienplanerischer Arbeit verstehen, gewen-

det. ReprÇsentanten anderer Regionen ha-

ben sich zum Teil dieser Position angeschlos-

sen, wenn auch gelegentlich aus anderen

GrÄnden. Die jetzige Situation ist in bezug

auf viele der EinzelaktivitÇten der IPPF

eher durch einen pragmatischen Kompro-

miÉ gekennzeichnet. Demnach wird in je-

dem einzelnen Fall die gesundheitliche und

soziale Wirkung zum MaÉstab des Erfolges

gemacht, wÇhrend es dem einzelnen Äber-

lassen ist, demographische Auswirkungen

zu erwarten. Das ist natÄrlich keine dauer-

hafte Lásung, und es entstehen immer wie-

der neue Probleme und Konflikte.

ZurÄck nach Europa

FÄr ein spezielles Beratungsangebot re-

duziert sich dann der Bedarf auf FÇlle, in

denen es Probleme bei der Anwendung kon-

trazeptiver Methoden gibt, auf FÇlle von

unerwÄnschter InfertilitÇt, auf FÇlle von Se-

xual- und Partnerschaftsproblemen und

vielleicht auf Sterilisationsberatung. (Die

Schwangerschaftskonfliktberatung ist,

schon von der Rechtslage her, von Land zu

Land so unterschiedlich zu beurteilen, daÉ

sie in diesem generalisierenden Åberblick

nicht berÄcksichtigt werden kann.)

Aber auch diese BeratungsbedÄrfnisse

rechtfertigen nicht unbedingt, obwohl sie

gute Fachkenntnisse erfordern, die Einrich-
tung nur auf sie spezialisierter Beratungs-

stellen. Eine Verzahnung mit anderen Ein-
richtungen psychosozialer Beratung kann
ebenso wie ein Aufbrechen der herkámmli-

chen Beratungssituation in Kleingruppenge-

sprÇche fárderlich sein und dazu helfen, fa-

miliÇre und soziale Beziehungen nicht

kÄnstlich auszublenden, sondern sie be-

wuÉt in die Beratungssituation einzubezie-
hen.

Es lÇÉt sich noch ein weiterer Grund da-

fÄr anfÄhren, weshalb Familienplanungsor-

ganisationen sich im allgemeinen von der

Aufgabe unmittelbarer Beratungsarbeit

nicht suspendieren sollten. Bisher ist es ih-

nen nÇmlich nur in AnsÇtzen und recht un-

vollkommen gelungen, fÄr diejenigen Be-

válkerungsgruppen ein Beratungsangebot

zu entwickeln, die nicht von sich aus eine

Beratungsstelle traditioneller Art in An-

spruch nehmen und aufsuchen kánnen.

Klientenstatistiken beweisen es immer wie-

der: Beratungsstellen, die jedermann offen

stehen, werden fast ausschlieÉlich von ei-

nem mittelschichtorientierten Ausschnitt

der Beválkerung genutzt. Das Problem ist

seit vielen Jahren bekannt, und es steht im

Mittelpunkt jeder Perspektivplanung; be-



vor es aber nicht in ÄberzeugenderWeise ge-

lungen ist, dem Beratungsbedarf aller Teile

der Beválkerung zu entsprechen, ist es wohl

kaum angezeigt, ein eingespieltes Bera-

tungsstellennetz einer staatlichen Einrich-

tung zu Äbertragen, die im Zweifelsfall we-

niger flexibel und motiviert ist, nach Mág-

lichkeiten fÄr ein Beratungsangebot an die

Gruppen in der Beválkerung zu suchen, die

tendenziell vernachlÇssigt werden. Stattdes-

sen ist es notwendig, die Beratungsstellen

zu áffnen, also die herkámmliche Arbeit zu

ersetzen oder zumindest zu ergÇnzen durch

GruppengesprÇche und -beratungen, durch

Gemeinwesen- und Stadtteilarbeit.

Solche Åberlegungen sind den Familien-

planungsorganisationen in Europa â und

nicht nur in Europa - seit Jahren vertraut.

Inzwischen sind auch eine ganze Reihe von

Modellen und Projekten in der Erprobung.

Um die Erfahrungen, die man mit solchen

Versuchen bereits gemacht hat, sammeln

und vergleichen zu kánnen, hat der Regio-

nalrat der Region Europa der IPPF eine

kleine Arbeitsgruppe eingesetzt; ihre Auf-

gabe ist es, Mitgliedsorganisationen in ver-

schiedenen LÇndern zu besuchen, um Pro-

jekte anzusehen, die eigens dazu angelegt

sind, Teile der Beválkerung zu erreichen,

die bisher ohne eine besondere Anstren-

gung dazu nicht erreicht wurden. Die Ar-

beitsgruppe hat die Niederlande, Schwe-

den, Frankreich, GroÉbritannien, Polen

und die Bundesrepublik Deutschland be-

sucht, und sie wird ihren Bericht vorlegen.

Praktische Arbeiten

Familienplanungsarbeit, die nicht einfach

in Routine versinkt, lÇÉt sich also heute von

mehreren Richtungen her grundsÇtzlich in-

frage stellen. Mit dem allmÇhlich erwachen-

den BewuÉtsein hierfÄr nimmt jedoch die

Lebendigkeit der Familienplanungsorgani-

sationen in Europa wieder zu. Vor einigen

Jahren begannen die schon lÇnger bestehen-

den Organisationen, sich auf ihren Abgang

oder zumindest auf eine starke Reduzie-

rung ihrer AktivitÇten einzustellen. Und

ihre Aufgaben schienen auch grundsÇtzlich

gelást zu sein. Zur VerhÄtung ungewollter

Schwangerschaften gab es wirkungsvolle

Mittel, die weit verbreitet und leicht erhÇlt-

lich waren. FÄr den dennoch nicht vermeid-

baren Schwangerschaftsabbruch waren in

vielen LÇndern einigermaÉen liberale ge-

setzliche Regelungen eingefÄhrt. Unge-

wÄnschte InfertilitÇt war zwar nach wie vor

schwer zu beheben, die Methoden hierzu,

bis hin zur heterologen Insemination, aber

eingefÄhrt. Sexualerziehung war fÄr alle Al-

tersstufen und Schultypen als ein obligatori-

scher Unterrichtsgegenstand anerkannt.

FÄr die Bearbeitung sexueller Probleme,

fÄr Ehe- und Partnerschaftskonflikte gab es

vielfÇltige Beratungs- und Therapiemáglich-
keiten. Was also rechtfertigte noch die Exi-
stenz einer eigenen Organisation fÄr Fami-
lienplanung?

Inzwischen muÉte man sich jedoch allent-

halben und besonders auch in den am weite-
sten fortgeschrittenen LÇndern davon Äber-

zeugen, daÉ es nach wie vor eine FÄlle von

Aufgaben gibt, die allerdings vergleichs-

weise schwieriger und komplexer sind. Die

Anwendung kontrazeptiver Methoden fÄhrt

wegen nicht zu vernachlÇssigender Neben-

wirkungen zu unerwarteten Schwierigkei-

ten. Liberale Schwangerschaftsabbruchsre-

gelungen werden in Wirklichkeit behindert

und vielerorts rÄhrt sich eine Opposition ge-

gen sie. Die Hilfen bei ungewollter Kinder-

losigkeit sind unzureichend, und sie bleiben

vielen unbekannt. Schulische Sexualerzie-

hung steht oft nur auf dem Papier, denn die

Lehrer werden,nicht fÄr sie ausgebildet und

Eltern lassen sich zu Protestaktionen verlei-

ten. FÄr die Behandlung individueller Sexu-

alprobleme mÄssen noch Formen gefunden

werden, die nicht nur wenigen eine sehr

ausgedehnte Therapie angedeihen lassen,

sondern mit leistbarem Aufwand Hilfe und

Entlastung fÄr viele bringen.

Familienplanungsorganisationen in Eu-

ropa haben sich in Form der AktivitÇten der

Region Europa der International Planned

schaffen, sich gegenseitig beim ProzeÉ der

KlÇrung solcher schwierigen aber fÄr die an-

gemessene Fortentwicklung ihrer Arbeit un-

erlÇÉlichen Fragen weiterzuhelfen. Da da-

bei Praktiker es miteinander zu tun haben,

ist der unmittelbare Praxisbezug in jedem

Fall gesichert, wenn auch vielleicht manch-

mal vermeintlich auf Kosten einer grund-

sÇtzlichen und theoretisch befriedigenden

KlÇrung - die allerdings meistens auch sonst

niemand parat hat. Die stÇndige Teilnahme

an politischen Prozessen und Auseinander-

setzungen verstÇrkt das BewuÉtsein euro-

pÇischer Familienplaner fÄr die gesellschaft-

liche und politische Bedeutung ihrer Ar-

beit.

Emanzipatorische Familienplanungsar-

beit â das ist nicht nur ein Schlagwort, son-

dern es ist auch ein Versprechen, an dessen

Einlásung in Äber zwanzig LÇndern in Eu-

ropa viele Menschen arbeiten.
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Es wurde viel geschrieben Äber die

Ñneuen MarktwirtschaftenÖ und die Ñneu

auftauchenden DemokratienÖ in Mittel-

und Osteuropa. Es gibt technische Gutach-

ten ÑWie man sein eigenes GeschÇft auf-

bautÖ oder ÑWie man eine Bárse aufbautÖ

und zweifellos ist dies eine wichtige Hilfe.

Aber wie steht es mit einem Plan, den

Frauen WÄrde und Selbstachtung zurÄckzu-

geben?

Reproduktive Rechte

in Gefahr

Im Januar 1990'war das Interesse an Ru-

mÇnien groÉ â die Leute waren schockiert

zu lesen, wie den Frauen der Zugang zu Ver-

hÄtung und Schwangerschaftsabbruch ver-

weigert wurde, und waren entsetzt Äber die

Bilder der ÑWaisenÖ in Heimen. Wie kann es

sein, daÉ eine so verheerende Geschichte so

bald vergessen ist? Wie kann es sein, daÉ be-

nachbarte Regierungen dabei sind, Ceaus-

escus Auffassung von Familienplanung wie-

dereinzufÄhren? Was noch schlimmer ist,

wie kánnen westliche europÇische Regie-

rungen, die so besorgt um Demokratie und

freie Marktwirtschaften sind, dabei stehen

und dies geschehen lassen?

In Kroatien, der Tschechoslowakei, Un-

garn und Polen werden Gesetze, die den

Frauen die Máglichkeit gaben, Äber ihre

Fruchtbarkeit zu bestimmen, geÇndert. Ge-

setze, die entweder den Schwangerschafts-

abbruch verbieten oder den Zugang ein-

schrÇnken, werden eingefÄhrt. Um die

Dinge noch zu verschlimmern, werden in

manchen FÇllen auch keine Versuche ge-

macht, VerhÄtungsmittel zur VerfÄgung zu

stellen.

Polen hat gerade von der Weltbank einen

Kredit in der GráÉenordnung von US $ 200

Millionen gewÇhrt bekommen. Nirgendwo

ist in diesem Vorhaben Familienplanung er-

wÇhnt.

Schwangerschaftsabbruch wird erschwert

und VerhÄtungsmittel werden nicht zur Ver-

fÄgung gestellt. Inwiefern unterscheiden

sich dies von dem, was in RumÇnien pas-

sierte? Polnische Frauen haben gesagt, daÉ

sie ihre reproduktiven Rechte gegen demo-

kratische Rechte eintauschen und die Un-

terdrÄckung durch den Kommunismus ge-

gen die UnterdrÄckung durch die Kirche

tauschen. Wie viele werden ihr Leben gegen

die Gesetzgebung tauschen? Wann werden

Politiker lernen, daÉ das Verbot oder die

Lyn Thomas

EinschrÇnkung von Abtreibung nicht be-

wirkt, daÉ es sie nicht mehr gibt? Wann wer-

den sie lernen, daÉ in der Tat durch das Ver-

bot von Abtreibung und die NichtverfÄgbar-

keit von VerhÄtungsmitteln die Zahl der Ab-

treibungen ansteigen wird? NatÄrlich wer-

den es keine legalen, sicheren und Çrztlich

durchgefÄhrten Abtreibungen sein. Sie wer-

den illegal und unsicher sein und unter we-

niger als gesundheitsfárderlichen Bedingun-

gen durchgefÄhrt werden, und die Frauen

werden Infektionen bekommen. Es ist

ziemlich wahrscheinlich, daÉ einige Frauen

sterben werden.

Viele der Regierungen in diesem Teil von

Europa wollen zwar umfassende Familien-

planungsdienste zur VerfÄgung stellen, aber

die finanziellen ZwÇnge sind erheblich. Es

gibt nicht viele lokale Hersteller von VerhÄ-

tungsmitteln, daher mÄÉte die Mehrheit

dieser Mittel eingefÄhrt werden. Dies erfor-

dert ÑharteÖ WÇhrung, die nur in geringem

MaÉe vorhanden ist, und wenn dein Land

lebensrettende Medikamente benátigt,

dann wÄrden VerhÄtungsmittel kaum hoch

oben auf der Liste der PrioritÇten stehen.

Der Wille ist da, aber das Geld nicht.

Was IPPF getan hat

IPPF hat seit vielen Jahren mit Familien-

planungsorganisationen in Mittel- und Ost-

europa zusammengearbeitet. Mitgliedsge-

sellschaften bestanden in der DDR, Bulga-

rien, Ungarn, Polen und Jugoslawien.

Einige dieser LÇnder existieren nicht mehr,

aber Kontakte sind aufrechterhalten wor-

den.

In manchen Situationen versuchen wir,

neue Kontakte herzustellen in der Hoff-

nung, die Familienplanungsbewegung in

diesem Teil der Region zu stÇrken. Was wir

zu tun versuchen, ist zu helfen, eine lokale

nationale Infrastruktur aufzubauen und zu

unterstÄtzen, die sich in der Weise weiter-

entwickeln kann, die fÄr jedes Land geeig-

net ist. Wir geben UnterstÄtzung und Fort-

bildung durch unsere Kollegen, die in Fami-

lienplanungsgesellschaften in Europa arbei-

ten und die mehr als bereit sind, ihr Fach-

wissen, oft kostenlos, zu teilen. Dieser

ÑgleichberechtigteÖ Zugang zu technischer

Zusammenarbeit wird gut aufgenommen,

besser alsTTheoretiker, die versuchen zu pre-

digen, wie die Dinge getan werden sollten.

Wir versuchen, die Infrastruktur aufzu-

bauen, indem wir Gelder fÄr die BÄroaus-

stattung, Miete und einige GehÇlter bereit-

stellen, was von einigen Geldgebern nicht

als besonders aufregend empfunden wird.

Geldgeber lieben es, Projekte zu finanzie-

ren, keine KernaktivitÇten. Jedoch ohne

KernaktivitÇten kánnen die Gesellschaften

nicht errichtet werden und sie kánnen keine

Projekte durchfÄhren. Wie kánnen Leute er-

mutigt werden, Dinge auf freiwilliger Basis

zu tun, wenn nach einer Arbeit von mehre-

ren Stunden einige weitere Stunden jeden

Tags damit verbracht werden mÄssen, in

Schlangen zu warten, um Essen einzukau-

fen?

werden gedeckt?

Einige Geldgeber sind an Ost- und Mit-

teleuropa interessiert, aber nach ihren eige-

nen Vorstellungen. Sie haben das BedÄrfnis

zu diktieren, was getan werden muÉ, was

das ÑBesteÖ fÄr die Leute in diesen LÇndern

ist. Versuche, demokratische Prozesse in

diese neuen Familienplanungsgesellschaf-

ten einzufÄhren, werden unterminiert von

Versprechungen von Geld und mehr Geld,

wenn dieses Geld ausgegeben ist, wenn die

von den Geldgebern vorgeschlagenen ÑPro-

jekteÖ durchgefÄhrt werden. Ist es dies, was

wir im Westen exportieren wollen?

Viele Geldgeber senden ÑMissionenÖ in

diese LÇnder. Kollegen in diesem Teil der

Region, mit denen ich gesprochen habe,

fÄhlen sich ÄberwÇltigt und gelegentlich be-

leidigt durch die endlosen Missionen und

Berichte, die ihnen sagen, was sie schon

wissen â daÉ sie Probleme mit Abtreibung

und Mutter- und KindfÄrsorge und keine

VerhÄtungsmittel haben. Einige Geldgeber

glauben nicht, daÉ sie Geldmittel fÄr diesen

Teil der Welt bereitstellen kánnen, weil es

kein ÑEntwicklungsgebietÖ ist. In vielen Be-

ziehungen ist dies richtig, aber was die Be-

reitstellung von Familienplanung betrifft, so

ist es dies nicht. Grundlegende Gesund-

heitsinfrastrukturen bestehen in all diesen

LÇndern. Es gibt viele årzte und anderes

ausgebildetes Gesundheitspersonal. Zwar

ist die Ausstattung veraltet und die Einrich-

tungen sind weniger als ideal, aber sie sind

vorhanden. Jegliche finanzielle UnterstÄt-

zung kánnte als kurzfristig verstanden wer-

den im Vergleich zu ÑEntwicklungsÖ-LÇn-

dern, da die Basisinfrastruktur besteht.



Einige Geldgeber schrÇnken ihre Finan-

zierung fÄr Familienplanung ein, damit sie

nicht fÄr ÑAbtreibungsaktivitÇtenÖ verwen-

det wird. Dies ist ziemlich schwierig in ei-

nem Teil der Welt, wo Abtreibung die

Hauptmethode der Fruchtbarkeitskontrolle

ist und wo - in manchen FÇllen - eine Frau

bis zu acht Abtreibungen gehabt haben

konnte. Einige Geldgeber glauben nicht,

daÉ die Bereitstellung von VerhÄtungsmit-

teln ein Teil ihrer Verantwortung ist, auch

wenn sie vielleicht die Errichtung einer Be-

ratungsstelle finanzieren. Einige Geldgeber

wollen nur eine Methode finanzieren, oft

die EinfÄhrung der Sterilisation, ohne

RÄcksicht auf kulturelle Aspekte.

Offenkundig gibt es einen sehr groÉen

Bedarf in diesen LÇndern in den Bereichen

Gesundheit, Wirtschaft und Gesellschaft.

Jedoch muÉ die Einrichtung von umfassen-

den Familienplanungsdiensten nicht kost-

spielig sein, wenn die Infrastruktur vorhan-

den ist. Es werden Ausbildung, Informa-

tion/Erziehung und VerhÄtungsmittel bená-

tigt. Jedes Land hat einen unterschiedli-

chen Erfahrungs- und Wissensstandard.

Jede Gesellschaft ist nach einiger einfÄhren-

den Ausbildung in der Lage, ihre eigenen

PlÇne auszuarbeiten, und kann innerhalb ei-

ner kurzen Zeitspanne mit deren DurchfÄh-

rung beginnen.

Wenn Frauen die Máglichkeit haben, ihre

Fruchtbarkeit ohne RÄckgriff auf Abtrei-

bung - legal oder nicht â zu kontrollieren,

kánnte ihr Beitrag, diese Gesellschaften

wieder aufzubauen, gráÉer sein, und ihre

Gesundheit wÇre sicherlich besser. GynÇko-

logen in einigen dieser LÇnder verbringen

bis zu einem Drittel ihrer Zeit mit der

DurchfÄhrung von SchwangerschaftsabbrÄ-

chen. Dies kánnte so einfach verringert wer-

den.

Die Erfahrung eines Landes

Die IPPFbesuchte RumÇnien zum ersten-

mal Anfang Februar 1990. Nicht lange da-

nach grÄndete eine kleine Gruppe von Ein-

zelpersonen die Familienplanungsgesell-

schaft SECS (Gesellschaft fÄr Erziehung

Äber VerhÄtung und SexualitÇt). Eine dieser

Personen sagte bei einem Hearing des US

Senats aus, was in RumÇnien passiert war.

Dies zusammen mit den Geschichten, die in

den Medien berichtet wurden, motivierte

die US-Regierung, 1,6 Millionen $ RumÇ-

nien fÄr Familienplanung zu spenden.

Das restliche Jahr hindurch stellte die

IPPF Ausbildung fÄr Einzelpersonen und

Gruppen Äber VerhÄtung und SexualitÇt zur

VerfÄgung, und fÄr den Hauptsitz der Ge-

sellschaft SECS wurden passende RÇum-

lichkeiten gesucht. Immer mehr Personen

beschlossen, bei SECS mitzumachen, das

Netzwerk wuchs. Es ist schwer, Leute zu

finden, die bereit sind, das, was sie als siche-

ren Arbeitsplatz verstehen, aufzugeben, um

fÄr eine neue Familienplanungsorganisation

zu arbeiten, deren Rolle noch nicht ganz

klar ist. Es ist jedoch máglich. Es ist schwer,

Leute zu finden, die die wenige freie Zeit,

die sie haben, opfern, um fÄr sclche Organi-

sationen auf freiwilliger Basis zu arbeiten.

Es hat sich jedoch als máglich erwiesen.

SECS-Vorstandsversammlungen wurden

regelmÇÉig abgehalten und ein demokrati-

scher ProzeÉ wurde eingeleitet. Jedoch ge-

gen Ende des Jahres 1990 kam Geld aus den

USA in RumÇnien in Form von Beratern

an. NatÄrlich war SECS als eine nichtstaat-

liche Organisation, um die Gelder anneh-

men zu kánnen, verpflichtet, die nun be-

rÄchtigte ÑMexico City AbtreibungsklauselÖ

zu unterzeichnen, worin erklÇrt wird, daÉ

sie nicht ÑAbtreibung als eine Methode der

Familienplanung durchfÄhren oder aktiv

fárdernÖ und dies auch nicht tun werden.

(Es ist bedauerlich, daÉ wÇhrend der ersten

Diskussionen Äber den Wert, diese Finan-

zierung anzunehmen und die Vereinbarung

zu unterzeichnen, nicht alle Vorstandsmit-

glieder zugegen waren. Die neue Demokra-

tie wurde bereits bedroht.)

Das Ergebnis ist, daÉ in einem Land, in

dem seit den vergangenen zwei Jahren pro

Jahr eine Million Abtreibungen durchge-

fÄhrt worden sind, die Familienplanungsge-

sellschaft aufgrund der EinschrÇnkungen ei-

ner geldgebenden Regierung nicht in der

Lage ist, eine Frau mit einer unerwÄnschten

Schwangerschaft zu beraten, wo sie abtrei-

ben lassen kann. Ich glaube nicht, daÉ

SECS ÑAbtreibung aktiv fárdernÖ will, aber

sicherlich sollten sie die Freiheit haben,

Frauen, die eine Abtreibung wÄnschen, zu

beraten, insbesondere in einem Land, wo

historisch Information Äber Abtreibung ille-

gal war. Wenn die Regierung verfÄgt hat,

daÉ sichere, Çrztlich durchgefÄhrte und le-

gale SchwangerschaftsabbrÄche fÄr alle

Frauen verfÄgbar sein sollten, wie kann

dann die Familienplanungsgesellschaft

diese Information aus ihren AktivitÇten aus-

schlieÉen? Diese EinschrÇnkung ist sogar
noch fragwÄrdiger, da es eine wohlbekannte

Tatsache ist, daÉ Abtreibung noch immer

die wichtigste Methode der Fruchtbarkeits-

kontrolle ist.

Perspektive der

IPPF Europa-Region

Die IPPF ist der Ansicht, daÉ die erste

nicht-staatliche Familienplanungsgesell-

schaft in RumÇnien sich aus RumÇnen zu-

sammensetzen sollte. Es sollte nichts sein,

was von ÑWohltÇternÖ von auÉen aufgesetzt

wird. Die Absicht war gewesen, langsam

eine Infrastruktur aufzubauen, die fÄr viele

Jahre bestehen kánnte. Den Freiwilligen

und den neu angestellten Mitarbeitern wÇre
Zeit gegeben, ihre eigenen PrioritÇten aus-
zuarbeiten, und diese Zeit kánnte mit

IPPF-Geldern fÄr Miete, Ausstattung und

GehÇlter gekauft werden.

Der Gesundheitsminister zur Zeit, als die

Familienplanungsgesellschaft errichtet

wurde, war sehr hilfreich und darauf be-

dacht, daÉ die Regierung Beratungsdienste

zur VerfÄgung stellen sollte, wobei die Ge-

sellschaft eine ergÇnzende Rolle auf dem
Bereich Information/Erziehung des Fami-

lienplanungsprogramms spielen wÄrde. Au-

Berdem kánnte die SECS staatliche årzte

ausbilden. Dies war der ursprÄngliche Plan.

Ich glaube, dieser Plan ist seitdem durch-

kreuzt worden durch den ZufluÉ von Geld,

máglicherweise einem groÉen Betrag von

Geld, was Auflagen, EinschrÇnkungen, und

eine kurze Lebensdauer mit sich bringt, da

es innerhalb eines bestimmten Zeitrahmens

ausgegeben werden muÉ.

Dies ist ein Dilemma, das angesprochen

werden muÉ. IPPF Europa arbeitet so, daÉ

sie keine Weisungen erteilt. Sie glaubt, daÉ

die neuen Organisationen, indem man ih-

nen Spielraum lÇÉt, die Chance haben wer-

den, Äber ihre nationalen BedÄrfnisse und

PrioritÇten zu entscheiden, und sich nicht

verpflichtet fÄhlen, allein um die Geldmit-

tel zu erhalten, diejenigen Arbeitsbereiche

aufzunehmen, die Geldgeber fÄr wichtig

halten. Der Umgang mit Geldgebern ist

eine relativ neue Erfahrung fÄr die Europa-

Region der IPPF. Die Region war aus offen-

kundigen GrÄnden kein Brennpunkt inter-

nationaler Hilfe. Dadurch, daÉ jetzt ein grá-

Beres BewuÉtsein der BedÄrfnisse in Mittel-

und Osteuropa besteht, ist sie gewisserma-

Ben zur ÑWÄrze des MonatsÖ geworden, ob-

wohl wenige Geldgeber tatsÇchlich eine Fi-

nanzierung bereitgestellt haben. Die be-

grenzten Mittel der Region machen es un-

máglich, jeden Monat einen Mitarbeiter

nach Bukarest zu schicken, um sich mit

SECS-Kollegen zu treffen. Und wollen die

Kollegen in SECS Äberhaupt jeden Monat

diese Invasion?

Wohin gehen wir von hier?

Wenn die IPPF in ihrem Ansatz nicht wei-

sungsgebend ist, dann hat sie zu akzeptie-

ren, daÉ Gesellschaften in Mittel- und Ost-

europa das Recht haben, Geldmittel von

auÉen anzunehmen mit allen Vor- und Nach-

teilen, die dies mit sich bringt. Ich denke je-

doch, daÉ die IPPF in ihrer Rolle als gráÉte

nicht-staatliche Familienplanungsorganisa-

tion der Welt verpflichtet ist, auf die
ZwÇnge hinzuweisen, die Geldgeber Fami-
lienplanungsgesellschaften auferlegen bei
ihren BemÄhungen, einen wahrhaft natio-
nalen Plan zu entwicklen, der ihrer Situa-



tion in ihrem Land mit ihren potentiellen

Ratsuchenden angepaÉt ist.

Die Europa-Region erklÇrte vor einigen
Jahren, daÉ sie eine nicht-staatliche Fami-

lienplanungsgesellschaft in jedem europÇi-

schen Land haben wollte. Es gab damals

weniger LÇnder, aber das Prinzip besteht

weiter. Der ProzeÉ wird relativ langsam vor-

angehen aufgrund der begrenzten Mittel,

aber es werden Ergebnisse erzielt werden.

Mit geringen BetrÇgen einer Basisfinan-

zierung, durch die Errichtung von Nieder-

lassungen in jedem Land, durch Nutzung

der Planungssysteme, die sich Äber viele

Jahre hindurch entwickelt haben und durch

das Teilen von (positiven und negativen) Er-

fahrungen anderer Familienplanungsgesell-

schaften, die seit Jahrzehnten bestehen,

wird es máglich sein, ein starkes Netzwerk

aufzubauen. Das Teilen der Erfahrungen

der anderen Gsellschaften in bezug auf die

Bereitstellung von Beratungsdiensten fÄr

Heranwachsende, die Ausbildung von Leh-

rern in Sexualerziehung, die Hilfe fÄr

Frauen, die Opfer von Vergewaltigung und

sexuellem MiÉbrauch geworden sind, die

Hinweise auf Behandlung fÄr unfruchtbare

Paare, die Bereitstellung von Familienpla-

nungsdiensten sind ebenso notwendig wie

die Bereitstellung von Geld, dies zu tun.

In unserer begrenzten Erfahrung in den

neu gegrÄndeten Demokratien wissen wir,

daÉ moralische UnterstÄtzung ebenso wich-

tig ist wie finanzielle UnterstÄtzung. Das

Netzwerk der IPPF Europa kann diese mo-
ralische UnterstÄtzung geben, und wir hof-

fen, wir kánnen genÄgend Mittel bereitstel-

len, um neuen Familienplanungsgesellschaf-
ten die Zeit zu geben, sich in ihrem eigenen
Tempo zu entwickeln und ihre eigenen Prio-
ritÇten zu identifizieren.

(Die Autorin ist die GeschÇftsfÄhrerin von IPPF
Europa)

Aus: IPPF Europe Region: Planned Parenthood in
Europe. May 1992.

in RumÇnien

Anke van Dam

Seit MÇrz 1992 arbeite ich als eine Vertre-

terin des Schweizer Roten Kreuzes in den

Bezirken Brasov und Covasna in RumÇ-

nien. In den beiden Bezirken haben wir vier

Familienplanungsberatungsstellen einge-

richtet. Die Beratungsstellen sind unterge-

bracht in den KrankenhÇusern der verschie-

denen StÇdte. årzte und Krankenschwe-
stern wurden angewiesen, im Familienpla-

nungsbereich zu arbeiten, und VerhÄtungs-

mittel wurden vom Schweizer Roten Kreuz
zur VerfÄgung gestellt.

Die tagtÇglichen FÇlle

Zu Beginn máchte ich Äber einige tagtÇg-

verschiedenen rumÇnischen StÇdten berich-
ten:

Eine Frau kommt mit hohem Fieber in
das MÄtter-Krankenhaus. Sie sieht sehr
krank aus. Auf ihren Wangen kann man Zei-
chen von Nekrose sehen. Sie muÉ schon seit
einer Reihe von Tagen krank sein. Auf un-
sere Frage, was geschehen sei, antwortet
sie, daÉ sie selbst eine Abtreibung vorge-
nommen hat. Sie hatte einen Zweig eines
Baumes benÄtzt, ihn in den GebÇrmutter-
hals eingefÄhrt, und auf die Wehen gewar-
tet. Sie hatte dies schon dreimal zuvor ge-
tan, und nichts war schief gegangen. So be-
schloÉ sie, diese Methode wieder anzuwen-
den, anstatt eine Abtreibungsklinik aufzusu-
chen, wo SchwangerschaftsabbrÄche nun le-
gal sind. Diesmal hatte sie kein GlÄck. Die
Frau starb an Sepsis aufgrund der selbst her-

beigefÄhrten Abtreibung.

Nach zwei Jahren sexueller Abstinenz,

wÇhrend sie darauf wartete, daÉ ihr herum-

ziehender Ehemann nach Hause kommt,
beschloÉ eine Frau, eine kurze Romanze

mit einem anderen Mann zu haben. Sie ver-

traute dem Mann, als er versprach, den Ver-
kehr rechtzeitig zu unterbrechen. Sie hatte
jedoch Pech, sie wurde schwanger und
muÉte in einer Abtreibungsklinik abtreiben

lassen. WÇhrend ihrer zehnjÇhrigen Ehe war
sie so vorsichtig gewesen und hatte niemals
eine Abtreibung haben mÄssen. Ihr erstes

sexuelles Abenteuer endete in einer psycho-

traumatischen Katastrophe.

Die nÇchste Frau kam zum GlÄck zur Be-

ratungsstelle des MÄtter-Krankenhauses in

Brasov. Sie hatte von dieser Stelle von einer

Kollegin in der Fabrik gehárt. Sie wollte ein

IUD. Sie hatte drei Sáhne, und sie erzÇhlte

uns, daÉ sie 17 mal selbst eine Abtreibung

herbeigefÄhrt hatte, und da sie oft bis zu

sechs Monaten schwanger war, konnte sie

das Geschlecht ihrer Babys angeben, ge-

wáhnlich Jungen.

Diese drei Geschichten sind keine Aus-

nahme. Jeden Tag treffe ich in der Bera-

tungsstelle Frauen wie diese. Wir alle haben

von solchen Dingen gehárt und in den Zei-

tungen gelesen. Unmittelbar nach der ÑRe-

volutionÖ war die Welt schockiert Äber die

traurige Situation rumÇnischer Frauen. Je-

doch selbst jetzt, nachdem ich ein Jahr in

diesem Land gearbeitet habe, habe ich

mich nicht an die schrecklichen Erfahrun-

gen gewáhnt, die diese Frauen erzÇhlen.

Und diese Dinge gibt es weiterhin.

GlÄcklicherweise gibt es Anzeichen, daÉ

die Zahl selbst provozierter Abtreibungen

erheblich zurÄckgegangen ist. Jedoch ge-

schieht dies noch immer, und Frauen ster-

ben noch immer daran. Andererseits bleibt
die Zahl legaler SchwangerschaftsabbrÄche

sehr hoch. Im Jahr 1990 gab es ungefÇhr
eine Million AbbrÄche in RumÇnien, und

das Gesundheitsministerium sagte, daÉ

diese Zahl sich verringert habe, obwohl in

Brasov die Gesamtzahl von AbbrÄchen zu-

nahm. Es gibt GrÄnde zu glauben, daÉ die

Zahlen des Gesundheitsministerium unrea-

listisch niedrig sind, da viele Schwanger-

schaftsabbrÄche in den florierenden priva-

ten gynÇkologischen Kliniken durchgefÄhrt

und nicht registriert werden.

Information

Man kann schlieÉen, daÉ ein dringender

und wichtiger Bedarf an Information be-

steht. Frauen benátigen Information Äber

die Risiken selbst eingeleiteter Abtreibun-

gen ebenso wie Information Äber legale

SchwangerschaftsabbrÄche. Was am wich-

tigsten ist, Information Äber VerhÄtungsme-

thoden und die Vermeidung von Abtreibun-

gen, ist ganz entscheidend.



Der groÉe Bedarf an Information wird

verdeutlicht durch das Verhalten einer Gy-

nÇkologin und ihrer AssistenzÇrztin in einer

Beratungsstelle in einer anderen Stadt im

Bezirk Brasov. Diese beiden årztinnen ken-

nen alle Tatsachen, Vor- und Nachteile der

verschiedenen VerhÄtungsmethoden und

fárdern diese Methoden sehr enthusia-

stisch. Jedoch vertrauen sie selbst nicht dem

IUP oder der Pille. Obwohl sie von dem

Nutzen dieser Methoden gelesen haben,

denken sie immer noch, dies sei schÇdlich

fÄr ihre Kárper. Statistiken und Artikel von

renommierten årztemagazinen kánnen

ihre Auffassung nicht Çndern.

Es ist schwer, Argumenten aus der westli-

chen Welt zu vertrauen, wenn man jahr-

zehntelang von Ceausescu gehárt hat, wie

schlecht VerhÄtung fÄr die Gesundheit sei.

Wir haben dasselbe in Westeuropa erlebt.

Das geringste GerÄcht Äber einen vermute-

ten Nachteil einer VerhÄtungsmethode ge-

nÄgt, um die ganze Methode erheblich in

Frage zu stellen, und viele Frauen stellen

ihre Anwendung ein. Eine enorme Anstren-

gung ist nátig, um MiÉverstÇndnisse auszu-

rÇumen und Desinformationen zu berichti-

gen. Und trotz der groÉen Zahl von Stu-

dien, die ÄberVerhÄtungsmittel in der west-

lichen Welt durchgefÄhrt wurden, haben

einige rumÇnische årzte selbst Studien

Äber die Risiken und Vorteile von VerhÄ-

tungsmitteln begonnen. Dies wird viel Zeit

und Energie erfordern, aber vielleicht sind

diese Studien notwendig, um die rumÇni-

sche Beválkerung zu Äberzeugen, daÉ es si-

chere VerhÄtungsmethoden gibt, sicherere

als Abtreibung.

Zusammenarbeit

In der Beratungsstelle, in der ich tÇtig

bin, arbeite ich mit Krankenschwestern,

GynÇkologen und AllgemeinÇrzten zusam-

men. In dem Krankenhaus und der Bera-

tungsstelle herrscht das ÑalteÖ hierarchische

System. Die GynÇkologen sind auf der

obersten Sprosse der Leiter, es folgen die

AllgemeinÇrzte, und danach kommen die

Krankenschwestern. Die Krankenschwe-

stern fÄhren jedoch die Beratung durch. Sie

sprechen mit den Frauen und diskutieren

die Vor- und Nachteile aller VerhÄtungsme-

thoden. Wenn das Ergebnis der Beratung

nicht mit der Meinung des GynÇkologen

Äbereinstimmt, ist es sehr schwer fÄr den

Fachmann, auf das zu háren, was die Kran-

kenschwestern sagen. Die bedeutende

Rolle der Krankenschwester ist noch nicht

von allen GynÇkologen anerkannt. Die

Krankenschwestern stellen fest, daÉ die Gy-

nÇkologen durch ihr Verhalten vor den Kopf

gestoÉen sind, aber sie spÄren auch, daÉ sie

nicht als klar denkende, professionelle, hart

arbeitende Assistenten respektiert werden.

Sie haben noch nicht die Máglichkeit, dies

zu Çndern.

In der Familienberatungsstelle in Brasov

haben wir Plenarsitzungen eingerichtet mit

GynÇkologen, Krankenschwestern und All-

gemeinÇrzten. Gemeinsam versuchen wir,

Lásungen fÄr die Probleme, denen wir in

der Beratungsstelle begegnen, zu finden,

und wir hoffen, daÉ dieser demokratische

ProzeÉ eine gute Verfahrensweise sein wird.

Wir versuchen, in RumÇnien Allgemein-

Çrzte anzuregen, im Bereich der Familien-

planung zu arbeiten wie in anderen LÇn-

dern, wie in Holland und GroÉbritannien.

Wir haben angefangen, AllgemeinÇrzten

theoretische und praktische Anweisung zu

geben, und die GynÇkologen beobachten

dies sehr genau.

Wie in den meisten kommunistischen

LÇndern ist das Gehalt eines Arztes nicht

hoch - es ist nur mit dem Lohn eines Fabrik-

arbeiters zu vergleichen. Mit der DurchfÄh-

rung von SchwangerschaftsabbrÄchen ver-

dienen die GynÇkologen Extrageld und, um

jegliche Abnahme von AbbrÄchen auszu-

gleichen, bekommen sie auch Bezahlung

fÄr das Einsetzen von IUDs. Wenn jedoch

die AllgemeinÇrzte anfangen, das Einsetzen

von IUPs zu lernen, werden die GynÇkolo-

gen auch diesen Teil ihres Einkommens ver-

lieren.

Die fragile Situation in RumÇnien be-

wirkt bei den Leuten UngewiÉheit Äber ihre

Lage. Wegen der hohen Inflationsrate ist

das Leben schwer. Niemandem ist ein Vor-

wurf zu machen, wenn die Leute unter die-

sen UmstÇnden etwas Extrageld verdienen

wollen. Deshalb haben wir nicht die Mág-

lichkeit, eine fertig ausgearbeitete Lásung

von Westeuropa in ein Land wie dieses ein-

zufÄhren.

Ein weiteres Problem in einer Gesell-

schaft, die soziale und politische VerÇnde-
rungen durchlÇuft, ist, daÉ die Leute keinen

sicheren Arbeitsplatz haben, insbesondere

diejenigen, die in verantwortlicheren Posi-

tionen arbeiten. Angestellte kánnen Äber

Nacht ausgewechselt werden, und dies ist

nicht nur ein Problem fÄr RumÇnien, son-
dern auch fÄr uns. Bei mehreren Gelegen-

heiten habe ich entdeckt, daÉ die Personen,
mit denen ich zusammengearbeitet habe, er-

setzt worden sind oder das Land verlassen

haben. All die Zusammenarbeit, die aufge-

baut war, und all die geteilte Information ist

verloren. Und manchmal muÉ man wieder

am Anfang beginnen, um das, was man will,
zu erreichen.

RumÇnische Frauen

Das schwierigste Problem bleibt noch im-

mer, Ñwie kann man die Leute, die Fami-

lienplanung benátigen, erreichen?Ö

Wenn man sich eine rumÇnische Familie

anschaut, sieht man, daÉ sie auf traditio-

nelle Weise lebt. Der rumÇnische Mann

wird als Oberhaupt der Familie angesehen.

Er liebt seine Familie und seine Frau, aber

seine Frau muÉ sich auch um ihn kÄmmern.

Er Äbernimmt wenig Verantwortung fÄr ihre

reproduktive Gesundheit, dies ist eine Ver-

antwortung der Frau. Frauen jedoch sind

sehr beschÇftigt. ZusÇtzlich zu ihrer Arbeit

in den Fabriken von 8.00 bis 16.00 Uhr mÄs-

sen sie die EinkÇufe erledigen. Stundenlang

stehen sie an fÄr Brot und Milch. Wenn sie

nach Hause kommen, mÄssen sie die Haus-

arbeit machen und sich um die Kinder kÄm-

mern. Sie haben keine Zeit, zu einer Fami-

lienplanungsstelle zu gehen oder Äberhaupt

Äber VerhÄtung nachzudenken. Es ist ein

hartes Leben fÄr sie.

Mit BroschÄren und Plakaten Äber Fami-

lienplanung versuchen wir, die Aufmerk-

samkeit der Frauen zu gewinnen. Wir vertei-

len BroschÄren in den Abtreibungskliniken

und in StÇdten ebenso wie, wir Äber AIDS

und Familienplanung informieren.Wir orga-

nisieren Treffen in UniversitÇten fÄr die Stu-

denten. Wir besuchen Schulen und sprechen

mit SchÄlern von 16 Jahren aufwÇrts.

Manchmal besuche ich Frauengruppen, um

Familienplanung mit ihnen zu diskutieren.

GegenwÇrtig versuchen wir, der Frauenliga

von Brasov einen neuen Antrieb zu geben,

fÄr die reproduktiven Rechte zu kÇmpfen.

WÇhrend meiner Arbeit sehe ich, wie be-

gierig Frauen sind, mehr Äber Familienpla-

nung zu erfahren. Sie sind interessiert und

hungern nach Information, und sie sind of-

fenmÄtig. Es ist so einfach, mit ihnen sogar

die schwierigsten Themen wie Sexualpro-

bleme zu besprechen. Nach jedem Treffen

dieser Art fÄhle ich mich zufrieden und aus-

gefÄllt, und dies gibt mir Vertrauen. FÄr

mich ist dies eine wichtige Motivation fÄr

meine Arbeit hier.

AuÉer all diesem versuchen wir, in der Fa-

milienplanungsstelle gute Arbeit zu verrich-

ten. Mit einem herzlichen Willkommen in

der Beratungsstelle und der Bereitstellung

eines guten Service hoffen wir, Frauen zu

Äberzeugen, zu uns zu kommen â und dies

funktioniert.

(Die Autorin arbeitet

fÄr das Schweizer Rote
Kreuz. Als Allgemein-

Çrztin in den Nieder-
landen hat sie Frauen-

gruppen organisiert
und sich mit Aspekten
der Familienplanung
befaÉt.)

Aus: IPPF Europe Region, Planned Parenthood in
Europe, May 1992.
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Das Wesen einer solchen Zusammenar-

beit besteht im ÑZusammenseinÖ mit gleich-

denkenden Organisationen im Ausland.

Das ist sehr wichtig, weil in mehreren LÇn-

dern die Familienplanungsorganisationen

eine Minderheit bilden in einer feindlichen

oder - im besten Fall - in einer gleichgÄlti-

gen und neutralen Umgebung; deswegen ist

ein Zusammensein wichtig, das Äber den

Äblichen Umfang von BÄrokratisierung, der

in allen internationalen Organisationen zu

finden ist, hinausreicht. Polnische Familien-

planer/innen sind seit 1965 Mitglied der

IPPF, sie sind als die erste Organisation aus

den damaligen sozialistischen LÇndern der

IPPF beigetreten. Ich persánlich war als Ex-

perte in mehreren Gremien der IPPF betei-

ligt, darunter sechs Jahre VizeprÇsident der

Region Europa; auch war ich drei Jahre Vor-

sitzender der weltweiten Arbeitsgruppe der

IPPF fÄr Sozialwissenschaften. Daher kann

ich auf der Basis eigener Erfahrungen und

Beobachtungen die Zusammenarbeit be-

werten.

Gesellschaftliche Normen

Das ÑZusammenseinÖ im Rahmen einer

solchen internationalen Organisation

schafft viele Gelegenheiten und Máglichkei-

ten eines Gedankenaustausches und der

Konfrontation verschiedener Ansichten; die

Folgen kánnen im Wandel von Ideen, einer

gráÉeren PrÇzision der Begriffe und einer

KlÇrung der moralischen Normen, die eine

Grundlage fÄr Sexualerziehung und fÄr

eine ånderung von Gesetzen bilden, beste-

hen. Begriffe wie Schwangerschaftsab-

bruch, VerhÄtungsmittel, HomosexualitÇt,

Vergewaltigung, voreheliche Beziehungen

und Treue unterliegen offenen und andau-

ernden Diskussionen in allen europÇischen

LÇndern, die einen inhaltlichen Wandel ver-

ursachen und eine gráÉere Eindeutigkeit

schaffen kánnen.

Teil des ÑZusammenseinsÖ ist es auch,

fremde praktische Erfahrungen kennenler-

nen zu kánnen. Durch eine kritische Ana-

lyse dieser Erfahrungen wird es máglich,

die AktivitÇten der eigenen Praxis selektiv

auszuwÇhlen.

In die Praxis der Polnischen Gesellschaft

fÄr Entwicklung der Familie (TRR) haben

(Aus polnischer Sicht)

Mikolaj Kozakiewicz

Die Entwicklung der Familienpla-
nungsarbeit in Polen wird stark beein-

fluÉt durch eine mÇchtige katholische
Kirche. Es sieht nach auÉen so aus, als
ginge es nur um Abtreibungsfragen,
denn die lassen sich, wie in vielen ande-
ren LÇndern, leicht dazu verwenden,
sexual- und frauenfeindliche Haltun-
gen zu vertuschen.
Wenn man einen Bericht aus War-

schau mit der Åberschrift ÑAbtrei-
bungsgegner im VormarschÖ (Die Ta-
geszeitung, 27. Juli 1992) liest, kann
man sich des Eindrucks nicht erweh-
ren, daÉ im Herbst eine Mehrheit des
Parlaments einem weitgehenden Ab-
treibungsverbot zustimmt. Daher wird
auch von vorhersehbarem Abtrei-
bungstourismus polnischer Frauen ge-
sprochen. Einige deutsche Vertreterin-
nen der Frauenbewegung haben schon
vorgeschlagen, fÄr Hilfe in dieser Si-
tuation Familienplanungszentren nahe
der deutsch-polnischen Grenze einzu-
richten.

wir zweifelsohne durch Nutzung der Erfah-

rungen in anderen LÇndern solche Aktivi-

tÇtsbereiche eingefÄhrt: voreheliche, psy-

chosexuelle Beratung und die Beratung von

Jugendlichen. Bis 1989 haben wir 25 Bera-

tungsstellen einrichten kánnen, dazu 8 me-

dizinische Kliniken. Die Sexualerziehung

wurde 1988 als ein Pflichtfach in Schulen

eingefÄhrt. Leider hat das nur ein Jahr ge-

dauert, nach dem groÉen politischen Um-

bruch von 1989 wurde dieses Schulfach un-

ter dem Druck der Kirche praktisch wieder

abgeschafft; die Zahl der Beratungsstellen

sank auf 16.

Trotz der dargestellten internationalen

Zusammenarbeit sind die VerhÇltnisse in

den LÇndern zwar Çhnlicher, aber nicht

identisch geworden. Jedes Land hat seine

SpezifitÇt bewahren kánnen. Die Schweden

haben eine fÄhrende Rolle in der Sexualer-

ziehung gespielt, aber nie wurde das schwe-

dische Modell mechanisch nachgeahmt; die

Schweden haben Ende der siebziger Jahre

ihr eigenes Modell humanisiert auf der Ba-

sis eigener Erfahrungen, aber auch unter

dem EinfluÉ kritischer Bemerkungen aus

anderen LÇndern. Es ist wichtig, daÉ jedes

Land seine SelbstÇndigkeit bewahrt. Wer

diese Grenze Äberschreiten will, provoziert

MiÉverstÇndnisse.

So etwas geschah neulich mit einer

Gruppe von netten Franzásinnen, die in

schwieriger Lage nach Polen kamen; sie

machten VorschlÇge zur Lásung von Proble-

men, die vielleicht in Frankreich effektiv

sein konnten, aber nicht unbedingt in Po-

len. Es ging um die Teilnahme von Femini-

stinnen am Kampf gegen eine Kriminalisie-

rung des Schwangerschaftsabbruchs, um

StraÉendemonstrationen unter FÄhrung

von Feministinnen. Wir haben nichts gegen

eine Zusammenarbeit mit Feministinnen,

aber was schlecht organisiert ist, hat nur

eine schwache Auswirkung auf die áffentli-

che Meinung. ÑWer den Dichter will verste-

hen, muÉ in Dichters Lande gehenÖ hat der

weise Goethe gesagt und er hat recht.

Internationale Projekte

Sehr wichtig war fÄr uns die Teilnahme an

ÑProjektenÖ und Studien der IPPF Europe

Region. Einige befaÉten sich mit folgenden

Themen: Sexualerziehung in Europa, Ju-

gendliche und SexualpÇdagogik, Vergewalti-

gung - ein Drama aus zwei Perspektiven,

Migration und Familienplanung, und viele

andere mehr. Diese Erfahrungen wirkten

erzieherisch: kollektiv wurde jedes Projekt

entworfen, die Methodologie wurde erar-

beitet, die Fragen wurden auf nationaler

Ebene beantwortet, kollektiv wurden die

Ergebnisse verglichen, zusammengestellt

und SchluÉfolgerungen gezogen.

Diese AktivitÇten waren tatsÇchlich sehr

wichtig, denn sie ermáglichten eine Ant-

wort auf die Frage: ÑWie haben wir uns auf

dem Hintergrund anderer LÇnder zu se-

hen?Ö

Neben den AktivitÇten und Projekten der

Region entwickelten sich auch AktivitÇten

zwischen einzelnen LÇndern, selbst wenn

die Region durch Åbernahme von Reiseko-

sten half. Schweden, Deutsche, Finnen und

Italiener haben so etwas durchgefÄhrt.

In der Gruppe der damaligen sozialisti-

schen LÇnder hat Polen so etwas begonnen,

daran waren Leute aus Bulgarien, der

DDR, Ungarn, Tschechoslowakei, RumÇ-

nien, Sowjetunion und Kuba beteiligt; sechs



internationale Tagungen fanden statt, davon

drei in Polen, eine in der DDR, eine in der

Tschechoslowakei und eine auf Kuba; dabei

wurde das Programm der IPPF in LÇndern

vermittelt, die noch keine Mitgliedsorgani-

sationen hatten; in einigen war es sogar

nicht erlaubt, von SexualitÇt zu sprechen.

Ich bin Äberzeugt, daÉ diese unsere Arbeit

dazu geholfen hat, neue Bedingungen zu

fárdern und in diesen LÇndern bisher ver-

nachlÇssigte Dinge nachzuholen. '

Materielle Hilfen

Der Nutzen internationaler Zusammenar-

beit hat noch eine andere Form, die beson-

ders in unruhigen Zeiten wichtig sein kann.

Sie begann schon in den siebziger Jahren,

wurde in unserem Fall aber besonders deut-

lich nach 1980. Neben der Hilfe von der

IPPF haben wir Zuwendungen von nationa-

len Familienplanungsorganisationen aus

Deutschland, Schweden, Niederlande, DÇ-

nemark, Frankreich und anderen erhalten.

Es ging nicht direkt um Geld, sondern wir

haben Druckpapier und Literatur, VerhÄ-

tungsmittel und technische AusrÄstungen

fÄr GeschÇftsstellen erhalten. Das hat uns

in mehreren Jahren geholfen, den Haushalt

auszugleichen, davon sind 60% ZuschuÉ

des Staates, 40% eigenes Einkommen.

Globale Entwicklungen

Die Mitarbeit in der IPPF hat uns auch

geholfen, neue Probleme und Entwicklun-

gen in die Familienplanung einzubeziehen,

Weltprobleme rechtzeitig kennenzulernen

und in ihrer GráÉenordnung einzuschÇtzen,

obwohl sie bei uns erst spÇter zu Tage tra-

ten. So war es mit der Drogensucht (erst

seit 1973 in Polen), mit der Schwangerschaft

Jugendlicher und mit AIDS (seit 1987 in Po-

len). Jetzt sind diese Problemfelder bei uns

in voller BlÄte, aber wir waren frÄhzeitig ge-
warnt dank der internationalen Zusammen-

arbeit.

Professor der Soziolo-

gie, Abgeordnete von

Selm, Vorsitzender der

TRR/Polnische Gesell-

schaft fÄr Entwicklung

der Familie/. Ehemali-

ger PrÇsident von

Sejm. Interessen: So-
ziologie der Jugend
und Familie und Sozio-

logie des Landes.

in RuÉland

Inga Grebesheva

Der Gesundheitszustand von Frauen und

Kindern, die in RuÉland leben, ist ein

Grund fÄr groÉe Besorgnis. Die Raten der

MÄtter- und Kindersterblichkeit bleiben

hoch (55,7 auf 1000 Lebendgeburten und

17,0 auf 1000 Geburten im Jahre 1991). 50

bis 70 Prozent aller schwangeren Frauen lei-

den an verschiedenartigen Krankheitszu-

stÇnden: AnÇmie, spÇte Toxikose, Nieren-

und HerzgefÇÉkrankheiten etc. Die Todes-

rate im Zusammenhang mit Geburten, die

Anzahl der Schwangerschaften, die nicht zu

Ende gefÄhrt werden, und Totgeburten neh-

men zu. Die Krankheit der Mutter beein-

trÇchtigt ernsthaft die Entwicklung des Foe-

tus und die Gesundheit des neugeborenen

Kindes. Mehr als 50 Prozent aller Babys ha-

ben irgendeine Art von gesundheitlichen

Problemen. In den vergangenen wenigen

Jahren gab es eine erhebliche Zunahme an-

geborener Anomalien.

Abtreibungen

Einer der HauptgrÄnde fÄr diese alarmie-

rende Situation ist die hohe Zahl von

SchwangerschaftsabbrÄchen in RuÉland.

Im Durchschnitt hat jede in RuÉland gebo-

rene Frau vier oder fÄnf Abtreibungen im

Laufe ihrer geburtsfÇhigen Jahre. Mehr als

10 Prozent aller Abtreibungen sind illegal.

Bei Bewohnerinnen von lÇndlichen Gebie-

ten und jungen MÇdchen unter 17 Jahren

besteht die gráÉte Wahrscheinlichkeit, daÉ

sie zu illegalen Abtreibungen Zuflucht neh-

men, und sie leiden unter den meisten Kom-

plikationen und der háchsten Sterblichkeit.

Von der Gesamtzahl von TodesfÇllen durch

Abtreibungen betrifft ein Viertel junge

Frauen unter 25 Jahren. Die hÇufigste

Todesursache durch Abtreibung ist Sepsis,

gefolgt von Blutungen. AuÉerst beunruhi-

gend ist die Anzahl von Abtreibungen bei
jungen MÇdchen. AnnÇhernd 40000 MÇd-

chen unter 17 Jahren lassen jedes Jahr ab-

treiben.

Die Folgen einer Abtreibung sind wahr-

haft alarmierend. Jede Frau, die abtreiben

lÇÉt, insbesondere zum ersten Mal, lÇuft

Gefahr, unfruchtbar zu werden. UngefÇhr

20 Prozent der verheirateten Paare kánnen

keine Kinder bekommen und, nachdem sie

ihre erste Abtreibung mit wenigWissen Äber

die Konsequenzen gehabt hatten, unterzie-

hen sie sich langwieriger und erfolgloser

Çrztlicher Behandlung, um das gewÄnschte

Kind zu bekommen.

Die Situation wird verschlimmert durch

den erschreckenden Anstieg von Ge-

schlechtskrankheiten und AIDS, insbeson-

dere bei jungen Leuten. Jeder fÄnfte Fall

von diagnostizierter Syphilis wird bei einem

Jugendlichen unter 17 Jahren und ein Drit-

tel von neuen Gonorrhoe-Erkrankungen

bei Jugendlichen unter 17 festgestellt.

Trotz aller Absichten und VorsÇtze kán-

nen unsere Frauen keine modernen VerhÄ-

tungsmethoden anwenden. Die meisten

Frauen, die, aus welchem Grund auch im-

mer, kein Kind haben wollten, finden es

schwer, aufgrund des Schadens, den ihre

Gesundheit durch frÄhere Abtreibungen er-

litten hat, ein gewÄnschtes und gesundes

Kind zu bekommen.

Das Sexualleben unserer Frauen wird von

der stÇndigen Furcht vor einer unerwÄnsch-

ten Schwangerschaft und ihrer anschlieÉen-

den Beendigung durch Abtreibung beglei-

tet. Im wesentlichen wird der Beválkerung

von RuÉland ihr Recht auf sicheren Sex und

VerhÄtung verweigert, obwohl moderne Ver-

hÄtungsmethoden und Information Äber

dieses Thema in der ganzen zivilisierten

Welt verfÄgbar sind.

Mangel an Informationen

Das Fehlen von jeglicher sachkundiger,

verstÇndiger und gleichzeitig einfÄhlsamer

Information, um die Probleme von Sex und

VerhÄtung den verschiedenen Gruppen un-

serer Beválkerung und insbesondere jungen

Leuten zu erklÇren, hat zu der weiten Ver-

breitung von qualitativ minderwertiger, un-

genauer Literatur und Videocassetten ge-

fÄhrt, die oft wenig mehr als Pornographie

sind.

Die HauptgrÄnde fÄr diese unglÄckliche

Situation sind:

â eine UnterschÇtzung der Tiefe und Be-

deutung der Probleme, die mit der Ge-

sundheit von Frauen, mit der Geburt

von gesunden Kindern und dem Recht

auf ein sicheres Sexualleben verbunden
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sind:

- ngelndes Wissen Äber VerhÄtung und

çdie Folgen von Abdtreidungen, fehlende

planunsskrankenschwesten, Lehrem,

Piycholbgen und anderen Fachleuten:

sem Land hergestellten VerhÄtungsmÄttel

und das Fehlen jesticher industneller

Prodtuktion von indivrduellen Arten mo-

derner VerhÄtung einschlieÉhch weitbe-

kannter Methoden wie der Pilk.

Seit vielen Jahren war Information Äber

VerhÄtung uur in Beratungsstellen fÄr

Frauen erhÇklich. Die årzte waren haupt-

Schlich damit beschÇftigt, schwangeren

Frauen zu helfen und ÑwnÇkolosische

Krankheiten zu behandeln, und gesunden

Frauen, die VerhÄtung benátigten, wurde

keine Beachtung geschenkt. Selbst jetzt

kánnen junge Leute und Jugendliche, ins-

besondere junge MÇnner, keine berufliche

Hilfe zu Sex und VerhÄtung bekommen.

Dieses Problem wurde sewáhnlich fÄr hoch-

spezialisiert und nur von medizinischem In-

terese angesehen. Lehrer Psychologen,

Sozialarbeiter und andere waren nicht

daran bereilist. eine Lásung zu finden. Es

sollte erwÇhnt werden, daÉ in diesem Jahr

zum ersten Mal in RuÉland die Ausbildung

von Sozialarbeitern in den hÇheren und

nen wurde.

Nicht-staatliche Organisation

Um zu helfen, eine Lásung fÄr die Pro-

bieme der Familienplanung zu finden,

wurde die nicht-staatliche Russische Fami-

henplanungsgesellschaft im Dezember 1%1

gegrÄndet. Ihre GrÄndung wurde unter-

stÄtzt von dem Koordinationskomitee fÄr

Angelegenheiten von Familie, Mutter und

Kind unter dem PrÇsidenten der Russischen

Fáderation und der russischen Regierung.

Die Arbeit der Gesellschaft vereinigt die

BemÄhungen von verschiedenen Fachleu-

ten: årzte, Lehrer, RechtsanwÇlte, Psycho-

logen, Demographen, äkonomen, etc. Ihre

Hauptziele sind, die Leute, insbesondere

Jugendliche und junge Leute, unter BerÄck-

sichtigung von Traditionen, religiásen An-

schauungen, den besonderen VerhÇltnissen

jeder Familien aufzuklÇren und zu erziehen,

Teams von Spezialisten auszubilden, Mate-

rial zu veráffentlichen und in den verschie-

denen russischen Territorien Niederlassun-

gen der Gesellschaft zu errichten.

(Die Autorin ist PrÇsidentin der Familienpla-

nungsorganisation RuÉlands.)

Aus: IPPF E Region: Planned Parenthood in
Europe. May 10

| die InformationslÄcke

Duarte Vilar

Die Geburten bei portugiesischen MÇd-

chen unter MN Jahren nehmen zwar ab, aber

die Portugiesische Familienplanungsgesell-

schaft (AFP) ist der Meinung, daÉ mit 9%

aller Geburten diese Zahl noch weitaus zu

hoch ist.

In der Tat wenden schr wenige junge

Leute in Portugal irgendeine Art von VerhÄ-

tung an. Im Jahre IS startete die Regie-

rung eine Erziehungsreform, die ursprÄng-
lich vorsah, Sexualerziehung in die Schul-

IchrplÇne aufzunehmen. Aber trotz áffentli-
cher Zustimmung zu dieser Notwendigkeit

widersprachen die Schritte, die bisher unter-

nommen wurden, den ursprÄnglichen Ab-
sichten.

In den Schulprogrammen wird kaum Be-
zug auf Angelegenheiten der Sexualerzie-

hung senommen, mit Ausnahme der

menschlichen Reproduktion (in Natur-

kunde) und VerhÄtung und Vermeidung von

sexuell Äbertragbaren Krankheiten (in Bio-

logie). Die APF spÄrt konservativen Wider-

stand unter den Reformerm selbst. Anderer-
seits arbeiten Vertreter der Ant-AIDS-

Kampagne in den Schulen, aber haben
keine Ausbildung in Sexualerziehung insge-
samt.

Weiterbildung

Die APF hat diese Probleme und auch

den Mangel an Diensten fÄr Heranwach-

sende publik gemacht. Um die LÄcken zu

schlieÉen, hat sie sowohl fÄr Sexualerzie-

hung als auch fÄr Kenntnisse Äber Jugend-

beratung Kurse fÄr Lehrer, Mitarbeiter und

Berater im Gesundheitswesen organisiert.

Die APF hat auch Seminare organisiert

Äber schulische und auÉerschulische Sexua-

lerziehung, AIDS-Vermeidung und Äber die

Situation mit Blick auf die sexuellen und re-

produkuven Rechte in Portugal.

BroschÄren fÄr junge Leser behandeln

Anatomie, Physiologie und VerhÄtungsme-

thoden. Im Jahr 1980 wurde ein von der

UNFPA_ finanziertes Drei-Jahres-Projekt

begonnen, um neue Sexualerziehungsmate-

nialien herzustellen.

äffentlichkeitsarbeit

Die regionalen Niederlassungen der AFP

halten Treffen ab fÄr Studenten oder Eltern

(in Schulen) und auch â in Zusammenarbeit

mit Berufsausbildungszentren in mehreren

StÇdten - fÄr Auszubildende. Im MÇrz 1%89

besann die Lissaboner Niederlassung ein

neues Projekt Äber Jugendberatung, &-

nannt ÑJunge MittwocheÖ, mit einem rund

um die Uhr besetzten Telefon. In Oporto

hat die APF-Niederlassung seit 1986 meh-

rere erfolgreiche Beratungszentren einse-

richtet. Beide Niederlassungen arbeiten mit

Projekten zur Drogenvermeidung und mit

den Familienplanungssdiensten der Regie-

rung zusammen.

Medienarbeit ist eine weitere APF-Strate-

gie. Im Jahr 1989 begann die Lissaboner

Niederlassung ein zweimal im Monat ausx-

strahltes Radioprogramm mit dem Titel

ÑNiemand ist aus SteinÖ. Supersom, ein Mu-

sikmagazin, hat auch die APF aufgefordert,

eine neue Kolumne ÑIntimitÇtenÖ einzurich-

ten.

Die Bereitstellung von Ausbildung und

Materialien, praktische Arbeit in Sexuakr-

ziehung, Zusammenarbeit mit den Gesund-

heitsdiensten bei der Organisation von

Diensten fÄr Heranwachsende und repro-

duktive Rechte in Portugal werden weiter

hin PrioritÇten der APFwohl bis weit in de

neunziger Jahre hinein sein.

Aus: WHO Europe: ENTRE NOUS -The Europeam Rr-
mily Planning Magazine. Apr 1901.
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Die Auffassung, die Republik Irland sei

eines der rÄckstÇndigen europÇischen LÇn-

der in bezug auf die AusÄbung der mensch-

lichen Reproduktionsrechte und -wahlmág-

lichkeiten ist nicht vállig falsch. Aber es

muÉ gesagt werden, daÉ es im vergangenen

Vierteljahrhundert von allen europÇischen

LÇndern in Irland mehr Tumult und VerÇn-

derung in den Einstellungen zur SexualitÇt

und Reproduktion gegeben hat als in ande-

ren europÇischen LÇndern.

Der Tumult kann zum Teil der Tatsache zu-

geschrieben werden, daÉ Irland kulturell

viel weiter von Europa entfernt ist, als es

rein geographisch gesehen scheint. Der

Energieaufwand und der Konflikt, der sich

áfters in den Vereinigten Staaten von Ame-

rika bei Themen von VerhÄtung und

Schwangerschaftsabbruch zeigt, kann leich-

ter in Irland gefunden werden als beispiels-

weise bei seinem unmittelbaren europÇi-

schen Nachbarn, GroÉbritannien. In derTat

stammen in der gegenwÇrtigen Kontroverse

Äber den Schwangerschaftsabbruch in Ir-

land (darÄber spÇter mehr) viele der Wort-

fÄhrer und ein GroÉteil des im Umlauf be-

findlichen gedruckten Materials aus den

USA.

Fortschritte

Aber solch eine VerÇnderung wird die, die

in Irland auf dem Gebiet erreicht worden

ist, daÉ Paare in die Lage versetzt wurden,

frei und informiert zu wÇhlen, wieviele Kin-

der sie haben und welche Mittel sie benÄt-

zen werden, um den Zeitpunkt der Gebur-

ten festzulegen, und welche Freiheiten sie

genieÉen sollten, um ihrer SexualitÇt Aus-

druck zu verleihen, hat bei weitem mehr

UnterstÄtzung in Europa als in Amerika ge-

funden. Und diese VerÇnderung ist so groÉ

gewesen, daÉ es schwerfÇllt anzuerkennen,

daÉ erst vor 20 Jahren VerhÄtung gesetzlich

verboten wurde und háhere Strafen nach

sich zog als die, die fÄr Prostitution galten.

Die Feststellung scheint richtig, daÉ die

Saat fÄr die VerÇnderung Anfang 1969 gesÇt

wurde mit der Errichtung einer Gesell-

schaft, die damals als ÑFertility Guidance

CompanyÖ (Fruchtbarkeitssteuerungs-Ge-

sellschaft) bekannt wurde, die spÇter die

David Nowlan

Diesen Beitrag hat ein Autor aus

Dublin geschrieben; er ist Arzt und

Journalist, auch Vorsitzender der Fa-

milienplanungsorganisation Irlands.

Vor ein paar Monaten wurde er auch

zum PrÇsidenten der Europa-Region

der IPPF gewÇhlt.

Sein Bericht macht deutlich, daÉ es

auf dem Gebiet der SexualitÇt und Fa-

milienplanung nicht nur in Osteuropa,

sondern auch in westeuropÇischen

LÇndern Probleme und Auseinander-

setzungen gibt.

Irische Gruppen haben schon oft

Hilfe in anderen LÇndern Europas ge-

sucht. Von der neuen StaatsprÇsidentin

Mary Robinson heiÉt es unter der

Åberschrift ÑDie Meisterin der sanften

SubversionÖ in einem Bericht: ÑImmer

wieder benutzte sie europÇisches

Recht, um vor den Gerichtsháfen von

StraÉburg und Luxemburg ÄberfÇllige

Reformen in Irland zu erzwingen.Ö

(DIE ZEIT, 6. MÇrz 92)

In einem Referendum in Irland

wurde mit deutlicher Mehrheit den

Maastrichter VertrÇgen zugestimmt,

hauptsÇchlich aus wirtschaftlichen

GrÄnden. Es ist noch nicht bekannt,

ob die europÇische Vereinigung eine

zwingende Auswirkung auf das irische

Abtreibungsrecht haben wird und ob

der Schutz des Ungeborenen aus der

Verfassung gestrichen werden muÉ.

EuropÇische Folgen des Abtrei-

bungsverbots?

Irische Familienplanungsgesellschaft

(IFPA) werden sollte. Eine kleine Gruppe

von årzten/innen und anderen schlossen

sich zusammen und grÄndeten in Dublin

eine kleine Beratungsstelle, deren Mitarbei-

ter/innen ausschlieÉlich unbezahlte Freiwil-

lige waren, da sie glaubten, daÉ, wenn eine

Art von VerhÄtungsdiensten verfÄgbar ge-

macht wÄrde, es máglich sein kánnte, eine

áffentliche Nachfrage sowohl nach der Le-

galisierung wie auch nach der Bereitstellung

von Familienplanung zu schaffen.

Das gesetzliche Verbot der VerhÄtung be-

+

traf die Herstellung und die Einfuhr von

VerhÄtungsmitteln. Es gab kein Gesetz, das

tatsÇchlich ihren Gebrauch verbot, so daÉ

diejenigen, die Äber solche Máglichkeiten

verfÄgten, nicht unter eine Strafverfolgung

fallen wÄrden. Ein kombiniertes orales Ver-

hÄtungsmittel konnte aufgrund eines gesetz-

lichen Schlupflochs verordnet werden, wo-

bei es mehr als Regulator des Menstrua-

tionszyklus denn als VerhÄtungsmittel ein-

geschÇtzt wurde. Und verschiedene Freiwil-

lige brachten so viele Lieferungen von ande-

ren VerhÄtungsmitteln ins Land, wie im per-

sánlichen GepÇck durch den Grenzzoll ge-

schmuggelt werden konnten.

Gesetze

Familienplanung hatte klein angefangen.

Aber die erste bedeutende radikale Geset-

zesÇnderung sollte 1973 kommen, als die

junge Frau eines Fischers, Frau Mary

McGee, die zuvor einen Schlaganfall erlit-

ten hatte und der von einer erneuten

Schwangerschaft abgeraten worden war,

sich an die Gerichte gewandt hatte, nach-

dem eine kleine Menge eines Spermizids

von den Zollbehárden beschlagnahmt wor-

den war. Das Háchste Irische Gericht ur-

teilte, daÉ die Beschlagnahmung ihrer per-

sánlichen Habe ein Eindringen in ihre fami-

liÇre PrivatsphÇre sei (die in der irischen

Verfassung garantiert war), und somit

wurde das Verbot, VerhÄtungsmittel einzu-

fÄhren, aufgehoben.

Mehrere Jahre lang genoÉ die Republik

das, was viele fÄr die ideale Gesetzgebung

Äber die Einfuhr und den Vertrieb von Ver-

hÄtungsmitteln halten wÄrden, nÇmlich

Äberhaupt keine Gesetze auÉer jenen medi-

zinischen und Çhnlichen Bestimmungen,

die Wirksamkeit, Sicherheit und QualitÇt

gewÇhrleisten sollten. Aber der Widerstand

dagegen, den Menschen die AusÄbung ihrer

sexuellen und reproduktiven Rechte zu er-

lauben, war noch immer sehr aktiv: Die Tra-

dition, daÉ moralisches Verhalten durch er-

lassene Gesetze vorgeschrieben werden

sollte, war und ist noch immer in bestimm-

ten konservativen Bereichen der irischen
Gesellschaft, einschlieÉlich der Hierarchie

der rámisch-katholischen Kirche, vorherr-

schend.
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Im Jahre 1974 veranlaÉte ein bekannter

katholischer konservativer Laie (der noch

immer in verschiedenen Anti-Sex, Anti-Ver-

hÄtungs- und Anti-Abtreibungs-Organisa-

tionen aktiv ist) seine sehr jungen Kinder,

ohne Angabe ihres Alters an den Postbe-

stelldienst der Irischen Familienplanungsge-

sellschaft zu schreiben. Als die bestellten

VerhÄtungsmittel ordnungsgemÇÉ per Post

ankamen, verstand er es, die Polizeibehár-

den dazu zu bringen, die Gesellschaft vor

Gericht zu bringen. Die Gesellschaft ge-

wann den ProzeÉ. Sie gewann ebenso ein

Berufungsverfahren gegen das Verbot eines

kleinen BÄchleins Äber Familienplanung,

das von der IFPA verfaÉt worden war, durch

das staatliche Zensurgremium.

Aber konservativer Druck, Familienpla-

nung einzuschrÇnken, bildete sich weiter-

hin, und im Jahr 1979 fÄhrte der damalige

Gesundheitsminister, Herr Charles Haug-

hey, ein, was er als Ñeine irische Lásung fÄr

ein irisches ProblemÖ beschrieb. Dies war

das Gesundheits- (Familienplanungs-) Ge-

setz, das den Vertrieb:von VerhÄtungsmit-

teln auf lizensierte Familienplanungsbera-

tungsstellen und Apotheken beschrÇnkte.

Es machte auch spezielle Genehmigungen

fÄr die Einfuhr von VerhÄtungsmitteln er-

forderlich, gab dem Minister die Macht, die

Lizenzen fÄr Beratungsstellen zu gewÇhren

oder abzulehnen, und ermÇchtigte ihn, nur

die sogenannten ÑnatÄrlichenÖ Methoden

der Familienplanung finanziell zu unterstÄt-

zen.

Kondome

Unter dieser Gesetzgebung wurde ein Fa-

milienarzt, Dr. Andrew Rynne, vor Gericht

gebracht und schuldig gesprochen, weil er

einen seiner Patienten mit Kondomen ver-

sorgt hatte. Es war das erste Mal, daÉ eine

Familienplanungssache bei einem irischen

Gericht eine Niederlage erlitten hatte, aber

die áffentliche Reaktion war so, daÉ es bald

offenkundig wurde, daÉ eine gewisse Libe-

ralisierung der restriktiven Gesetzgebung

sowohl máglich wie auch wÄnschenswert

war. Bevor diese VerÇnderung bewirkt

wurde, sollte ein Regierungswechsel statt-

finden, aber im Jahr 1985 gelang es dem Ge-

sundheitsminister der Labour Party, Herrn

Barry Desmond, einige bescheidene VerÇn-

derungen der Gesetzgebung durchzusetzen,

aber er fÄgte eine Altersgrenze von 18 Jah-

ren ein, unter der der Verkauf von VerhÄ-

tungsmittel an eine Person illegal sein

wÄrde â und dies ohne RÄcksicht auf die

Tatsache des gesetzlichen Heiratsalters von

nur 16 Jahren.

Im folgenden Jahr wurde eine Beratungs-

stelle ÑDie gesunde FrauÖ in Dublin vor Ge-

richt gebracht und wegen des Verkaufs von

Kondomen zu einer Geldstrafe von 50

Pfund verurteilt. Die Beratungsstelle hatte

nicht die Genehmigung des Gesundheitsmi-

nisters, beantragt, Familienplanungsdienste

durchzufÄhren. Inzwischen hatte die Fami-

lienplanungsgesellschaft (welche die mini-

sterielle Genehmigung zu Familienpla-

nungsdiensten beantragt und bekommen

hatte) als Hilfsunternehmen eine Apotheke

eingerichtet, um Äber diese VerhÄtungsmit-

tel zu vertreiben. Eine Filiale dieser Apo-

theke war aufgefordert worden, Äber eines

der gráÉten PlattengeschÇfte von Dublin,

wo bekanntermaÉen viele junge Leute ein-

kaufen, Kondome zu vertreiben.

Dieser Weg, Kondome zu verkaufen, be-

gann im Jahr 1988, und im Oktober 1989 be-

schuldigte die Polizei die Familienplanungs-

gesellschaft, das Gesetz durch den Verkauf

von Kondomen zu brechen. Die Gesell-

schaft gewann diesen ProzeÉ aus formalen

GrÄnden, aber die Druck ausÄbende

Gruppe beschwerte sich weiterhin bei der

Polizei, und im Mai 1990 wurde ein weiterer

ProzeÉ angestrengt, und dieses Mal verlor

die Gesellschaft und wurde zu einer Geld-

strafe von 400 Pfund verurteilt wegen des

Verkaufs von Kondomen in Einrichtungen,

die fÄr diesen Zweck keine Lizenz hatte.

Es war der IFPA bekannt, daÉ gewisse hÇ-

mophile MÇnner, die sich AIDS zugezogen

hatten, es vorzogen, Kondome eher in dem

GeschÇft Virgin Megastore als in ihren loka-

len Apotheken oder in den Familienpla-

nungsberatungsstellen zu kaufen. So ver-

kaufte sie mit UnterstÄtzung des Inhabers

des PlattengeschÇfts, Richard Branson, wei-

terhin dort Kondome und legte gegen das

Gerichtsurteil Berufung ein. Im Februar

1991 wurde die Berufung vor einem háhe-

ren Gericht verhandelt, und die Gesell-

schaft wurde wieder schuldig gesprochen,
ihre Geldstrafe wurde erháht, und ihr
wurde vom Richter gesagt, daÉ sie Ñgut

weggekommen seiÖ.

Die Geldstrafe wurde unverzÄglich von

der Rockgruppe U2 bezahlt, und Richard

Branson verpflichtete sich, jegliche finan-

zielle UnterstÄtzung zu geben, welche im

Falle irgendwelcher weiterer strafrechtli-

cher Verfolgungen erforderlich sein kánnte

(was eine Geldstrafe bis zu 5000 Pfund zu-

zÄglich 250 Pfund pro Tag, an dem die Ge-

setzesÄbertretung wiederholt wurde, bedeu-

ten kánnte), wenn die IFPA einverstanden

wÇre, weiterhin in seinem PlattengeschÇft

Kondome zu vertreiben. Wiederum war die
áffentliche Reaktion auf die Verurteilung

so, daÉ der Premierminister (derselbe Char-

les Haughey, der als Gesundheitsminister

das ursprÄngliche restriktive Familienpla-

nungsgesetz eingefÄhrt hatte) eine áffentli-

che ErklÇrung abgab, in der er sagte, daÉ

das Gesetz nicht mehr zeitgemÇÉ und ver-

besserungsbedÄrftig sei.

Bis jetzt ist es noch nicht geÇndert wor-

den. Aber die Familienplanungsgesellschaft

ist auch nicht wieder gerichtlich belangt

worden, obwohl sie weiterhin an einem

Ladentisch im Virgin Megastore Kondome

vertreibt, ebenso wie in ihren ministeriell li-

zensierten Familienplanungsberatungsstel-

len. Die Geschichte der VerhÄtung in Irland

scheint dazu bestimmt, weiterhin von Wi-

dersprÄchen und Ambivalenzen charakteri-

siert zu sein.

Abtreibungen

Die Geschichte der Abtreibung ist ziem-

lich anders. Absichtlich herbeigefÄhrter

Schwangerschaftsabbruch ist in Irland

schon vor der GrÄndung des Staates illegal

gewesen. Die Bestimmungen des engli-

schen Gesetzes Äber Zuwiderhandlungen

gegen die Person aus dem 19. Jahrhundert

haben im irischen Recht ihre volle GÄltig-

keit und verbieten Schwangerschaftsab-

bruch absolut, so wie in GroÉbritannien bis

zu dem berÄhmten Bourne-Fall in den drei-

Biger Jahren, als dort ein Schwangerschafts-

abbruch aus medizinischen GrÄnden zuge-

lassen wurde.

Aus Angst, ein Çhnlicher wie der Bourne-

Fall kánne vor die irischen Gerichte kom-

men und so das Recht in der Republik libe-

ralisieren, setzte sich eine Gruppe von kon-

servativen Rámisch-Katholiken bei der iri-

schen Regierung dafÄr ein, ein nationales

Referendum abzuhalten, um eine Klausel

in die Verfassung des Staates einzufÄgen,

wonach der Staat sich verpflichten sollte,

Ñdas Recht auf Leben des Ungeborenen an-

zuerkennen und unter gebÄhrender BerÄck-

sichtigung des gleichen Rechts auf Leben

der Mutter in seinen Gesetzen dieses Recht

zu respektieren und soweit als durchfÄhrbar

mit seinen Gesetzen zu schÄtzen und zu ver-

teidigenÖ.

Die áffentliche Diskussion, die zu diesem

Referendum fÄhrte, war eine der erbitter-

sten und entzweiendsten, die die Nation je

erlebt hatte. Jeder, der in Frage zu stellen

wagte, ob es weise sei, solch eine Klausel

der Verfassung hinzuzufÄgen (einschlieÉlich

sogar einiger der protestantischen Kir-

chen), wurden von den katholischen Eife-

rern, die die Kampagne fÄr die Verfassungs-

Çnderung fÄhrten, als Abtreiber charakteri-

siert. Sie hatten, nach ihren eigenen Wor-

ten, die Absicht, das nationale Verbot der

Abtreibung eisern zu verankern, und sie

hárten nicht auf jene Juristen, die warnten,

daÉ ihre VerÇnderung in bestimmten FÇllen

legal als Abtreibungserlaubnis interpretiert

werden kánnte.

Gerechterweise ist zu sagen, daÉ die

groÉe Mehrheit der Iren von Natur aus vor

Abtreibung zurÄckschrecken. Die Auffas-

sung des Foetus als ein Wesen, das berech-
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tigt ist, die Menschenrechte zu genieÉen, ist

_ weit verbreitet und wird ernsthaft empfun-

den. Das Wahlergebnis in dem Referendum

von 1983 war jedoch knapp - gerade Äber

die HÇlfte der WÇhlerschaft. Dennoch

wurde die ånderung mit einer Zweidrittel-

mehrheit durchgefÄhrt. Irland hatte seine

achte VerÇnderung der Verfassung ange-

nommen, und die katholischen Bischáfe wa-

ren erleichtert, daÉ das Abtreibungsverbot

in der Verfassung eisern verankert worden

war.

Aber in manchen GemÄtern herrschte

noch immer die Angst, daÉ vielleicht je-

mand ein europÇisches Gericht anrufen

wÄrde. So stellte ein anderer der konserva-

tiven katholischen Aktivisten - derselbe

Mann, der seine Kinder in dem ursprÄngli-

chen Gerichtsverfahren benutzt hatte, das

gegen die IFPA wegen des Versandes von

VerhÄtungsmitteln per Post angestrengt

worden war â einen privaten Antrag bei der

irischen Regierung und Äberzeugte sie ir-

gendwie, in den Maastrichter Vertrag ein

spezielles Protokoll mitaufzunehmen, das

verhindern sollte, daÉ irgendetwas im euro-

pÇischen Recht die achte VerÇnderung der

irischen Verfassung (Artikel 40.3.3) beein-

trÇchtigen wÄrde. Dieses Protokoll wurde

in den Maastrichter Vertrag Äbernommen,

ohne daÉ die äffentlichkeit Äber seine Exi-

stenz Bescheid wuÉte und ohne jegliche áf-

fentliche oder politische Diskussion Äber

seine Vor- und Nachteile.

Fallbeispiel

Und dann kam im Februar 1992 der Fall

von ÑFrÇulein XÖ, einem 14-jÇhrigen MÇd-

chen, das vergewaltigt und geschwÇngert

worden war, vermutlich vom Vater einer ih-

rer Freundinnen. Ihre sie liebenden Eltern

brachten sie zur Beratung zu einem Psycho-

logen, und es war vereinbart worden, daÉ

der beste Lauf der Dinge fÄr sie wÇre, nach

England zu einem Schwangerschaftsab-

bruch zu fahren. Die Eltern, anstÇndige, ge-

setzestreue BÄrger der Mittelklasse, waren

darum bemÄht, daÉ der Vergewaltiger vor

Gericht gestellt werden sollte, und berieten

sich somit, bevor sie nach England aufbra-

chen, mit der Polizei, um zu erfahren, ob

Foetusgewebe nach dem Abbruch nÄtzlich

wÇre fÄr einen DNA-Test, um den Vater zu

ermitteln.

Die Polizei befragte den Generalstaatsan-

walt, den háchsten Justizbeamten der Re-

gierung, und dieser, nachdem er informiert

worden war, daÉ tatsÇchlich jemand eine

Abtreibung plante, beantragte und er-

reichte eine gerichtliche VerfÄgung vom Ho-

hen Gericht, um das junge MÇdchen daran

zu hindern, nach England zu fahren. Der

darauf folgende áffentliche Aufschrei war

bemerkenswert. Ein 14-jÇhriges Vergewalti-

gungsopfer sollte rechtswirksam in ihrem ei-

genen Land fÄr die Dauer einer Schwanger-

schaft gefangengehalten werden, durch die

sie bereits suizidgefÇhrdet worden war â wie

der Psychologe vor dem Gericht bezeugt

hatte. Es war so, als ob das MitgefÄhl, das

sich wÇhrend des Verfassungsreferendums

Äber den Foetus ergossen hatte, sich nun

Äber dieses junge MÇdchen ergieÉt.

Der Fall ging sofort in Berufung beim

Háchsten Gericht, und die Richter interpre-

tierten mit einer Mehrheit von vier zu eins

Artikel 40.3.3 genau in der Weise, wie die

Juristen gewarnt hatten, daÉ sie es tun wÄr-

den: Sie waren der Auffassung, daÉ in der

Tat eine wesentliche Gefahr fÄr das Leben

der jungen Mutter aufgrund ihrer suizidge-

fÇhrdeten Verfassung bestand und daÉ ihr

deshalb die Beendigung ihrer Schwanger-

schaft erlaubt werden sollte. Zum ersten-

mal war in Irland als Folge dessen, was das

Abtreibungsverbot eisern verankern sollte,

ein Schwangerschaftsabbruch legal â zumin-

dest unter UmstÇnden, wo das Lebensrecht

der Mutter gefÇhrdet war.

Das junge MÇdchen fuhr mit ihren Eltern

zum Schwangerschaftsabbruch nach Eng-

land. Das Foetusgewebe wurde tatsÇchlich

einer DNA-Untersuchung unterzogen und

wird vermutlich als Beweismittel dienen,

das éden Vergewaltiger ÄberfÄhren wird.

Man erwartet, daÉ dieser ProzeÉ in KÄrze

vor Gericht kommen wird.

In der Zwischenzeit war die ganze ent-

zweiende Abtreibungsdiskussion wiederbe-

lebt worden. Die Konservativen bestanden

auf einem weiteren Referendum, damit

dem Foetus sein Recht auf Leben zurÄckge-

geben werde - diesmal máglicherweise

ohne jegliche RÄcksicht auf die Rechte ei-

ner Mutter. Schlimmer aber war, daÉ genau

diese VerfassungsÇnderung, die die Schwie-

rigkeiten verursacht hatte, nun von der

EuropÇischen Gemeinschaft anerkannt wer-

den sollte, so daÉ kein europÇisches Gesetz

etwas daran Çndern kánnte. Nicht nur

wÄrde Schwangerschaftsabbruch in Irland

máglich sein, sondern die europÇischen

Strukturen kánnten nicht benÄtzt werden,

um diese Situation zu Çndern. Die Anti-Ab-

treibungslobby wandte sich nun einer Kam-

pagne fÄr eine Nein-Stimme im Refe-

rendum Äber die Ratifizierung des Maas-

trichter Vertrags zu, dem sie ursprÄnglich

das spezielle Protokoll zum Schutz von Arti-

kel 40.3.3 als Anhang hinzugefÄgt hatten.

DerTumult hÇlt weiter an. Die irische Re-

gierung hat versprochen, etwas zu unter-

nehmen, um die Angelegenheiten im No-

vember zu sichten, obwohl sie nicht genau

erklÇrt hat, in welcher Form. Ein weiteres

Referendum scheint wahrscheinlich, aber

diesmal, um den irischen Frauen das Recht

zu reisen und das Recht, Informationen

zu garantieren. Die parlamentarische Ge-

setzgebung scheint auch eine Máglichkeit

zu sein, aber niemand redet viel davon.

Zwischen Gerichten und Gesetzgebung

hatte Irland zwei tumultreiche Jahrzehnte

im Hinblick zum Thema VerhÄtung und Ab-

treibung gehabt, und die Diskussionen ge-

hen weiter. Die KÇmpfe um VerhÄtung auf

dieser Insel am Rande von Europa sind we-

nig mehr als WortgeplÇnkel geworden, und

sogar die Studenten des katholischen Semi-

nars, das gewáhnlich das gráÉte in Irland

war, haben zugunsten der Bereitstellung

von Kondomen auf ihrem Campus abge-

stimmt.

Studenten anderer AusbildungsstÇtten

fÄhren regelrechte KÇmpfe mit ihren Colle-

geverwaltungen Äber die Anbringung und

Entfernung von Verkaufsautomaten fÄr

Kondome (die noch immer illegal sind),

aber das Auftreten von AIDS macht es

wahrscheinlich, daÉ Irland endlich eine libe-

ralere Gesetzgebung Äber den Vertrieb von

VerhÄtungsmitteln haben wird. Åber die

Bereitstellung von Kondomen wird wenig-

stens eher als eine Sache der Gesundheit als

der Moral gesprochen (obwohl die selbster-

nannten MoralhÄter der Iren noch immer

im Unterholz lauern und versuchen, diejeni-

gen abzuschlieÉen, die VerhÄtung breiter

verfÄgbar machen wÄrden.

Kirche

Aber ungeachtet der GeplÇnkel Äber Ver-

hÄtung muÉ der Krieg Äber die Abtrei-

bungsgesetzgebung noch gefÄhrt werden.

Die katholischen Bischáfe scheinen vermut-

lich vor der versprochenen Regierungsak-

tion im November wieder ihren EinfluÉ gel-

tend zu machen. Aber sogar bei ihnen war

einiges ihrer moralischen AuthoritÇt in den

vergangenen Monaten erschÄttert worden

durch die EnthÄllung, daÉ einer aus ihrer

Mitte vor 17 Jahren eine Sohn gezeugt hatte

mit einer irisch-amerikanischen Frau, die

ratsuchend zu ihm gekommen war, nach-

dem ihre Ehe in den Vereinigten Staaten ge-

scheitert war.

Ironischerweise war dieser Bischof im all-

gemeinen fÄr eine der liberaleren Stimmen

innerhalb der irischen Hierarchie gehalten

worden. Jetzt wird natÄrlich seine Stimme

nicht mehr gehárt: Er ist von seinem Bi-

schofsamt zurÄckgetreten und arbeitet nun

in der Auslandsmission. Es wird mehr als in-

teressant werden, genau zu sehen, wie seine

Kollegen in der Hierarchie mit kÄnftigen

ErklÇrungen Äber Sexualmoral umgehen.

(Stand: Juni 1992)
(Aus dem irischen Englisch hat Meike Loth-
Kraemer den Text Äbersetzt.)
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Literatur zum Thema

Die Entwicklung der Familienplanung in

Europa und die Auseinandersetzungen mit

der Opposition sind schon hÇufig darge-

stellt worden. Hier kann nur auf eine kleine

Auswahl ohne Empfehlungen aufmerksam

gemacht werden.

Im pro familia magazin wurde immer wie-

der die Familienplanungsarbeit der Region

und anderer europÇischer LÇnder (ein-

schlieÉlich der DDR) dargestellt. Das

Schwerpunktthema von 2/85 heiÉt: ÑFami-

lienplanung in EuropaÖ. In dieser Ausgabe

findet sich der Bericht von Julian Heddy:

ÑGeschichte und Bedeutung der Europa-

Region in der IPPFÖ, der als ErgÇnzung zu

den BeitrÇgen dieses Heftes noch lesens-

wert ist.

Zwei andere Fachzeitschriften sind wich-

tig fÄr den Themenbereich:

IPPF Europe: PLANNED PARENTHOOD
IN EUROPE. (drei Ausgaben im Jahr, zu bezie-
hen von: IPPF Europe Region, PO Box 759, Lon-
don NW1 4NS) :
WHO Europa: ENTRE NOUS - The Euro-

pean Family Planning Magazine. (drei Ausgaben
im Jahr, zu beziehen in Englisch, Franzásisch,
Spanisch, Portugiesisch, Ungarisch von: WHO
Europa, Sexuality and Family Planning Unit,
Scherfigsvej 8, 2100 Kopenhagen)

Es gibt auch ein paar wichtige BÄcher;

dazu geháren:
John M. Sketchley: Psychosexuell Services In

Selected European Countries. Copenhagen:
WHO Europe, 1991, 75 Seiten.

Dieses Buch enthÇlt Berichte Äber Bera-

tungsangebote und Institutionen in Ungarn,

Irland, Israel, Polen, GroÉbritannien. Ein

Schwerpunktthema ist die Sexualberatung

in diesen LÇndern. Die Empfehlungen am

SchluÉ des Buches schlieÉen auch die Be-

kÇmpfung des sexuellen MiÉbrauchs ein.

WENEY PDANID

Henry P. David: Family Planning and Abortion
in the Socialist Countries of Central and Eastern

Europe. New York: The Population Council,
1970, 306 Seiten.

Dieses Buch bietet einen Åberblick Äber

Ö Recht und Praxis auf dem Gebiet der Fami-

lienplanung und Abtreibung vor zwei Jahr-

zehnten in den damals auf dem Weg zum So-

zialismus befindlichen LÇnder Europas (bis

nach Albanien). Das Vorwort schrieb Chri-

stopher Tietze. JÄrgen Heinrichs

Pramilla Senanayake

Die Vermeidung von FertilitÇtsstá-

rungen, die auch durch die Anwen-

dung von VerhÄtungsmitteln verur-

sacht werden kánnen, ist eine wichtige

Aufgabe der FamilienplanungsaktivitÇ-

ten weltweit. Dieser Bericht befaÉt sich

mit einer sehr umstrittenen Methode

und ihrer Erforschung.

Die Autorin máchte Miss Sarah

Haspel fÄr ihre Mitarbeit danken.

Der vorliegende Text ist die gekÄrzte

Fassung eines englischen Beitrags,

Äbersetzt von JÄrgen Heinrichs; der

gesamte englische Text mit fÄnfzehn

Anmerkungen und zahlreichen Litera-

turhinweisen kann Äber die Redaktion

bezogen werden.

Nach mehr als zwei Jahrzehnten der Be-

nutzung in groÉen Zahlen wird heute das

TUP als Wahlmethode von mehr als sechzig

Millionen Frauen auf der Welt angewendet.

Die neueren IUPs mit Kupfer verbinden

lange Benutzungszeiten mit niedrigen

Schwangerschaftsraten. Die Methode kann

leicht rÄckgÇngig gemacht werden und be-

nátigt wenig Aufmerksamkeit bei ihrer Be-

nutzung.

Allerdings gibt es auch Nachteile dieser

Methode; dazu gehárt, daÉ fÄr das Einle-

gen und Entfernen erfahrene Gesundheits-

berufler nátig sind und daÉ es auch Neben-

wirkungen wie Schmerzen, Blutung, Infek-

tion, AusstoÉung und gelegentlich Versagen

geben kann.

Hier wird ein mehr umstrittenes Thema

um das IUP zusÇtzlich behandelt, nÇmlich

die Verbindung zur Unfruchtbarkeit. Die

Kontroverse bezieht sich auf die Máglich-

keit, daÉ IUPs InfertilitÇt verursachen

kánnten durch BeckenentzÄndungen und

durch Schwangerschaften am falschen Ort.

Eine sorgfÇltige Auswahl und Åberwachung

der Benutzerinnen ist der wichtigste Weg,

Komplikationen zu vermeiden, und es ist er-

wiesen, daÉ ihre Zahl vermindert werden

kann.

In derVergangenheit wurden Probleme in

die äffentlichkeit getragen, was dazu

fÄhrte, daÉ etwa 1986 in den U.S.A. IUPs

vom Markt genommen wurden; hierbei ist

das VerhÇltnis von Forschung und äffent-

lichkeit zu beachten. Letztlich ist das IUP

eine brauchbare Methode zur FertilitÇtsre-

gulierung, die einige Vorbedingungen hat,

um die Anwendungssicherheit zu erháhen

und Unfruchtbarkeit zu vermeiden.

Vorbemerkungen

Schon seit mehr als zwanzig Jahren wird

diese VerhÄtungsmethode in groÉen Zahlen

angewendet und sie hat an PopularitÇt zuge-

nommen, so daÉ jetzt mehr als sechzig Mil-

lionen Frauen in allen Weltregionen das In-

trauterinpessar (IUP) benutzen. Allerdings

hatte es seinen guten Ruf eingebÄÉt, weil es

in Veráffentlichungen in einen Zusammen-

hang mit Unfruchtbarkeit von Frauen ge-

bracht wurde. Daher sollen hier die Argu-

mente und die Beweismittel dargestellt wer-

den.

Warum benutzen Frauen IUPs? Es ist

eine attraktive VerhÄtungsmethode, da es

bei der Anwendung bur wenig Beachtung

verlangt. Sobald das Mittel eingelegt ist,

hat der Geschlechtsverkehr nicht mehr auf

das Mittel zu achten, das bei den neueren

kupferhaltigen Sorten wenigstens fÄnf

Jahre hintereinander liegen bleiben kann.

Neuere Angaben aus Schweden weisen bei

fÄnfjÇhriger Benutzung sehr wenig FÇlle un-

gewollter Schwangerschaft nach.

Obwohl das IUP so wirksam wie andere

gute VerhÄtungsmethoden ist zur VerhÄtung

von Schwangerschaften, kánnen mit ihm

Nebenwirkungen verbunden sein, die lÇstig

und ernst sind, wie Schmerzen, starker

Blutverlust, AnÇmie, Schwangerschaft am

falschen Ort und BeckenentzÄndung. Da-

durch kann auch andauernde Unfruchtbar-

keit entstehen, wodurch GerÄchte und For-

schungen verursacht wurden. Jedoch be-

steht fÄr Frauen ohne Risikofaktoren fÄr se-

xuell Äbertragbare Krankheiten kaum ein

Risiko, unfruchtbar zu werden. Durch Ge-

rÄchte werden seltene Nebenwirkungen als

normal und Äblichn dargestellt.

Verbindungen zur InfertilitÇt

. Wie kánnen Frauen unfruchtbar werden,

die das IUP anwenden?
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Untersuchungen weisen nach, daÉ Un-

fruchtbarkeit nicht durch die Wirkungsweise

des Mittels verursacht wird. Wenn es keine

direkte Ursache gibt, wie ist die Wirkung in-

direkt durch eine Erkrankung zu erklÇren?

Die Forschungsergebnisse werden verschie-

den interpretiert und dieselben Zahlenanga-

ben fÄhren zu mehreren SchlÄssen. Das ist

sehr ausgeprÇgt im Fall einer Frauengesund-

heitsstudie (1976-78) in den U.S.A. Äber

den Zusammenhang von IUP und Becken-

entzÄndung (pelvic inflammatory disease â

PID).

PID gehárt zu den hÇufigsten ernsten In-

fektionen, die Frauen in ihrer Lebenszeit

bekommen kánnen. In den U.S.A. wird ge-

schÇtzt, daÉ in jedem Jahr eine Million

FÇlle hinzukommen und eine von sieben

Frauen PID bereits gehabt hat. PID kann

verbunden sein mit Schwangerschaft am fal-

schen Ort und ist eine Hauptursache fÄr tu-

bale InfertilitÇt. Untersuchungen, die in vie-

len verschiedenen LÇndern durchgefÄhrt

wurden, haben offensichtlich einen Anstieg

des Risikos einer Beckeninfektion ergeben.

Die am meisten objektiven SchÇtzungen

des Risikos von PID verursacht durch IUP

liegen zwischen 1,5 und 2,6 Prozent. Diese

SchÇtzungen kánnten aus verschiedenen

GrÄnden zu hoch sein; dazu geháren Vorbe-

lastungen, Untersuchungsmethoden, Zahl

der Schwangerschaften und das Sexualle-

ben.

Eine weitere Frage ist, wie oft die Infek-

tion PID durch das Einlegen des IUP Äber-

tragen wird. AuÉer bei Benutzerinnen des

ÑDalkon ShieldÖ-Modells ist PID im Zusam-

menhang mit IUP aufgetreten innerhalb

von vier Monaten nach dem Einlegen des

Pessars. Das ÑDalkon ShieldÖ gilt als riskan-

ter fÄr PID, was dazu fÄhrte, es vom Markt

zu nehmen.

Neben der Åbertragung der Infektion

beim Einlegen sind mehrere Sexualpartner

eine wichtige Vorbedingung eines Zusam-

menhangs von PID und IUP. Bis zu achtzig

Prozent der tubalen Infektionen bei Frauen

bis zum Alter von fÄnfundzwanzig Jahren

kánnen sexuell Äbertragenen Krankheiten

zugeordnet werden. Daran wird deutlich,

wie wichtig Auswahl und Beratung der Be-

nÄtzerinnen sind, um Nebenwirkungen zu

vermeiden. Um die Wahrscheinlichkeit ei-

ner Infektion zu verringern, wurde schon

die prophylaktische Anwendung von Anti-

biotika erwogen. Versuche in Kenya bestÇr-

ken das: das einmalige Einnehmen einer

Pille zur Zeit des Einlegens eines IUP hat

das Risiko von PID im ersten Monat um

dreiÉig Prozent gesenkt. Daher kann mehr

Sorgfalt es verhindern, daÉ durch die Be-

nutzung von IUP InfertilitÇt entsteht.

Unfruchtbarkeit ist auch erforscht wor-

den in Verbindung mit durch IUP verur-
sachte Schwangerschaft am falschen Ort

(Ectopic Pregnancy - EP) EP ist lebensbe-

drohlich und gefÇhrlich; auch in entwickel-

ten LÇndern gehen etwa zehn Prozent der

MÄttersterblichkeit auf seine Kosten. Die-

ses Risiko ist in EntwicklungslÇndern noch

viel háher.

Wenn eine Frau mit liegendem IUP

schwanger wird, liegt nach Berichten die

Chance fÄr EP bei 2,9 bis 8,9 Prozent.

Einige Studien finden keinen direkten Zu-

sammenhang zwischen EP und IUP, andere

sehen Anzeichen dafÄr, daÉ das Eintreten

einer EP von der Machartã des IUP abhÇngt.

TatsÇchlich ist die Fruchtbarkeit bei etwa

einem Drittel der Frauen nach EP einge-

schrÇnkt. Der Zusammenhang zwischen

IUP, EP und einer spÇteren Unfruchtbar-

keit ist noch nicht klar und kann als be-

grenzt angesehen werden.

Wie sich InfertilitÇt

und andere Nebenwirkungen

vermeiden lassen

Ein Zusammenhang zwischen IUP und

Unfruchtbarkeit ist indirekt, mitverursacht

durch schwerwiegende Probleme wie PID

und EP. Weniger durch das IUP selbst

kommt der Zusammenhang zustande, mehr

durch ein fehlerhaftes Einlegen und frÄhere

Gesundheitsprobleme; fÄr Frauen, die noch

nicht schwanger waren und noch sehr jung

sind, ist es keine empfehlenswerte Me-

thode. Daher sind wichtig das Alter der

Frau, ihr Sexualverhalten, frÄhere Krank-

heiten, der Kinderwunsch. Eine genaue Be-

achtung solcher Faktoren kann zu einer

deutlichen Senkung der Zahl der FÇlle von

PID fÄhren.

åhnlich ist eine Beratung und Åberwa-

chung der Frauen nach dem Einlegen des

IUP nÄtzlich. Wo es máglich ist, kánnen

auch UltraschallgerÇte die Åberwachung

unterstÄtzen, weil das festzustellen erleich-

tert, ob etwas mit dem IUP nicht stimmt

oder es sich an einer falschen Stelle befin-

det oder verloren ging.

Zusammenfassend lÇÉt sich feststellen,

daÉ bei monogamen Partnern die Wahr-

scheinlichkeit gering ist, durch Nebenwir-

kungen eines richtig benutzten IUP un-

fruchtbar zu werden.

Forschung und äffentlichkeit

Der Schwerpunkt der Erforschung des

IUP hat sich verlagert. Es gibt immer noch

unbeantwortete Fragen; wÇhrend bisher

hauptsÇchlich die Verursachung von Inferti-

litÇt erforscht wurde, konzentriert sich jetzt

die Wissenschaft darauf, die Nebenwirkun-

gen zu reduzieren. FertilitÇtsstárungen gibt

es bei mehr Frauen (und ihren Partnern),

die niemals eine VerhÄtungsmethode be-

nutzt haben, als bei Benutzerinnen von Pil-

len und IUP. Das stimmt mit der Hypothese

Äberein, daÉ IUPs hauptsÇchlich von

Frauen mit nachgewiesener Fruchtbarkeit
benutzt werden.

Wenn Probleme áffentlich geworden sind,
haben Hersteller aus Furcht vor Haftpflicht-
verfahren bestimmte Sorten des IUP vom
Markt gezogen. In den U.S.A. sind zwei
Sorten spÇter wieder angeboten worden,

aber sie wurden nicht viel verkauft, weil

viele Frauen in den U.S.A. diese Methode

ablehnen. Ein Ergebnis davon sind wahr-

scheinlich mehr ungewollte Schwanger-

schaften.

SchluÉfolgerung

Nach Jahrzehnten stellt das IUP immer

noch eine wichtige reversible VerhÄtungs-

methode dar. Forschungen konnten zeigen,

daÉ es wirksam, sicher und einfach anzu-

wenden ist. Der indirekte Zusammenhang

zwischen IUP und InfertilitÇt, durch das er-

háhte Risiko von PID und EP, wurde in der

äffentlichkeit herausgestellt und hat diese

Methode in Verruf gebracht.

Die allgemeine medizinische Meinung

ist, daÉ das richtig verwendete IUP ein

ideales VerhÄtungsmittel fÄr Millionen

Frauen in der ganzen Welt ist. Mit Ñrichtig

verwendetÖ sind mehrere Faktoren ge-

meint: Auswahl, Åberwachung des Gesund-

heitsrisikos, Sorgfalt beim Einlegen und

Nachversorgung.

Diese Methode ist besonders geeignet fÄr

Frauen im Alter von dreiÉig bis vierzig Jah-

ren; die groÉe Mehrheit der Benutzerinnen

ist zufrieden damit. Daher spielt das Mittel

eine wichtige Rolle in der FertilitÇtskon-

trolle, besonders in LÇndern der Dritten

Welt.

Durch die laufende Forschung wird die

Kenntnis der Risiken erweitert, werden vor-

handene IUP-Sorten verbessert und neue

entwickelt; dadurch kánnte das IUP wieder

mehr akzeptabel werden. Damit sollte ver-

bunden sein, es leicht zugÇnglich und be-

zahlbar zu machen. Die wirklich wichtigen

Aufgaben sind, ungewollte Schwangerschaf-

ten zu verhÄten und Frauen eine freie Aus-

wahl zu ermáglichen.

Pramilla Senanayake MBBS DTPH PhD aus Sri
Lanka ist Assistant Secretary General der Inter-
national Planned Parenthood Federation IPPF
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NJohonner Exner Be
Johannes Esser: Mit er N

Kindern Frieden und kai
Zukunft gestalten. Frieden und Zukunft
Grundlagen fÄr die

KiundertagesstÇttenar- gestahen
beit. Unter Mitarbeit
von Hagen Albrecht et

al. Verlag an der Ruhr,

MÄhlheim a. d. R.

1991. 176 Seiten, DM

19,80

Das als ÑGrundlage fÄr die Kindertages-

stÇttenarbeitÖ gedachte Buch ÑMit Kindern

Frieden und Zukunft gestaltenÖ steckt vol-

ler Tatsachen und richtiger Åberlegungen,

aber es rÄhrt weder positiv die Sinne an,

noch animiert es zum Handeln. Offensicht-

lich gehárt zur Wahrheit nicht nur der In-

halt, sondern auch die Form.

Ob ErzieherInnen und Eltern aus dem

Buch tatsÇchlich Ñneue Friedenselemente

zur eigenen Verhaltenskorrektur und zu

neuen Grundeinstellungen erfahrenÖ kán-

nen, scheint fraglich. Was sollen Friedens-

freunde beispielsweise anfangen mit Meta-

ErklÇrungen wie: ÑDie hier beispielhaft an-

gefÄhrten verÇnderten sicherheits- und frie-

denspolitischen Rahmen- und Strukturda-

ten werden angesichts der europÇischen

Herausforderungen in ihrem Stellenwert

fÄr zentrale Grundsatzaspekte der politi-

schen Bildungstheorie und der gemein-

wesenorientierten Friedenskultur aufzuar-

beiten sein.Ö

Was nach Ansicht der Autoren in Kitas

aufgearbeitet werden soll, sind Kohl und

Gorbatschow, Bush und der Golfkrieg, die

Menschenrechte, die Dritte Welt, der ège-

rechte Kriegé, die èmilitÇrische Lásungé,

Kriege ohne Massenmedien, der Umbruch

in Mittel- und Osteuropa, der Erdál-Ierro-

rismus . . . Kein Problem bleibt ausgespart

â mit einer Lawine von Zitaten belegt. Zwi-

schendurch wird von KinderÇngsten berich-

tet, die ernst genommen werden mÄssen,

und davon, daÉ Kinder viel mehr verstehen

als gemeinhin angenommen. Das Brauch-

bare erstickt im Schwall des ideologischen

Åberbaus. 5

Die als ÑLernaufgabenÖ formulierten

ÑBeziehungskriterienÖ machen eher stutzig.

Zum Beispiel: ÑPhantasiefÇhigkeit, Kreati-

vitÇt, Neugierde und UrteilsfÇhigkeit von

Kindern mit diesen planen; gemeinsam

neue Formen der dezentralen Durchsetzung

von BedÄrfnissen und Interessen ohne Ge-

waltanwendung finden; die kooperative,

nicht vereinzelnde Verarbeitung von uner-

trÇglichem, gesellschaftlich verursachtem

Elend; die Auswertung und BerÄcksichti-

gung der Erfahrungen von Kindern mit star-

rem Ordnungsdenken.Ö Es fehlt nicht der

Hinweis, daÉ dies nicht Ñkonfiktfrei zu be-

wÇltigenÖ ist. ÑWenn aber der Sinn dieser

anderen pÇdagogischen Entwicklungsarbeit

in einem anteiligen gesellschaftlichen und

internationalen Zusammenhang gestellt

wird, dann ist die Notwendigkeit dieser Ar-

beit leicht nachzuvollziehenÖ.

Nach rund 60 Seiten grundlegender Ge-

danken in abstrakter Sprache wird sich die

engagierteste Mutter fragen, ob sie das alles

tatsÇchlich noch nachvollziehen kann. Und

ErzieherInnen werden verzweifeln an den

Schrecken, die mit den Kindern aufgearbei-

tet werden sollen.

Nur wenige Kapitel machen Mut zur ge-

forderten Friedens-Beziehungs-Arbeit mit

Kindern. Auch in den ÑAnregungen zur

praktischen Friedensarbeit mit KindernÖ

werden ErzieherInnen und Eltern mit Åber-

legungen konfrontiert, die máglicherweise

viele nur noch als Zumutung empfinden,

wie die Aspekte des ÑAbrÄstungsbewuÉt-

seinsÖ.

Die polemische Frage drÇngt sich auf, ob

hier die eigenen Aggressionen gegen eine

Welt, die die narziÉtischen BedÄrfnisse

nicht befriedigt, in der Erziehungsarbeit

ausagiert werden sollen. Vielleicht stellt sich

die Frage nur, weil die Sprache nicht klÇ-
rend, sondern verhÄllend wirkt und den Ti-

tel LÄgen straft: DerWunsch, Frieden zu ge-

stalten, weicht einem erdrÄckenden Schrek-

ken und Fatalismus.

Sollte aus diesem Buch tatsÇchlich eine

ÑVerÇnderungsmacht an der BasisÖ aufkei-

men, so wird sie nicht friedlich sein, fÄrchte

ich.

Ruth Kuntz-Brunner

Gerolf Steiner: Wir

sind zu viele â was

tun? Paul Parey, Berlin

und Hamburg 1992.

Mit 6 Karten. 166 Sei-

ten, geb. DM 39,80

Lothar Mayer: Ein

System siegt sich zu

Tode. Der Kapitalis-

mus friÉt seine Kinder.

Publik-Forum. Oberur-

sel 1992. 271 Seiten

ÑMenschen, die pathetisch verkÄnden,

sie tÇten dies oder jenes nur fÄr Kinder und

Kindeskinder, sollte man nicht trauen!Ö Ver-

stÇndnisvoll fÄr Menschliches, aber uner-

bittlich in seiner Botschaft belegt der Autor

aus vielen Blickrichtungen die Notwendig-

keit der Beválkerungs-Verminderung. Er

versteht den Wunsch, eine Familie mit vie-

len Kindern zu haben, er weiÉ um die Angst

vor der èÅberfremdungé durch kinderreiche

AuslÇnderfamilien, er weiÉ, wie mÄhevoll

es ist, das eigene Verhalten zu Çndern, vor

allem, wenn der Nutzen erst in der nÇchsten

Generation spÄrbar wird. Aber er akzep-

tiert nicht, daÉ Menschen sich selbst belÄ-

gen oder drohende Katastrophen, an denen

sie mitwirken, verdrÇngen.

Alle von ihm aufgezÇhlten Aspekte fÄh-

ren zu dem, was er als realistische Utopie

betrachtet: Als Weltmensch zu denken -

nicht als Deutscher, Amerikaner, Japa-

ner... - und entsprechend zu handeln.

Trotz aller voraussehbaren Schwierigkei-

ten verliert der Autor nicht seinen Optimis-
mus. ÑUnsere HoffnungÖ, schlieÉt er sein

Buch, Ñdie . ... besprochenen Fragen kánn-

ten ernstlich in Angriff genommen werden,

ist... . vielleicht wirklich nicht ganz so uto-
pischi. 3.

Er will, daÉ die Menschheit Äberlebt.

Das ist auch das Movens von Lothar
Mayer, Sein Buch steht unter dem Motto:
ÑWenn wir GlÄck haben, wird dieses Buch
ÄberflÄssig.Ö Beválkerungspolitik ist nur ei-

ner der vielen Aspekte, die das Buch - das

gleichzeitig ein Nachschlagwerk ist â auf-

greift. Doch wer sich mit Beválkerungspoli-

tik beschÇftigt, das macht dieses Grundlage-

werk deutlich, darf die weiteren politischen

ZusammenhÇnge nicht ignorieren.

Carl Amery schrieb das Vorwort und von

der E.-F.-Schumacher-Gesellschaft fÄr Poli-

tische äkologie wird es zur Diskussion ge-

stellt. Ruth Kuntz-Brunner

BENÖ
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In dieser Rubrik teilt die Redaktion mit,

welche Neuerscheinungen ihr zugesandt wur-

den. Eine Beurteilung ist mit dem Abdruck

nicht verbunden.

Kirsten Thietz (Hrsg.): Ende der Selbst-

verstÇndlichkeit? Die Abschaffung des $218

in der DDR. Basis Druck, Berlin 1992. 220

Seiten, DM 16,80.

Charlotte Worgatzky: Meine ungebore-

nen Kinder. Morgenbuch Verlag, Berlin

1992 (6. Auflage). 236 Seiten, DM 24,80.

Elmar BrÇhler/Hildegard Felder (Hrsg.):

Weiblichkeit, MÇnnlichkeit und Gesund-

heit. Westdeutscher Verlag, Opladen 1992.

212 Seiten, DM 36,-.

Rolf Gindorfl/Erwin Haeberle (Hrsg.): Se-

xualwissenschaft und Sexualpolitik. De

Gruyter, Berlin 1992. 434 Seiten,

DM 228,-.

Gisele Steffen: Ist der routinemÇÉig pro-

phylaktische Dammschnitt gerechtfertigt?

Mabuse Verlag, Frankfurt 1992. 78 Seiten,

DM 14,80.

des Lebens. Centaurus, Pfaffenweiler 1992.

139 Seiten, DM 24,80.

Magnus-Hirschfeld-Gesellschaft (Hrsg.):

Mitteilungen 1983-1991. Von Bockel Verlag,

Hamburg 1992. 600 Seiten, DM 69,80.

Gertrud Megerle (Hrsg.): Wir wollen un-

seren Theil verdienen. Verlag der Jugend-

werkstatt ästringen, ästringen 1992. 76

Seiten, DM 19,80.

Barbara Goebel: Wege aus der Åberla-

stung. CW Niemeyer, Hameln 1992. 128 Sei-

ten, DM 25,-.

Marianne Brentzel: NesthÇkchen kommt

ins KZ. Edition Ebersbach, Dortmund

1992. 230 Seiten, DM 34,â.

Liebespaar scheitert an mÄdem Apotheker

NÇchtliche Odyssee nach einer Packung Kondome

Manchmal ist es schon eine rechte Last mit der Lust. Mal will sie, aber er ist Äberarbeitet,
dann will er, aber sie hat Kopfschmerzen. Und dann kommt dasWochenende, die Sonne belebt

die Sinne, ein lauer Sommerabend, ein gutes Essen, ein anregendes GesprÇch - und plátzlich

wollen beide. Aber halt! AufgeklÇrt und vorsichtig wie wir sind, machen wiràs natÄrlich nicht
ÑohneÖ.

Der kluge Mann hat zwar ausgerechnet fÄr diesen Abend nicht vorgesorgt, aber das ist ja alles
kein Problem. In jeder Gasthaustoilette hÇngen heutzutage Kondomautomaten, denkt unser
verliebtes Paar und steuert als erstes das Hotel Seehof an. Fehlanzeige, kein Automat. NÇchste

Máglichkeit wÇre die Damentoilette im Undosabad. Die ist Sonntagabend leider geschlossen.
Nur ein bedauerndes KopfschÄtteln hat derTankwart an der MÄnchner StraÉe fÄr das Anliegen
der beiden Äbrig. Nun ist guter Rat teuer, denn mittlerweile ist es kurz nach Mitternacht. Unser
immer noch liebestrunkenes PÇrchen lÇÉt sich freilich nicht entmutigen, deklariert sein Verlan-
gen eindeutig als Notfall und klingelt an der Pforte der diensthabenden Stadt-Apotheke in
Starnberg.
Von da an verwandelt sich die Erregung schnell in Aufregung. Ungehalten reagiert Apotheker

Wolf-Dieter K., weil er bereits einen 16-Stunden-Tag hinter sich hat und nun wegen ein paar
ÑVerhÄterlisÖ raus muÉ. Nein, er verkaufe keine Kondome mitten in der Nacht, weil der Apo-
thekennotdienst nur fÄr wirkliche NotfÇlle da sei und nicht fÄr das VergnÄgen. Das wiederum
sieht unser Leser FranzW. Äberhaupt nicht ein. Wenn ein máglicher ungeschÄtzter Geschlechts-
verkehr in Zeiten von Aids kein Notfall sei, dann verstehe er die Welt nicht mehr. Die Ausgabe

von Kondomen sei ja wohl der geringste Aufwand gegen alle máglichen Krankheiten oder eine
ungewollte Schwangerschaft, poltert der 28jÇhrige, der sich fÄr seine FÄr- und Vorsorge nun

auch noch bestraft fÄhlt.

Es kommt, wie es kommen muÉ: Ein Wort gibt das andere, und unser PÇrchen zieht unver-

richteter Dinge ab.

Wie die Geschichte weitergeht, wissen wir nicht. Unser Vorschlag zur GÄte: Franz W. ent-

schuldigt sich fÄr seine barschen Worte, und Apotheker K. spendiert dafÄr eine GroÉpackung

VerhÄterlis.
Christine Baumgartner

Aus: SÄddeutsche Zeitung 12. August 1992

Horst H. Siewert/Renate Siewert: Karrie-

retraining fÄr Frauen. mgv Verlag, MÄn-

chen 1992. 160 Seiten, DM 24,80.

Betheler Arbeitstexte 6: Kinderwunsch

und Elternschaft von Menschen mit einer

geistigen Behinderung. (erhÇltlich fÄr DM

4,â zuzgl. Versandkosten bei v. Bodel-

schwinghsche Anstalten, Abtl. äffentlich-

keitsarbeit/ Dankort, Postfach 130260,

4800 Bielefeld 13).

Clio âfeministische Zeitschrift zur gesund-

heitlichen Selbsthilfe Nr. 35. ErhÇltlich

beim Frauengesundheitszentrum, Bamber-

ger Str. 51, 1000 Berlin 31.

Berd JeandHeur: Der Kindeswohkbegriff

aus verfassungsrechtlicher Sicht. (ErhÇltlich

bei der Arbeitsgemeinschaft fÄr Jugend-

hilfe, Am Neutor 2, 5300 Bonn 1).

Horst Czock, Eberhard Gábel, Beate

Guthke, Martina Panke (Hãsg.). Gesund-

heitsfárderung in der Arbeitswelt. Doku-

mentation des Fachseminars ÑArbeit und

GesundheitÖ in der Bildungsarbeit. Berlin

1992. ISBN 3-928099-02-7. 165 Seiten, br.,

15,-DM.

Öarm 90 MINUTEN

WIRD IN UNSEREM

LAND EIN GEISTIG

BEHINDERTES KIND

GEBOREN

Wir helfen.

Wenn Sie mehr Äber die Lebens-

hilfe wissen máchten, senden Sie

uns bitte diese Anzeige.

Lebenshilfe fÄr geistig Behinderte

Postfach 81, 3550 Marburg Y

Lebenshilfe

Haben Sie kein Mitleid.
Schenken Sie Aufmerk: keiã
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Termine

Weiterbildung

In dieser Rubrik vermelden wir in Kurz-

form Hinweise auf Veranstaltungen. Nach ei-

nem háchstrichterlichen Urteil dÄrfen wir

ausfÄhrlichere Hinweise nur als bezahlte An-

zeigen veráffentlichen. Interessenten wenden

sich daher bitte an die angegebenen Adres-

sen.

Landesarbeitsgemeinschaft Soziale

Brennpunkte Hessen (Moselstr. 25, 6000

Frankfurt 1): Frauentagung ÑVogelfrei â Un-

geschÄtzte BeschÇftigungsverhÇltnisse im

Zeichen des EuropÇischen BinnenmarktesÖ

am 26. September in Frankfurt.

Institut fÄr Partner- und Sexualtherapie

(Seinsheimstr. 9, 8700 WÄrzburg): KongreÉ

fÄr Partner- und Sexualtherapie vom 30.

Oktober bis 1. November 1992.

Sexualberatungsstelle ZIST (ElsÇsser Str.

15, 8000 MÄnchen 80): Fortbildungswork-

shop ÑBioenergetik und SexualitÇtÖ vom

30. September bis 5. Oktober. Fortbildungs-

workshop ÑDas Spiel der SexualitÇtÖ vom

6. bis 8. November.

Geburtshaus e. V. (Gardes-de-Corps-Str.

4, 1000 Berlin 19). Fachtagung ÑSelbstbe-

stimmte Geburt â selbstbestimmte Schwan-

gerschaft?Ö am 23. Oktober.

Institut fÄr Kontaktstudien (c/o Fach-

hochschule Hamburg, Berliner Tor 3, 2000

Hamburg 1): Kontaktstudiengang Familien-

therapie ab Sommersemester 1993.

Studiengang Supervision (c/o Gesamt-

hochschule Kassel, Arnold-Bode-Str. 10,

3500 Kassel): KongreÉ ÑEthik supervisori-

schen Handelns - Werte, Normen, Kon-
flikteÖ vom 20. bis 22. Mai 1993.

Gesundheitsakademie (Braunschweiger

Str. 53b, 2800 Bremen): Seminarreihe mit

dem Eingangsthema ÑSexualitÇt zwischen

IntimitÇt und äffentlichkeitÖ am 29./30.

September.

Wildwasser Wiesbaden (Wallufer Str. 1,

6200 Wiesbaden): Fortbildungsprogramm

92/93 kann angefordert werden.

Institut fÄr Gruppenanalyse (MÇrzgasse

5, 6900 Heidelberg): Faltblatt zur Teamsu-

pervision kann angefordert werden.

BundeskongreÉ soziale Arbeit (c/o Uni-

versitÇt LÄneburg, Lauensteinstr. 33, 2120

LÄneburg): Erster BundeskongreÉ Soziale

Arbeit vom 19. bis 21. November.

Im Blickpunkt: Sozialpaket zum $ 218

Hilfe und Schutz statt Strafe

Das Bundesverfassungsgericht hat die Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchsrechts per
einstweiliger Anordnung vorerst auf Eis gelegt. Nicht betroffen davon ist jedoch das Begleitge-

setz, das Ñunter Zugrundelegung des Prinzips Hilfe statt Strafe einen besseren Schutz des vor-
geburtlichen Lebens gewÇhrleistenÖ soll. Die dort aufgelisteten ånderungen verschiedener Ge-
setze beruhen auf zwei Hauptelementen: Rechtsanspruch auf SexualaufklÇrung einschlieÉlich

kostenloser VerhÄtungsmittel fÄr Jugendliche sowie der ÑVerbesserung der Rahmenbedingun-
gen fÄr Familien und Schaffung einer kinderfreundlicheren UmweltÖ. Die wichtigsten Bestim-
mungen lauten:

1. Fárderung von Beratungsstellen. Die LÇnder sollen fÄr je 40000 Einwohner mindestens

eine Beraterin oder einen Berater vollzeitbeschÇftigt zur VerfÄgung stellen. Schwangere sollen
in Ñangemessener Entfernung von ihrem WohnortÖ eine Beratungsstelle aufsuchen kánnen. Die

Beratung soll auch Äber RechtsansprÄche fÄr Mutter und Kind sowie praktische Hilfen aufklÇ-
ren.

2. EmpfÇngnisverhÄtung. Krankenversicherte haben Anspruch auf kostenlose Çrztliche Bera-

tung Äber Fragen der EmpfÇngnisregelung. Dazu gehárt auch die Verordnung von VerhÄtungs-

mitteln. Deren Kosten Äbernimmt die Kasse bei ÑVersicherten bis zum vollendeten 20. Lebens-

jahrÖ.

3. Schwangerschaftsabbruch und Sterilisation. Versicherte haben Anspruch auf Leistungen

bei einer Sterilisation und bei einem Ñnicht rechtswidrigen Abbruch der Schwangerschaft durch

einen ArztÖ. In beiden FÇllen besteht auch ein Anspruch auf Krankengeld, wenn als Folge da-

von ArbeitsunfÇhigkeit besteht.

4. Kinder- und Jugendhilfe. Ein Kind hat Anspruch auf Fárderung in einer Tageseinrichtung,

in Tagespflege oder auf Betreuung durch eine Pflegeperson in der elterlichen Wohnung. Ein
Kind vom vollendeten dritten Lebensjahr an hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf den Besuch
eines Kindergartens. ÑBei der Entwicklung bedarfsgerechter Betreuungsformen ist einer besse-

ren Vereinbarkeit von Familie und ErwerbstÇtigkeit Rechnung zu tragen.Ö

5. Arbeitsfárderung. Unterhaltsgeld des Arbeitsamtes bei derTeilnahme an beruflichen Fort-

bildungskursen gibt es kÄnftig auch fÄr VÇter und MÄtter, die wegen der Betreuung eines Kin-
des nur einen Teilzeitunterricht besuchen kánnen. Das Arbeitsamt trÇgt auch die Kosten fÄr die
Kinderbetreuung in dieser Zeit bis zu 120 Mark monatlich, wenn diese durch die Kursteilnahme

unvermeidbar entstehen und eine soziale HÇrte bedeuten wÄrden. Arbeitgeber erhalten kÄnftig
einen ZuschuÉ vom Arbeitsamt, wenn sie Eltern nach Zeiten der reinen Kindererziehung die
RÄckkehr in den Beruf ermáglichen und diese Ñeine volle Leistung erst nach einer Einarbei-
tungszeit erreichen kánnenÖ.

6. Berufsbildung. Auszubildenden, die Erziehungsurlaub in Anspruch genommen haben,

darf hieraus kein Nachteil entstehen.

7. Sozialhilfe. Schwangere SozialhilfeempfÇngerinnen erhalten einen Mehrbedarfszuschlag

von 20 Prozent des Regelsatzes bereits nach der 12. Woche (bisher nach dem 6. Monat). Allein-
erziehende VÇter und MÄtter erhalten kÄnftig 40 (bisher 20) Prozent und bei mindestens vier
Kindern 60 Prozent Zuschlag. Bei Schwangeren und Eltern mit einem Kind unter sechs Jahren
darf der Sozialhilfeanspruch nicht mehr mit Leistungen von Unterhaltungspflichtigen verrech-
net werden.

7. Wohnungsbau. DerWohnungsbau fÄr schwangere Frauen, kinderreiche Familien und allein-
stehende Elternteile soll Ñvordringlich gefárdertÖ werden. Bei der Vergabe von Sozialwohnun-
gen sollen sie bevorzugt werden, wobei Schwangere den Vorrang vor anderen Gruppen haben.

Das Gesetz listet auch die erwarteten Kosten dieser Hilfen auf: 40 Millionen Mark jÇhrlich
fÄr Beratung und AufklÇrung (je zur HÇlfte Bund und LÇnder/ Kommunen), 100 Millionen fÄr
VerhÄtungsmittel (Krankenkassen), 108 Millionen fÄr Arbeitsfárderung (Bundesanstalt fÄr Ar-
beit), 210 Millionen fÄr Sozialhilfe (LÇnder und Kommunen) sowie rund 15 Milliarden Mark fÄr
den Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung, wobei dieser erst von 1996 an voll gelten soll.

Roland Bunzenthal
aus: Frankfurter Rundschau v. 10. 8. 92
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Frauen, die vor der Entscheidung stehen,

eine Schwangerschaft auszutragen oder ab-

brechen zu lassen, und insbesondere die,

die sich letztendlich fÄr den Abbruch aus-

sprechen, stehen unter hoher psychischer

Belastung. Durch die restriktive Gesetzge-

bung in der BRD (8218 StGB f.) und, wie

Sadrozinski (1990) aufzeigte, durch deren

Handhabung in der bundesdeutschen Praxis

wird die Belastung der Frauen noch vergrá-

Bert. Ganz zu schweigen von dem morali-

schen Druck, der durch die áffentliche Dis-

kussion um die gesetzliche (Neu-)Regelung

des Schwangerschaftsabbruches ausgeÄbt

wird. In dieser Diskussion wird von Abtrei-

bungsgegnern und -gegnerinnen oft auch

die psychische Dekompensation der Frauen

nach dem Abbruch als Argument gegen die

Liberalisierung des $218 angefÄhrt. Dabei

werden oft dÄstere Prognosen erstellt und

RedaktionsschluÉ fÄr

die nÇchsten Ausgaben

Die Redaktion freut sich Äber jeden

Beitrag aus dem Kreis der Leserinnen

und Leser, auch Äber Leserbriefe (die

sollten máglichst kurz gehalten sein,

damit KÄrzungen nicht erforderlich

sind).

Heft 6/92 zumThema ÑPsychosomatinÖ

erscheint Mitte November. Das

Schwerpunktthema ist redaktionell ab-

geschlossen. Aktuelle Kurzberichte

kánnen bis zum 4. Oktober einge-

schickt werden.

Heft 1/93 zum Thema ÑPrÇnatale Dia-

gnostikÖ erscheint Anfang Januar 1993.

RedaktionsschluÉ fÄr BeitrÇge zum

Schwerpunktthema ist der 4. Oktober,

fÄr aktuelle Kurzberichte ist es der 3.

Dezember 199.

Warnungen vor dem Abbruch einer Schwan-

gerschaft ausgesprochen. Simon (1986)

spricht beispielsweise von einem ÑHeer

schwerer NeurotikerinnenÖ, das durch le-

gale SchwangerschaftsabbrÄche geschaffen

werden soll.

Neuere Forschungsarbeiten aus dem US-

amerikanischen (wie Adler et. al., 1990)

und aus dem bundesdeutschen Raum (Bar-

nett, Freudenberg & Wille, 1986) zeigen da-

gegen, daÉ das AusmaÉ und die Art psychi-

scher FolgeschÇden, mit Ulrich (1988) bes-

ser als psychische Reaktionen zu bezeich-

nen, stark ÄberschÇtzt werden. Statt dessen

scheint das Auftreten psychischer Pro-

bleme, die sich meist als Schuld- oder

SchamgefÄhle, depressive Verstimmungen

oder Traurigkeits- oder Leereempfindungen

ÇuÉern, ein Mythos zu sein (vgl. Kummer,

1963), der jedoch immer wieder durch die

áffentliche Diskussion neu belebt wird.

Aber was ist nun tatsÇchlich dran am My-

thos um die psychischen Reaktionen?

Ich bin im Rahmen meiner Diplomarbeit

im Fach Psychologie dieser Frage in einer

empirischen Untersuchung nachgegangen.

Darin habe ich mich zunÇchst mit den For-

schungsproblemen auseinandergesetzt.

Forschungsprobleme:

Methodische VorÄberlegungen

Es stellte sich die Frage, inwieweit Unter-

suchungen zum Thema, die sehr unter-
schiedlichen Fragestellungen nachgingen

und demzufolge mit sehr verschiedenen Un-

tersuchungsmethoden (Fragebogen vs. In-

terview) arbeiteten, fÄr den Personenkreis

von Frauen, die SchwangerschaftsabbrÄche

vornehmen lassen, Äberhaupt reprÇsentativ

und somit aussagekrÇftig sind. Gewáhnlich

sind sie es aus verschiedenen GrÄnden

nicht. Erstens hat bei allen Befragungen die

Freiwilligkeit der Teilnahme oberste Priori-

tÇt. Bei einem solch brisanten Thema, wie

es hier Gegenstand ist, haben Frauen oft

Angst, daÉ ihre AnonymitÇt nicht gesichert

ist. Diese Angst wird durch áffentliche

Strafprozesse verstÇrkt. Aus welchen Moti-

ven auch immer, es ist nicht zulÇssig, von

denjenigen, die freiwillig antworten, die Er-

gebnisse der Untersuchung auf alle anderen

Frauen zu Äbertragen. DarÄber hinaus fin-

det vorab bereits eine starke Selektion statt

(vgl. hierzu den Beitrag von Barnett, Freu-

denberg & Wille, 1986a). Zweitens wird die

Betrachtung der Frage nach den psychi-

schen Problemen nach einem Schwanger-

schaftsabbruch auf die negativen Aspekte

beschrÇnkt, wodurch ein vállig verzerrtes

Bild entsteht. Aus der Gruppe der Befrag-

ten werden diejenigen einer weiteren Be-

trachtung unterzogen, die angeben, psychi-

sche Probleme mit der Verarbeitung des Ab-

bruches zu haben. DaÉ dies jedoch meist

die Minderheit der befragten Frauen dar-

stellt, bleibt unberÄcksichtigt. Dadurch ent-

steht oft der Eindruck, daÉ viele Frauen ei-

nen Schwangerschaftsabbruch nur schwer

verkraften. Drittens ist der Zeitpunkt der

Befragung sehr wichtig. Payne et al. (1976)

wiesen darauf hin, daÉ das AusmaÉ der psy-

chischen Belastung vor dem Abbruch am

háchsten ist.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten,

daÉ in der Mehrzahl der bisherigen Unter-

suchungen kaum negative psychische oder

emotionale Probleme nach dem Abbruch

bei den befragten Frauen aufgetreten sind.

Belastungs-BewÇltigung (Modell)

Von diesen Åberlegungen ausgehend,
habe ich versucht, den Zusammenhang zwi-
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schen der Zeit vor dem Abbruch bezie-

hungsweise einzelnen Belastungsfaktoren,

die wÇhrend dieser Zeit eine Rolle spielen

kánnten, und den GefÄhlen und Gedanken

von Frauen nach dem Abbruch nÇher zu be-

leuchten. Dabei bin ich in Anlehnung an

das Modell zur Erforschung kritischer Le-

bensereignisse von Filipp (1981) und ver-

schiedenen Erfahrungsberichten von betrof-

fenen Frauen (Zimmermann, 1977; Kánig

1980; von Paczensky, 1988; Langsdorff,

1991) von folgendem BedingungsgefÄge

ausgegangen:

Vorauslaufende Konkurrente Lebensereignis Prozesse der Effekte

Bedingungen Bedingungen Auseinandersetzung
und BewÇltigung
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Feststellung der $218b Abbruch der Zeit

Schwangerschaft Beratung Schwangerschaft

ZusÇtzlich war mir wichtig, nicht nur

máglichst viele Frauen zu befragen, son-

dern auch realitÇtsnah die Situation der be-

troffenen Frauen zu untersuchen. Da in der

BRD 74% aller SchwangerschaftsabbrÄche

ambulant in privaten gynÇkologischen Pra-

xen, worunter juristisch auch die Familien-

planungszentren der Pro Familia zu fassen

sind, durchgefÄhrt werden (Statistisches

Bundesamt, 1991), lag es nahe, mit diesen

Institutionen zusammenzuarbeiten. Da Nie-

dersachsen zum Zeitpunkt der Erhebung

keine ambulanten SchwangerschaftsabbrÄ-

che erlaubt und viele Frauen gezwungen

waren in benachbarte BundeslÇnder auszu-

weichen, wurde die Befragung im Familien-

planungszentrum der Pro Familia (FPZ)

und der privat gefÄhrten Tagesklinik (TK)

in Kassel (Hessen) organisiert.

Ergebnisse der Untersuchung

Insgesamt antworteten 58 Frauen. Mit-

tels eines eigens entworfenen Fragebogen

ÇuÉerten sie sich zu ihrem subjektiven Erle-

ben der prÇabortiven Phase zwischen Wis-

sen um die Schwangerschaft und Abbruch

sowie zum psychischen Befinden zum Zeit-

punkt des AusfÄllens des Fragebogens nach

dem Abbruch.

Charakterisierung der

Stichprobe

Insgesamt wurden 100 Fragebágen ausge-

geben, wovon 58 anonym an die Untersu-

cherin zurÄckgesandt wurden. Versucht

man, die befragten Frauen hinsichtlich ihrer

soziodemographischen Angaben zusam-

menfassend zu beschreiben, fÇllt auf, daÉ

zum einen die Stichprobe fÄr das Einzugsge-

biet des FPZ und der TK Kassel reprÇsenta-

tiv erscheint (Wohnort, Bundesland), zum

zweiten durch die rÇumliche NÇhe zu der

UniversitÇtsstadt Gáttingen ein sehr hoher

Anteil an Studentinnen beispielsweise Aka-

demikerinnen enthalten ist. Auch tritt eine

deutliche Zweiteilung der Befragten bezÄg-

lich Alter, Familienstand, Kinderzahl und

Kinderwunsch auf. Die Befragten teilen

sich in eine Gruppe von Çlteren, verheirate-

ten MÄttern mit bereits abgeschlossener Fa-

milienplanung und eine weitere Gruppe

von meist jÄngeren, ledigen Frauen auf, die

sich in Zukunft Kinder wÄnschen oder die-

ser Frage unschlÄssig gegenÄber stehen.

Der gráÉte Teil der befragten Frauen

hatte die Schwangerschaft auf soziale Indi-

kation hin abbrechen lassen (90% der Be-

fragten). FÄnf Frauen hatten eine medizini-

sche Indikation. FÄr 68% war dies der erste

Abbruch. Als GrÄnde fÄr ihre Entscheidung

zum Abbruch haben die Befragten meist fi-

nanzielle und private (meist Probleme in

der Partnerschaft, Åberforderung, etc.) ge-

nannt.

Nach dem Abbruch

Das AusmaÉ der postabortiven psychi-

schen Belastung war bei den befragten

Frauen sehr gering. Keine Frau fÄhlte sich

extrem belastet. 10% der Befragten gaben

an, Äberhaupt keine negativen GefÄhle und

Gedanken zu haben. Bei 88% der Frauen

sind die vorherrschenden GefÄhle Erleich-

terung und Freude, daÉ ÑesÖ vorbei ist. Le-

diglich 5% der Betroffenen bejahen die

Frage nach defensiver BewÇltigung. Sie

máchten nicht mehr an die Zeit vor oder an

den Abbruch selbst und was damit zusam-

menhÇngt denken. Hinsichtlich der negati-

ven Emotionen ergab sich ein differenzier-

tes Bild. Die am hÇufigsten berichteten Ge-

fÄhle waren SchuldgefÄhle und depressives

Niedergeschlagensein. Etwa die HÇlfte aller

Befragten kennt diese GefÄhle. AlptrÇume

dagegen werden meist verneint.

PrÇabortive Belastungsmomente

Die ungewollte Schwangerschaft

Die Zeit vor dem Abbruch, begonnen ab

dem Zeitpunkt, ab dem die Frau ahnt/weiÉ,

daÉ sie schwanger ist, stellt eine groÉe psy-

chische Belastung dar. Fast alle Frauen

(93%) ahnten schon vor dem Test, daÉ sie

schwanger sind. Trotz dieses ÑWissensÖ ha-

ben 69% die Mitteilung des positiven Test-

ergebnisses als Schrecken erlebt. Nur drei

Frauen (5%) haben sich Äber die Schwan-

gerschaft gefreut. 57% machten sich Vor-

wÄrfe, nicht oder ungenÄgend verhÄtet zu

haben. Sie entwickelten Schuld- und Versa-

gensgefÄhle. WÇhrend 30% der befragten

Frauen Angst hatten, eine falsche Entschei-

dung zu treffen, waren sich 50% ihrem Ent-

schluÉ zum Abbruch der Schwangerschaft

sicher.

ZusÇtzlich belastende

kritische Lebensereignisse

Die HÇlfte aller Befragten fÄhlte sich

durch Lebensereignisse zusÇtzlich zur unge-

wollten Schwangerschaft belastet. An erster

Stelle stehen Probleme in der Partner-

schaft, gefolgt von finanziellen und berufli-

chen Schwierigkeiten. ZusÇtzlich spielen ge-

sundheitliche Belastungen und Åberforde-

rungsgefÄhle eine Rolle. Zwei Frauen be-

richteten, daÉ Probleme bei der Ausstellung

einer Indikation zum Schwangerschaftsab-

bruch aufgetreten seien.
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Das soziale Umfeld

In der Stichprobe der von mir befragten

Frauen war die soziale UnterstÄtzung durch

das Umfeld in den meisten FÇllen positiv.

Wichtigster Austausch findet mit dem Part-

ner statt. 78% der Betroffenen ÇuÉerten

sich diesbezÄglich positiv. Die Eltern sind

fÄr die meisten Frauen eher unwichtig.

69% gaben an, nicht mit ihren Eltern Äber

die Schwangerschaft und den Abbruch ge-

sprochen zu haben. Freundinnen und

Freunde werden erst dann fÄr die positive

soziale UnterstÄtzung der Frauen relevant,

wenn vom Partner kein RÄckhalt zu erwar-

ten ist.

Die meisten Frauen sprechen mit ihrem

Partner Äber die Schwangerschaft. 69%

treffen ihren EntschluÉ zum Abbruch ge-

meinsam. Je nachdem, ob die Frau von ih-

rem Partner UnterstÄtzung erwartet, weiht

sie ihn in ihr ÑGeheimnisÖ ein. Aus Angst

vor sozialer åchtung fÄhlen sich viele

Frauen zum Verheimlichen der Schwanger-

schaft genátigt. 52% empfinden dies als

starke Belastung. 38% leben in der Angst,

ihr ÑGeheimnisÖ kánnte entdeckt werden.

Dies wird von dem GefÄhl der Frauen be-

gleitet, daÉ sich niemand in ihre Lage ver-

setzen kann. 42% der Befragten bejahten

diese Frage.

Die nach $218b StGB vorgeschriebene

soziale Beratung war fÄr die meisten Frauen

nicht sonderlich belastend. Dabei muÉ be-

rÄcksichtigt werden, daÉ ein hoher Prozent-

satz der Befragten sich bei, um mit Sadro-

zinski (1990) zu sprechen, ÑwertneutralenÖ

Beratungsstellen beraten lieÉen. Trotzdem

hatten 12% das GefÄhl, sich wÇhrend der

$218b-Beratung rechtfertigen zu mÄssen.

55% der Frauen erwarteten, daÉ sie dort

zum Austragen der Schwangerschaft Äberre-

det werden sollten. Der Eingriff selbst war

im Vorfeld bei 71% mit groÉer Angst ver-

bunden. Dennoch bejahten fast alle

Frauen, sich in den beiden Institutionen in

Kassel gut aufgehoben gefÄhlt zu haben.

BewÇltigungsverhalten

Aus den Angaben der befragten Frauen

zu ihrem Konfliktláseverhalten wurde deut-

lich, daÉ die meisten Frauen verschiedene

Faktoren aus ihrem individuellen Lebenszu-

sammenhang gegeneinander abwÇgen und

dann entscheiden, ob es fÄr sie denkbar

wÇre, die Schwangerschaft fortzusetzen

oder sie abbrechen zu lassen. Dabei spielen

die EinschÇtzung der QualitÇt und der Sta-

bilitÇt der Partnerschaft sowie berufliche

und finanzielle Aspekte eine Rolle ebenso

wie der Bildungsstand der Frau und ihre

Konfession. FÄr manche Frauen ist die

Frage der AbhÇngigkeit von groÉer Bedeu-

tung. Der Vorwurf, Frauen entschieden sich

leichtfertig zum Schwangerschaftsabbruch,

erscheint abwegig und ist nicht lÇnger halt-

bar.

ZusammenhÇnge

Wie lassen sich die beobachteten Einzel-
heiten nun zu einem Gesamtbild zusam-

menfÄgen?

Aus dem Belastungs-BewÇltigungs-Mo-

dell (Abbildung) wird bereits deutlich, daÉ

die Belastungsfaktoren nicht voneinander

unabhÇngig sind, und das zwischen den

prÇabortiven Belastungsfaktoren und der

postabortiven Befindlichkeit ein Zusam-

menhang besteht.

Eine groÉe prÇdiktive Gewichtung

kommt der Ambivalenz gegenÄber der Ent-

scheidung zu, ob die Schwangerschaft abge-

brochen oder ausgetragen werden soll. Es

wurde in der hier vorgestellten Untersu-

chung deutlich, daÉ Frauen nicht zum Aus-

tragen motiviert werden kánnen, wenn sie

sich zum Abbruch der Schwangerschaft ent-

schlossen haben. Unsicherheit bei der Ent-

scheidungsfindung sowie gegenÄber der

letztendlich getroffenen Entscheidung und

starke SelbstvorwÄrfe wegen mangelnder

VerhÄtung und Schuldzuweisungen bedin-

gen bei der Frau vor und nach dem Abbruch

psychische/emotionale Probleme.

AuÉerdem ist das Verhalten des Partners

fÄr die postabortive Befindlichkeit der Frau

wichtig. Je nachdem, ob der Partner sich

positiv unterstÄtzend verhÇlt, oder die Frau

die Schwangerschaft und den Abbruch vor

ihm verheimlichen muÉ, zeigt sie nach dem

Abbruch depressives Niedergeschlagensein

und entwickelt SchuldgefÄhle. Dies ist

meist verknÄpft mit der Angst vor sozialer

åchtung und heftigen SelbstvorwÄrfen. Zu-

sÇtzlich spielt der gemeinsame Entschei-

dungsprozeÉ fÄr das emotionale Befinden

nach dem Abbruch eine Rolle. Besteht zwi-

schen den Partnern keine Einigkeit bezÄg-

lich der Entscheidung oder ÇuÉert die Frau

einen ausdrÄcklichen Kinderwunsch, so

schlÇgt sich dies auf den Verarbeitungspro-

zeÉ nach dem Abbruch negativ nieder.

Ebenso ist die finanzielle Situation von

Bedeutung. Je angespannter die finanzielle

Lage ist, desto schwieriger gestaltet sich die

emotionale Situation fÄr die Frau.

Gleichzeitig ist die zusÇtzliche Belastung

durch andere kritische Lebensereignisse in

nicht unerheblichem AusmaÉ an der ErklÇ-

rung der postabortiven psychischen Pro-

bleme beteiligt. Dies bedeutet einerseits,

daÉ die psychische Belastung nicht alleine

auf den Schwangerschaftsabbruch zurÄck-

gefÄhrt werden darf, andererseits, daÉ das

Belastungs-BewÇltigungs-Modell in der

RealitÇt BestÇtigung gefunden hat. Erst

durch die BerÄcksichtigung der individuel-

len LebensumstÇnde der Frauen kann die

emotionale BewÇltigung eines Schwanger-

schaftsabbruches nÇher beleuchtet und er-

klÇrt werden.

DarÄber hinaus besteht zwischen dem

AusmaÉ der postabortiven Belastung und

der geÇuÉerten defensiven BewÇltigung ein

hoher Zusammenhang. Frauen, die sich

nach dem Abbruch stark belastet fÄhlen,

neigen meist auch zur VerdrÇngung oder

Verleugnung ihrer psychischen Probleme.

Damit wird gleichzeitig der Vorwurf ent-

krÇftet, daÉ Frauen, die nach einem

Schwangerschaftsabbruch keine Anzeichen

problematischer Verarbeitung zeigen, ihre

negativen GefÄhle einfach nur verdrÇngen.

Diskussion

Was hat diese Untersuchung nun eigent-

lich an Neuerungen fÄr die Diskussion um

die Liberalisierung des $218 StGB und um

den Mythos psychischer Reaktionen nach

einem Schwangerschaftsabbruch gebracht?

ZunÇchst wurde hier von mir ein neuer

Ansatz in der Abbruchforschung einge-

fÄhrt. Bislang haben sich lediglich Barnett

et al. (1986a) mit den methodischen Proble-

mem in der wissenschaftlichen Forschung

auseinandergesetzt. Desweiteren habe ich

versucht, máglichst viele Aspekte, was

Frauen, die (ungewollt) schwanger sind und

sich zum Abbruch entschlieÉen, belasten

kánnte in meinem Belastungs-BewÇlti-

gungs-Modell zu berÄcksichtigen. Dabei

hat sich gezeigt, daÉ die Aspekte, die von

von Paczensky (1988) oder Langsdorff

(1991) beschrieben wurden, sich auch hier

widerspiegeln. Es hat sich jedoch herausge-

stellt, daÉ sich die Situation jeder einzelnen

Frau so individuell gestaltet, so daÉ sie

nicht per Fragebogen umfassend zu erhe-

ben ist, und viele verschiedene Details fÄr

ihr emotionales Befinden ausschlaggebend

ist.

DarÄber hinaus sollte deutlich geworden

sein, daÉ nicht der Abbruch als solcher fÄr

emotionale Probleme verantwortlich ge-

macht werden darf, sondern, wenn Pro-

bleme in der BewÇltigung auftreten, das so-

ziale Umfeld sowie die Internalisierung ge-

sellschaftlicher Normen und Werte (Adler,

1975) eine betrÇchtliche Rolle spielen. Das

klingt selbstverstÇndlich, ist aber in der Li-

teratur zum Thema Schwangerschaftsab-

bruch nicht durchgÇngig vertreten.

Besondere Bedeutung kann den zusÇtz-

lich belastenden anderen Lebensereignissen

zugeordnet werden. Hier wird besonders

transparent, daÉ die individuelle Situation

jeder Frau fÄr die Analyse der postaborti-

ven Befindlichkeit berÄcksichtigt werden

muÉ. Ob und inwieweit die (ungewollte)
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Schwangerschaft, die wie die Befragung

zeigt, von den meisten Frauen zwar diffus

geahnt, aber dennoch mit Schrecken defini-
tiv festgestellt wird, ein solches kritisches

Lebensereignis zu verstehen ist, bleibt noch

offen. Es kann jedoch davon ausgegangen

werden, daÉ bereits durch die Entdeckung

der Schwangerschaft die Frau sich in einem

Ñemotionalen AusnahmezustandÖ befindet.
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Anmerkung

Eine Zusammenfassung kann niemals alle Ergebnisse
darstellen. Deshalb gibt es fÄr interessierte Leserinnen
und Leser die Máglichkeit, die Arbeit als Gesamtes bei
mir zum Selbstkostenpreis zu bestellen. FÄr Fragen, An-
regungen, Diskussionen bin ich jederzeit dankbar und
freue mich Äber reges Interesse.

Bitte schreiben Sie an Heike Daun, BrenzstraÉe 13,
7170 SchwÇbisch Hall.

schon vor der Geburt

Eva Huenges

Ingolf Báhm

Im Sommer 1991 kam eine 37jÇhrige

Frau, Mutter von zwei Kindern, zur Bera-

tung. Sie war in der 12. Woche schwanger.

Im Abstand von 3 Tagen hatte sie mit zwei

verschiedenen MÇnnern verkehrt.

WÇhrend meine Kollegin die psychologi-

sche Beratung weiterfÄhrte, wurde ich hin-

zugezogen, um zu klÇren, ob schon wÇh-

rend der Schwangerschaft der biologische

Vater ermittelt werden kánnte. Eine Frucht-

wasseruntersuchung war der Ratsuchenden

aus AltersgrÄnden ohnehin empfohlen wor-

den. Mit den gÇngigen Methoden des Beta-

HCG im Blut und des Ultraschallbefundes

lÇÉt sich die Schwangerschaft auf eine Wo-

che genau bestimmen - bei einem Abstand

von drei Tagen zwischen den beiden mágli-

chen EmpfÇngnisterminen reichten diese

Untersuchungen nicht aus, um festzustel-

len, welcher der beiden MÇnner der biologi-

sche Vater wÇre. Ich erkundigte mich nach

Vaterschaftsnachweisen im Fruchtwasser

oder aus Chorionzotten. Das Ergebnis war

Äberraschend: Ein solcher Nachweis ist
máglich, und es herrschen erhebliche Mei-

nungsunterschiede Äber die Einsetzbarkeit

dieser neuen, gentechnologischen Me-
thode.

Im Folgenden sollen die klassische, sero-
logische Methode der Vaterschaftsfeststel-

lung und die neue Methode des Ñgeneti-

schen FingerabdrucksÖ dargestellt werden.
Die aktuelle Diskussion zwischen den Ver-

fechtern beider Methoden wird anschlie-
Bend geschildert.

Die klassische, serologische

Vaterschaftsbestimmung

Seit Mitte der 20er Jahre werden nach

den Blutgruppen erbbiologische Gutachten

erstellt. In den 60er Jahren wurde die recht-

liche Stellung des nicht-ehelichen Kindes

neu geregelt. Dabei wurde das serologische

Gutachten im Sinne des BGB als entschei-

dendes Instrument zur AbstammungsprÄ-

fung anerkannt. FrÄher wurde das serologi-

sche Gutachten noch durch ein morphologi-

sches erbbiologisches Gutachten ergÇnzt.

Dabei wurden Merkmale wie Augenfarbe,

Kárperbau etc. von Mutter, Vater und Kind

verglichen. Diese Gutachten waren erst

beim etwa dreijÇhrigen Kind máglich.

Heute werden fÄr serologische Gutach-

ten zur Vaterschaftsbestimmung rote und

weiÉe Blutkárperchen und das Serum unter-

sucht. AuÉer den Blutgruppen (Eigenschaf-

ten der roten Blutkárperchen) geháren

dazu zahlreiche Zellwand- und Zellinhalts-

stoffe (vorwiegend bestimmte Enzyme) und

Serum-Proteine.

Um hohe Wahrscheinlichkeitswerte fÄr

oder gegen eine Vaterschaft zu erhalten,

mÄssen im serologischen Gutachten viele

Proteinsysteme untersucht werden, da jedes

Merkmal fÄr sich alleine genommen nur ei-

nen geringen Aussagewert hat. Eine

Schwierigkeit bei den serologischen Metho-

den ergibt sich aus dem Vorliegen sogenann-

ter Ñstummer AlleleÖ. Dies sind bestimmte

AusprÇgungen eines Gens, welches zwar in

den Erbanlagen vorhanden ist, sich aber

auf der Ebene der Proteine, auf der ja der

serologische Nachweis gefÄhrt wird, nicht

ausprÇgt. Dies kann zu Schwierigkeiten bei

der Interpretation fÄhren, jedoch ist dieses

PhÇnomen bei den serologischen Gutach-

tern wohlbekannt.

Zum Grundgutachten geháren 23 Merk-

male, eines ist die ABO-Blutgruppe. Die

Zusatzgutachten I und II umfassen weitere

10 bzw. 8 Merkmalgruppen. Durch die Mul-

tiplikation der Wahrscheinlichkeiten fÄr je-

des einzelne Merkmal wird die Vaterschafts-

wahrscheinlichkeit berechnet. Wenn ein

prÇgung eines Proteins) besitzt, das bei der

Mutter und bei dem máglichen Vater nicht

nachgewiesen werden kann, ist dies ein In-

diz gegen eine Vaterschaft. Mehrere solcher

Konstellationen sind ein praktischer Beweis

gegen eine Vaterschaft.

Mit dem Grundgutachten werden 97,67 %

aller NichtvÇter ausgeschlossen, einer von

50 bleibt unerkannt. Mit den beiden ErgÇn-

zungsgutachten werden praktisch alle FÇlle

gelást, auÉer bei Zwillingen oder Blutsver-

wandten ersten Grades. Die ErgÇnzungsun-

tersuchung II kommt nur bei InzestfÇllen

zur Anwendung. Rechtlich ist fÄr die An-

nahme einer Vaterschaft ein ÑfÄr das tÇgli-

che Leben ausreichendes MaÉ an Sicher-

heitÖ erreicht, wenn die Wahrscheinlichkeit

99,8% Äbersteigt.

Amtliche Richtlinien schreiben vor, was

der SachverstÇndige beherrschen muÉ, bei-

spielsweise an statistischem Wissen. Die

Gutachter durchlaufen eine mehrjÇhrige

Ausbildung. (Letzte Fassung der Richtli-

nien des Bundesgesundheitsamtes von

1990)
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Der genetische Fingerabdruck,

DNA-Fingerprinting

Der ÑFingerabdruckÖ kann aus Blut,

Sperma, ausgefallenen Haaren, Gewebetei-

len, erstellt werden. So auch aus Amnion-

zellen, die dem Fruchtwasser entstammen,

und aus Chorionzotten, also Zellen des un-

geborenen Kindes. ÑFingerabdruckÖ heiÉt

die Methode in Analogie zu dem Hautlei-

stenmuster der Fingerbeere in der Krimina-

listik, weil fÄr jedes Individuum einmalig

und unverwechselbar. Ausgenommen da-

von sind eineiige Zwillinge, die ja genetisch

identisch sind, und Tumorgewebe (Krebs-

zellen), das durch umfangreiche ÑUmbau-

tenÖ im genetischen Material sozusagen

seine IdentitÇt verliert.

Der Zellkern enthÇlt das Erbmaterial,

die als Doppelspirale angeordnete DNS

(DesoxyribonukleinsÇure, englisch DNA).

Entspiralisiert wÄrde das gesamte MolekÄl

einer einzigen Zelle einen Faden von etwa

einem Meter LÇnge ergeben. Zusammenge-

setzt ist dieses MolekÄl aus den 4 Basen Gu-

anin (G), Adenin (A), Cytosin (C) und Thy-

midin (T), die paarig angeordnet (A paart

mitTT, G paart mit C) die Sequenz, also die

Abfolge der Basen hintereinander in der

DNA-Spirale bestimmen. Jeder Zellkern

des Menschen enthÇlt etwa 7 Milliarden sol-

cher Basenpaare. Die Anzahl der Gene, der

TrÇger der Erbinformation, betrÇgt beim

Menschen grob geschÇtzt etwa 50000. Die-

ser informationstragende (ÑkodogeneÖ), d.

h. in funktionelle EiweiÉmolekÄle (Prot-

eine) umgesetzte Anteil der Erbinformation

macht nur weniger als 10% der gesamten

DNA-Sequenz einer Zelle aus. Die Gene

kánnen also als ÑOasen in der WÄste des

GenomsÖ angesehen werden. Die Funktion

der restlichen 90% sind weitgehend unbe-

kannt, sie haben vermutlich Funktionen fÄr

die Struktur der DNA selber oder sind wo-

máglich ÑDNA-AbfallÖ, der uns im Laufe

der Evolution erhalten geblieben ist. In die-

ser ÑAbfall-DNAÖ finden sich nun spezifi-

sche Sequenzstrukturen, die fÄr die Erstel-

lung eines individuenspezifischen DNA-

Fingerabdrucks ausgenutzt werden kánnen.

Diese werden zusammen mit den Chromo-

somen nach den Mendelàschen Regeln ver-

erbt.

Zur Darstellung der genetischen Finge-

rabdrÄcke werden DNA-Fragmente, soge-

nannte DNA-Sonden, als Ñmolekulare

SpÄrhundeÖ fÄr das Auffinden der relevan-

ten Sequenzabschnitte in der Gesamt-DNA

verwendet. Dabei kommen grundsÇtzlich

zwei Darstellungsformen zur Verwendung.

Einzellokus-Sonden weisen einzelne, genau

definierte DNA-Abschnitte in der Gesamt-

DNA nach. Bei einer solchen Untersuchung

werden bei jedem Menschen ein oder zwei

DNA-Fragmente pro untersuchtem DNA-

Abschnitt nachgewiesen. åhnlich wie bei
dem serologischen Nachweis mÄssen fÄr
eine aussagefÇhige Vaterschaftswahrschein-
lichkeit mehrere, bis zu fÄnf solcher DNA-
Abschnitte untersucht werden.

Dagegen werden mit den sogenannten Mul-

tilokus-Sonden in einer einzigen Untersu-

chung gleichzeitig zahlreiche DNA-Ab-

schnitte untersucht, so daÉ sich ein Muster

ergibt, das sich mit dem auf Waren aufge-

klebten Strichkodemuster vergleichen lÇÉt.

Jeder einzelne Mensch weist ein nur fÄr ihn

typisches Muster auf. Mit beiden Methoden

kann also praktisch jeder Mensch auf die-

sem Planeten identifiziert werden, ausge-

nommen eineiige Zwillinge.

Ein Beispiel zeigt die Abbildung:

a Fe

Fire

we m. T

ÑGenetischerenmittels ei-

ner Multilokus-Sonde in einer Vaterschafts-

untersuchung mit zwei máglichen VÇtern.

Die DNA-Sonde lÇÉt bei jedem Individuum

ein spezifisches Bandenmuster erkennen.

Nr. 2 ist das Kind der Mutter Nr. 1. Mann

Nr. 3 muÉ der leibliche Vater sein, da alle

nicht-mÄtterlichen Banden des kindlichen

Musters in seinem Muster zu finden sind.

Mann Nr. 4 ist mit allen anderen Personen

nicht verwandt und zeigt daher nur sehr we-

nige (zufÇllige) Åbereinstimmungen mit

dem kindlichen Muster. 2/3 ist eine 50:50

Mischung aus kindlicher DNA und der

DNA des Mannes Nr. 3 fÄr Kontrollzwecke.

So wenig, wie aus dem Fingerabdruck auf

die Persánlichkeit eines Menschen geschlos-

sen werden kann, so wenig lÇÉt sich dies aus

dem genetischen Fingerabdruck sagen. Aus-

genommen sind davon einige Einzellokus-

Sonden, die enge Koppelung zu Genen auf-

weisen, die fÄr AnfÇlligkeiten fÄr be-

stimmte Krankheiten (wie Herzinfarkt, be-

stimmte Tumorarten) verantwortlich sein

kánnen und damit potentiell Informationen

Äber solche Anlagen geben kánnten. Bei

den Multilokus-Sonden ist eine solche Mág-

lichkeit prinzipiell methodisch ausgeschlos-

sen, durch das erzeugte komplexe Banden-

muster ist hier der Datenschutz sozusagen

ÑeingebautÖ, es ist keinerlei RÄckschluÉ auf

bestimmte Regionen in der DNA máglich.

Die Einsatzgebiete des genetischen Fin-

gerabdrucks umfassen u. a. die TÇteridenti-

fikation im Strafverfahren (Vergleich des

DNA-Musters einer Tatortspur, wie Blut-

fleck oder Sperma, mit dem Muster eines

VerdÇchtigen) und die Abstammungsbegut-

achtung. FÄr die Vaterschaftsfeststellung

werden die Muster von Kind, Mutter und

Putativvater miteinander verglichen. Da

sich das kindliche Muster statistisch zur

HÇlfte aus Banden der Mutter und des leib-

lichen Vaters zusammensetzt, mÄssen alle

nicht-mÄtterlichen Banden von dem leibli-

chen Vater abstammen. Findet man diese in

dem Muster des untersuchten Mannes wie-

der, ist die Vaterschaftswahrscheinlichkeit

sehr hoch, im gegenteiligen Fall ist sie sehr

niedrig. In der Abbildung ist ein typisches

Beispiel fÄr eine Vaterschaftsfeststellung

mit einer Multilokus-Sonde dargestellt.

Die Gefahr eines MiÉbrauchs besteht in-

sofern, als das aufbereitete Kernmaterial

mit einer anderen Methode weiter unter-

sucht werden kann, beispielsweise auf Erb-

krankheiten. Dies Problem ist in der Medi-

zin bekannt: es lÇÉt sich aus einer Blut-

probe fÄr Leberwerte mit einer anderen

Untersuchung auch ein Aids-Test machen.

Hier sind gesetzliche, datenschutzrechtliche

Regelungen nátig. Gefordert wird eine

stÇndige Expertenkommission, die auf MiÉ-

brauchstendenzen achtet.

Das Verfahren des genetischen Fingerab-

drucks hat bereits Einzug gehalten in so ver-

schiedenen Fachbereichen wie die Tier- und

Pflanzenzucht, fÄr den Nachweis illegalen

Tierhandels, in der Transplantationsmedizin

und vor allem in der Gerichtsmedizin. Hier

ist von Vorteil, daÉ die DNA ein gegen Um-

welteinflÄsse relativ stabiles MolekÄl ist. So

gelingt es heute, DNA fÄr die TÇteridentifi-

kation aus Zigarettenstummeln, aus ausge-

fallenen Haaren und kleinen Sperma- und

Blutflecken zu extrahieren. FÄr die Vater-

schaftsfeststellung genÄgen 0,5-10ml Blut,

Mundschleimhautzellen aus einer Mund-

spÄlung oder fetale Zellen aus einer Frucht-

wasserpunktion bzw. Chorionzottengewebe

und Nabelschnurblut.

Die Fachdiskussion

In Deutschland wird die Fachdiskussion

fÄr die Anwendung dieser Verfahren in der

Vaterschaftsbegutachtung auf mehreren
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Ebenen gefÄhrt. Serologische Gutachter

stehen dem DNA-Gutachten als gerichtli-

chem Basisgutachten sehr skeptisch gegen-

Äber und wollen es nur in SpezialfÇllen, wie

bei InzestfÇllen, zulassen. Einige serologi-

sche Gutachter, die mittlerweile auch

DNA-Gutachten erstellen, wollen nur die

Einzellokus-Methode vor Gericht zugelas-

sen sehen. Andere Serologen und vor allem

Molekulargenetiker schen beide molekular-

genetischen Methoden (Einzellokus- wie

Multilokus-Methode) gleichwertig und dem

serologischen Nachweis ebenbÄrtig, wenn

nicht gar Äberlegen. In England, den USA

und auch in der Schweiz werden fast aus-

schlieÉlich DNA-Methoden verwendet.

Um einen Åberblick Äber die aktuelle

Diskussion zwischen den ÑKonfliktpar-

teienÖ zu geben, sollen hier einige Argu-

mente kurz aufgefÄhrt werden. Auf die

fachspezifische Diskussion, ob Einzellokus-

oder Multilokus-Sonden zu bevorzugen

sind, soll hier nicht weiter eingegangen wer-
den. Gegner der DNA-Fingerprint-Me-

thode beklagen, daÉ bei den Multilokus-Sy-
stemen gar nicht bekannt ist, was eigentlich

untersucht wird, da die untersuchten DNA-

Abschnitte nicht spezifiziert werden kán-
nen. Die Mutationsraten bei Multilokus-
und Einzellokus-Systemen seien zu hoch
fÄr eine zuverlÇssige Bestimmungder Vater-

schaftswahrscheinlichkeit. Die serologi-

schen Vaterschaftsgutachten wÄrden heute
meist schon durchgefÄhrt, wenn die Kinder

3â4 Monate alt seien; bei noch kleineren
Kindern Blut abzunehmen, sei nicht zumut-

bar. Zweituntersuchungen seien wegen der
Nicht-Standardisierung nicht máglich. Das

neue Verfahren wÄrde auch nicht billiger als

das serologische Gutachten. Die prÇnatale

Vaterschaftsfeststellung trage ein gewisses

Abortrisiko. Gerichtlich seien die DNA-

Gutachten nur als ErgÇnzungsgutachten zu-

gelassen. Die DNA-Verfechter seien Gen-

techniker und unerfahren in der Vater-

schaftsbegutachtung.

Die Argumente der DNA-BefÄrworter

sind dagegen: In den vergangenen Jahren

wurden genÄgend Erfahrungen mit den

DNA-Methoden gesammelt, vor allem in

England, um die ZuverlÇssigkeit zu gewÇhr-
leisten. Es gebe genÄgend groÉe Familien-

untersuchungen, die die ValiditÇt beweisen.

Die DNA-Methoden erreichen in annÇ-

hernd jedem Fall eine zuverlÇssige Aussage

von Äber 99,9%, auch in InzestfÇllen.

Warum solle das DNA-Gutachten nicht als

gleichberechtigtes Basisgutachten vor Ge-

richt eingesetzt werden, wenn selbst einige

Serologen DNA-Methoden verwenden, um

ProblemfÇlle zu lásen, bei denen sie mit ih-

ren Methoden an Grenzen stoÉen? Das Pro-

blem der zum Teil erháhten Mutationsraten

ist biostatistisch zu beherrschen; nur wenige

Systeme haben die extrem hohen Raten,

die von den serologischen Gutachtern be-

sonders betont werden. Vor allem der Mul-

tilokus-Fingerprint bietet interne Kontroll-

máglichkeiten, um methodische und syste-

mimmanente Probleme wie Neumutationen

eindeutig zu erkennen. Bisher konnte noch

kein methodisch sauber erstelltes DNA-

Gutachten durch ein serologisches Gutach-

ten erschÄttert werden. Das Biostatistik-

Problem in bezug auf die Multilokus-Me-

thode sei gelást, weiche aber im Ansatz von

den ÑgewohntenÖ Methoden ab. Die Unter-

suchung sei bereits zum Zeitpunkt der Ge-

burt aus kindlichem Nabelschnurblut, das

problemlos gewonnen werden kann, mág-

lich. Die Blutentnahme bei SÇuglingen

kánne vom Gesundheitsamt an den Kinder-

arzt delegiert werden. Die Kosten seien ge-

ringer (Serologische Gutachten ca. 5000,-

DM fÄr 3 Personen + 1500,- DM fÄr jede

weitere Person; fÄr DNA-Gutachten noch

keine festen SÇtze, zur Zeit Labor- und Me-

thoden-abhÇngig ab ca. 2000,- DM fÄr 3

Personen).

Die entsprechenden Sonden sind frei

kÇuflich erwerblich, damit sei die Standardi-

sierung der Methode kein Problem, unab-

hÇngige Zweitgutachten seien damit mág-

lich. Die groÉe StÇrke sei, vor allem bei

Multilokus-Sonden, die Máglichkeit des Er-

kennens von InzestfÇllen. Der Rechtsweg

habe inzwischen in mehreren Entscheidun-

gen DNA-Gutachten sowohl mit Einzelson-

den als auch mit Fingerprint zugelassen, fÄr

Straf- und Zivilverfahren. Der Richter sei

in Deutschland in der Auswahl seiner Sach-

verstÇndigen frei.

Die Gegner der DNA-Methode gestehen

ein, daÉ diese in EinzelfÇllen Äberlegen ist,
wie bei Verwandten ersten Grades als Mehr-

verkehrer, bei DefizienzfÇllen (Mutter
fehlt), bei Vater-Sohn-BrÄder-FÇllen.

Ein Beispiel: Das Oberlandesgericht
Karlsruhe hatte 1988 mit Hilfe des DNA-
Fingerabdrucks den Vater eines 5-jÇhrigen

Kindes feststellen lassen. Die Mutter hatte
1984 mit 3 MÇnnern verkehrt. Einer der

MÇnner hatte mit dem serologischen Ver-

fahren eine hohe Vaterschaftswahrschein-

lichkeit, aber in einem Merkmalsystem (Al-

pha-1-Antitrypsin) zeigte sich Unvereinbar-

keit. Das Fingerprintverfahren bestÇtigte

dann die Vaterschaft mit einer Wahrschein-

lichkeit von Äber 99,99%.

Stellungnahme und Bewertung

Die Brisanz des Problems wird deutlich

aus einer italienischen Arbeit 1991. Dort

wurden 4 FÇlle von Mutter-Kind-Putativva-

ter-Irios untersucht, aus Chorionzotten, in

der 7.-22. Schwangerschaftswoche. Die Un-

tersuchungen wurden von Frauen mit au-

Berehelichen Beziehungen gewÄnscht, die

unter psychischem Druck standen und un-

ter SchuldgefÄhlen und Ambivalenz zu die-

ser Schwangerschaft litten. In allen 4 FÇllen

gelang die Zuordnung des Vaters: In 3 FÇl-

len positiv, in einem durch AusschluÉ. Die

positiven Befunde (3 FÇlle) wurden mit ei-

ner Wahrscheinlichkeit von 99,9985% er-

rechnet. In dem einen AusschluÉfall - der

Kindsvater war nicht der von der Frau ge-

wÄnschte Vater - kam es zur Abtreibung.

Die Angst, mit einer vorgeburtlichen Va-

terschaftsfeststellung zur Abtreibung beizu-

tragen, fÄhrt in Deutschland zum geschlos-

senen Widerstand der humangenetischen

Fachgesellschaften gegen den Einsatz die-

ser Methode fÄr diese Fragestellung. Das ist

ein Erbe des Dritten Reiches, man will je-

den Anschein unethischen Handelns ver-

meiden. Eine Stellungnahme der Ethik-

Kommission der Gesellschaft fÄr Humange-

netik soll 1992 erarbeitet werden.

Alle anderen Argumente der Gegner die-

ser neuen Methode sind wenig Äberzeu-

gend. Man gewinnt den Eindruck, daÉ die

Gutachter ihr Gebiet gegen das Eindringen

neuer Methoden verteidigen.

FÄr Frauen, die GewiÉheit Äber die biolo-

gische Vaterschaft haben wollen, ist aber die

máglichst frÄhzeitige Untersuchung sicher

ein Vorteil. Die Entnahme von Nabel-

schnurblut unter der Geburt belastet Mut-

ter und Kind am wenigsten. Dies dÄrfte die

Methode der Zukunft werden.Wo aus ande-

ren, medizinischen GrÄnden Untersuchun-

gen an Chorionzotten oder Fruchtwasser

schon vorgeburtlich durchgefÄhrt werden,

kann gleichzeitig schon die Vaterschaft mit

untersucht werden. Eine solche Parallelun-

tersuchung;ist allerdings nicht unumstritten.

Diskutiert wird, den Befund der Patientin

erst nach der 22. Schwangerschaftswoche

mitzuteilen, damit eine Abtreibung nicht

mehr in Frage kommt. Die auf diesem Feld

tÇtigen Laboratorien und Humangenetiker

wÄnschen sich Richtlinien.

Zur Zeit warten sie auf die Stellung-

nahme der Ethik-Kommission der Deut-

schen Gesellschaft fÄr Humangenetik.

Adressen:

Dr. med. Claus Waldenmaier, Labor fÄr geneti-
sche Diagnostik, Theodolindenstr. 97, 8000 MÄn-
chen 90, Tel. 089/6422602
Kommission fÄr äffentlichkeitsarbeit und

Ethische Fragen der Deutschen Gesellschaft fÄr
Humangenetik, Frau Prof. Dr. Schráder-Kurth,
Institut fÄr Humangenetik der UniversitÇt, Im
Neuenheimer Feld, 6900 Heidelberg,Tel. 062 21/

563877
Dr. Eva Huenges, Pro Familia Beratungsstelle,

Hechinger Str. 8, W-7400 TÄbingen

Dr. rer. nat. Ingolf Báhm, Labor Dr. med. C.
Waldenmaier fÄr Genetische Diagnostik, Theodo-
lindenstr. 97, W-8000 MÄnchen 90

Literatur bei der Verfasserin und beim Verfasser
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Herrn Bundeskanzler Helmut Kohl

An die Bundesminister/innen
der Bundesrepublik Deutschland
An die Abgeordneten

des Deutschen Bundestages

Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit der Aktion ÑGegen die Vergiftung der
KindheitÖ máchten wir, die Unterzeichner, auf
ZusammenhÇnge aufmerksam machen, deren
Konsequenzen nach unserer EinschÇtzung bisher
zu wenig im gesellschaftlichen BewuÉtsein veran-
kert sind und in der politischen Praxis berÄcksich-
tigt werden.
Wie Ihnen bekannt ist, wird seit Jahren in der

äkologiedebatte die Frage kontrovers diskutiert,

ob und welche GesundheitsschÇden bei Kindern
vor und nach der Geburt durch radioaktive Nied-
rigstrahlung und das groÉe Arsenal chemisch-to-
xischer Substanzen verursacht werden. Obwohl

durch zahlreiche Untersuchungen der Zusam-
menhang fÄr einzelne Krankheitsbilder inzwi-
schen hinreichend belegt ist, reicht das bisherige
AusmaÉ der umweltbedingten kárperlichen Er-
krankungen offenbar noch nicht fÄr ein grund-
sÇtzliches Umdenken im industriell-technischen
Komplex aus.
Die letzlich folgenlose Debatte Äber kárperli-

che GesundheitsschÇden lenkt aber nach unse-
rem Eindruck von einer anderen weitreichenden
Gefahr ab: Wir sind besorgt Äber das seelische
Leiden einer wachsenden Zahl von Kindern und
Jugendlichen unter dem DauerstreÉ der Umwelt-
bedrohung. Viele Untersuchungen und Alltagser-
fahrungen innerhalb und auÉerhalb der Familie
und in der beratenden und psychotherapeuti-
schen Praxis legen den dringenden Verdacht
nahe, daÉ die ÇuÉeren ZerstárungskrÇfte immer
stÇrker in die Innenwelt einwandern und dort zu

destruktiven Erfahrungsstrukturen umgewandelt
werden. Die viel diskutierte ÑUmwelt- und Zu-
kunftsangstÖ in der jungen Generation kann bei
genauerer fachlicher Betrachtung Ausdruck tief-
reichender, umweltbedingter IdentitÇts- und Ent-
wicklungsstárungen sein. Besonders ernstzuneh-

men sind nach unserer Auffassung neben den in-

dividuellen Folgen die langfristigen Auswirkun-

gen auf das VerhÇltnis der Generationen zueinan-

der und auf das Zusammenleben in unserer sozia-

len Gemeinschaft. Die Umweltzerstárung stellt
schon heute eine Verletzung von Grundrechten

dar, und die von der jungen Generation als Verrat

erlebte Bedrohung ihrer Zukunftschancen fÄhrt

nach breiten psychologischen Erkenntnissen zu

RachegefÄhlen und Vergeltungsaggression. Sie

richten sich gegen eine Erwachsenengeneration,
die durch die AufkÄndigung ihrer LoyalitÇtsver-

Offener Brief

Offizielle Deklarationen globaler In-

stitutionen verpuffen meist an der Ta-

tenlosigkeit auf regionaler Ebene. Die

UNO hat im November 1989 die ÑKon-

ventionen Äber die Rechte des KindesÖ

verabschiedet, die in Artikel 24 darauf
hinweisen, daÉ die ÑGefahren und Ri-
siken der Umweltverschmutzung zu
berÄcksichtigen sindÖ.
Der Kinder- und Jugendpsychiater

Horst Petri kÇmpft mit einer einmali-
gen Aktion gegen das Vergessen der
Forderung: In diesem Heft drucken
wir Petris offenen Brief an Bundes-

kanzler Helmut Kohl, die Bundesmi-
nisterInnen und die Abgeordneten des
Deutschen Bundestages im Wortlaut

ab. Im November-Magazin zum
Schwerpunkt Psychosomatik soll das
Ende August erscheinende Buch Petris
ÑUmweltzerstárung und die seelische
Entwicklung unserer KinderÖ, das die
Aktion inhaltlich vertieft, besprochen
werden.

R. K.-B.

pflichtungen gegenÄber ihren Kindern auch die
ungeschriebenen, aber moralisch hochwirksamen
GenerationsvertrÇge auÉer Kraft setzt. Die zu-
nehmenden Symptome eines desintegrierten So-
zialverhaltens in der jungen Generation gehen
mit einem beunruhigenden Vertrauens- und
GlaubwÄrdigkeitsverlust gegenÄber Erwachse-
nen und speziell den politisch Verantwortlichen
einher.

Die ÑVergiftung der KindheitÖ lÇÉt sich somit
als eine Krankheitseinheit von somatischen, see-
lischen, psychosomatischen und psychosozialen
SchÇdigungen betrachten.
Wie Ihnen bekannt ist, wurden im November

1989 nach zehnjÇhriger Laufzeit von der UNO
die ÑKonventionen Äber die Rechte des KindesÖ
verabschiedet. In Artikel 24 wird, allerdings nur
in bezug auf kárperliche Erkrankungen, aus-

drÄcklich darauf hingewiesen, daÉ die ÑGefahren
und Risiken der Umweltverschmutzung zu be-
rÄcksichtigen sindÖ. Um die Bedeutung der Kon-

ventionen zu unterstreichen, fand am 30. Sep-

tember 1990 der Ñ1. Weltgipfel fÄr KinderÖ in der
bisherigen Geschichte statt, bei dem 71 Staats-
oberhÇupter die ÑDeklaration zum Åberleben,

zum Schutz und zur Entwicklung von KindernÖ

verabschiedeten und mit einem konkreten ÑAk-

tionsplan zur Umsetzung der Deklaration in den

90er JahrenÖ verbanden. Auch in dieser Deklara-
tion wird die Bedeutung des Umweltschutzes be-

tont: ÑDie Situation der Kinder in derWelt in den

90er Jahren grundlegend zu verbessern, heiÉt
auch, einen Beitrag zum Umweltschutz zu lei-

sten.Ö Aber weder die ÑKonventionenÖ noch die

ÑDeklarationÖ haben rechtsverbindlichen Cha-

rakter. Daher muÉ befÄrchtet werden, daÉ sie auf

nicht zu verantwortende Zeit ErklÇrungen des

guten Willens bleiben, die den sog. realpoliti-
schen und wirtschaftlichen SachzwÇngen weichen
mÄssen.
Deswegen weisen wir hiermit nachdrÄcklich

auf die unabsehbaren Konsequenzen der zuneh-
menden lokalen wie globalen Umweltzerstárung
fÄr die seelische und psychosoziale Entwicklung

von Kindern und Jugendlichen und der nachfol-
genden Generationen hin und auf die Gefahren,
die daraus fÄr die kÄnftige Gestaltung des sozia-
len Zusammenlebens in unserer Gesellschaft er-
wachsen.
Wir verbinden mit dem Brief die dringende

Bitte an Sie, alle MaÉnahmen zu prÄfen und zu
fárdern, die, Äber kosmetische Korrekturen hin-
aus, geeignet sind, grundlegende StrukturverÇn-

derungen im Umweltschutz einzuleiten bzw. zu
beschleunigen. Wir gehen davon aus, daÉ Um-
weltschutz u. a. Kinderschutz in einem umfassen-
den Sinne ist, der die moralische Struktur unserer
Gesellschaft entscheidend mitgestaltet.
Wir bitten Sie hiermit um eine Antwort zu un-

serem Anliegen bis Ende 1992. Wir beabsichti-
gen, ebenso wie diesen Brief, die Antworten in
geeigneter Form zu veráffentlichen. Bitte richten
Sie Ihr Schreiben an die unten angegebene
Adresse. Vorab máchten wir Ihnen fÄr Ihre Ant-
wort sehr danken.

Juli 1992
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Auf Einladung des belgischen Familien-

planungsverbandes, der aus einem franzási-

schen und einem flÇmischen Zweig besteht,

tagte der Regionalrat Europa in diesem

Jahr in BrÄssel. AuÉer Delegierten der 21

VerbÇnde nahmen BeobachterInnen aus Is-

land, Israel, der Tschechoslowakei, RumÇ-

nien, RuÉland und der Schweiz sowie acht

hauptamtliche Mitarbeiterinnen teil. Eine

Anreise der beiden Vertreterinnen Jugosla-

wiens war wegen des BÄrgerkrieges in ih-

rem Lande nicht máglich.

Eráffnet wurde die Tagung mit einem

Grundsatzreferat des GeneralsekretÇrs

Halfdan Mahler, in dem er auf die gegen-

wÇrtigen und zukÄnftigen Aufgaben der

IPPF einging. Neben bereits laufenden in-

ternationalen AktivitÇten wie ÑSexuelle Ge-

sundheitÖ, ÑAbortÖ und ÑSichere Mutter-

schaftÖ nannte er als neuen Schwerpunkt

die SexualitÇt. Da die meisten unserer Ver-

bÇnde in ihrer tÇglichen Arbeit mit dieser

Frage konfrontiert werden, war dies fÄr eu-

ropÇische VerhÇltnisse im Grunde nichts

Neues. Wenn man jedoch weiÉ, wie schwie-

rig es bisher war, bei Diskussionen in den

FÄhrungsgremien - ich denke hier auch an

den Zentralrat â von SexualitÇt Äberhaupt

zu sprechen oder das Wort in ein offizielles

IPPF-Papier einzubringen, dann bedeutet

diese Festlegung, die ja auch fÄr die ande-

ren Regionen der IPPF relevant sein wird,

in der Tat einen groÉen Schritt nach vorn.

Ein jahrzehntelang bestehendesTabu ist da-

mit Äberwunden. Sein Aufruf, den Bereich

der Familienplanung weiter zu fassen und

auch sexuelle Probleme miteinzubeziehen,

fand hier viel Beifall und Zustimmung.

Osteuropa

Die Rechenschaftsberichte des Exekutiv-

komitees und der Regionaldirektorin Lyn

Thomas befaÉten sich hauptsÇchlich mit der

Situation in den osteuropÇischen LÇndern,

die immer noch ÇuÉerst kompliziert ist und

infolgedessen gráÉtmáglicher UnterstÄt-

zung bedarf. Wegen der unsicheren politi-

schen und ernsten ákonomischen Situation

sind Fortschritte im Bereich der Familien-

planung wenn Äberhaupt nur in kleinen

Schritten máglich.

Dazu drei Beispiele: In RumÇnien

konnte inzwischen mit internationaler Un-

terstÄtzung â an erster Stelle steht hierbei

die Region Europa der IPPF - eine Fami-

lienplanungsklinik eráffnet werden. Ferner

wurden Seminare, Workshops und Konfe-

renzen zur Sexualerziehung durchgefÄhrt,

Zielgruppen waren Lehrer, Studenten und

klinisches Personal. In Polen hat sich die

Lage in bezug auf den Schwangerschaftsab-

bruch dramatisch verschlechtert. Obschon

das alte liberale Abortgesetz noch gÄltig ist,

weigern sich die årzte, den Eingriff vorzu-

nehmen. Sozusagen Äber Nacht hat sich

ihre ethische Einstellung dazu geÇndert, sie

kánnen es mit ihrem (katholischen) Gewis-

sen nicht mehr vereinbaren. Und wer es

trotzdem tut, wird aus dem årzteverband

ausgeschlossen. Infolge der chaotischen Ver-

hÇltnisse in den GUS-Staaten fehlt es nach

wie vor an modernen Kontrazeptiva, nach

wie vor dient der Abort zur FertilitÇtsregu-

lierung. Der frÄhere sowjetische Familien-

planungsverband existiert nicht mehr, nach

BrÄssel kamen zwei Delegierte aus RuÉ-

land. Noch Äber Jahre wird die Familien-

planungsarbeit in Osteuropa háchste Priori-

tÇt besitzen, zusÇtzliche finanzielle Mittel

sind dafÄr unumgÇnglich.

Interkultur

Im Rahmen deràIagung wurde vom belgi-

schen Verband das Symposium ÑGeplante

Elternschaft in einer multikulturellen Ge-

sellschaftÖ veranstaltet. Zu den Rednern ge-

hárten Freddy Deven, Leiter der Abtl. De-

mographie vom Population and Family

Study Center BrÄssel, Hilary Page, Profes-

sorin fÄr Demographie in Gent und Dilys

Cossey, GroÉbritannien, die fÄr die verhin-

derte StaatssekretÇrin Lizin einsprang. WÇh-

rend in den ersten Referaten vor allem auf

die Situation in Belgien eingegangen

wurde, kamen anschlieÉend noch Vertreter-

innen aus Frankreich, der Schweiz und

GroÉbritannien zu Wort. DaÉ diese Thema-

tik fÄr alle Mitglieder wegen ihrer Aktuali-

tÇt von groÉem Interesse war, zeigten die

lebhaften Diskussionen in den Arbeitsgrup-

pen. Fast jeder Verband verfÄgt ja mittler-

weile Äber eigene Erfahrungen mit Asylan-

ten und Einwanderern oder FlÄchtlingen.

Haupthindernisse fÄr eine sinnvolle Fami-

lienplanungsarbeit sind besonders die

Sprachbarrieren â- in diesem Zusammen-

hang wurde Pro Familia wegen seiner zahl-

reichen mehrsprachigen InformationsblÇt-

ter und BroschÄren lobend erwÇhnt â und

das Festhalten an alten Traditionen und reli-

giásen Vorschriften, etwa im Islam. So hat

man in Belgien die Erfahrung gemacht, daÉ

fÄr junge bereits in Belgien aufgewachsene

TÄrken von ihrer Familie in der TÄrkei gebo-

rene ausgesprochen traditionell erzogene

Ehefrauen von der Familie ausgewÇhlt wer-

den, um die heimischen Sitten und BrÇuche

zu bewahren. Von der Schweiz wurde auf

die entwÄrdigende Situation schwangerer

Emigrantinnen hingewiesen. Sie mÄssen

nach d&z Geburt des Kindes das Land ver-

lassen, erhalten keine soziale oder finan-

zielle Zuwendung. Zu diesen Problemen

kommt die wachsende AuslÇnderfeindlich-

keit in vielen europÇischen LÇndern hinzu.

Arbeitsplan

VorschlÇge fÄr neue Projekte bildeten ei-

nen weiteren Schwerpunkt. So setzte sich

der schwedische Verband fÄr ein Sympo-

sium zur BehindertensexualitÇt ein, von

Pro Familia kam der Vorschlag zu einer Ar-

beitsgruppe Äber ÑInfertilitÇt und Familien-

planungsaktivitÇtenÖ mit dem Ziel, rele-

vante Forschungsergebnisse zu sammeln

und zu analysieren, um die gewonnenen Er-

kenntnisse fÄr die Arbeit der Familienpla-

nungsverbÇnde nutzen zu kánnen. Bei der

Abstimmung fanden beide VorschlÇge etwa

gleich viele BefÄrworterInnen, so daÉ

schlieÉlich jeder genehmigt wurde.

Angenommen wurde auch eine vom dÇni-

schen Verband eingebrachte Resolution â

bestimmt fÄr die Mitgliederversammlung

der IPPFim Oktober in Delhi -, in der alle

MitgliedsverbÇnde aufgefordert werden,

dafÄr zu sorgen, daÉ bis 1995, dem Zeit-

punkt der darauffolgenden Mitgliederver-

sammlung, wenigstens 40% der Delegier-

ten in den FÄhrungsgremien weiblich sein

sollten. Zuvor hatte die PrÇsidentin Elisab-

eth Jandl-Jager, ästerreich, sogar gefor-

dert, daÉ zur diesjÇhrigen eigentlich nur

Frauen fahren sollten. Dieser Vorschlag

fand jedoch keine ungeteilte Zustimmung â

schlieÉlich muÉ Familienplanung auch die

UnterstÄtzung der MÇnner finden. Sie sol-

len ja gerade dazu erzogen werden, hier

mehr Verantwortung zu Äbernehmen.

Wahlen

Den AbschluÉ bildeten wie Äblich die

Wahlen. Wegen Beendigung ihrer Amtszeit

konnte die bisherige PrÇsidentin nicht wie-

dergewÇhlt werden. Sie wurde nach WÄrdi-
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gung ihrer ausgezeichneten und engagierten

Arbeit durch den VizeprÇsidenten David

Nowlan, Irland, mit viel Beifall verabschie-

det. Zu ihrem Nachfolger wurde David

Nowlan gewÇhlt, seine Stelle nahm Andrusz

Klinger, Ungarn, ein. Hanne Risár, DÇne-

mark, wurde in ihrer bisherigen Funktion

als Schatzmeisterin und als Vertreterin der

Region beim Budget- und Finanzkomitee

bestÇtigt. WÇhrend es fÄr diese Posten keine

GegenkandidatInnen gab, bewarben sich

sowohl fÄr das Exekutivkommitee als auch

fÄr den Zentralrat mehr Delegierte, als

freie Stellen vorhanden waren. Neu hinzu-

gewÇhlt wurden fÄr das Exekutivkommitee

Barbro Lennart, Schweden, und Colette

Gallard, Frankreich; wiedergewÇlt wurden

Sophia Apostolopoulu, Griechenland, und

Bertina Sousa Gomes, Portugal. Die Vakan-

zen waren durch den Weggang von Evert

Ketting, Holland, und Dilys Cossey, GroÉ-

britannien, entstanden, die beide nicht

mehr dem Regional Council angeháren,

aber als Consultants fÄr die IPPF verpflich-

tet wurden. Damit bleibt Evert Ketting

auch Redakteur der Zeitschrift ÑPlanned

Parenthood in EuropaÖ.

FÄr die vier im Zentralrat zu besetzenden

PlÇtze wurden neu gewÇhlt: Kalle Oster-

lund (Finnland), Marianne Springer-Krem-

ser (ästerreich), und Emilo Arisi (Italien);

wiedergewÇhlt wurde Lykke Aresin

(Deutschland).

Der belgische Verband hat sich als ausge-

zeichneter Gastgeber erwiesen, die Tagung

war hervorragend organisiert und trotz des

gedrÇngten Zeitplans blieb immerhin ein

freier Abend, an dem sich die meisten Teil-

nehmerInnen in der reizvollen Altstadt mit

dem wunderschánen Marktplatz entspann-

ten.

Die nÇchste Regionaltagung findet 1993

voraussichtlich in Spanien statt, das Datum

steht noch nicht fest.

Lykke Aresin

40 Jahre weltweit

Seit Jahrzehnten arbeiten europÇische Fa-

milienplaner/innen grenzÄberschreitend zu-

sammen; jÇhrlich treffen sie in einem ande-

ren Land als das Regional Council von

IPPF Europa zusammen.

Seit vierzig Jahren gibt es eine organi-

sierte Zusammenarbeit; im Herbst 1952

wurde in Bombay/Indien der Internationale

Verband fÄr geplante Elternschaft (Interna-

tional Planned Parenthood Federation -

IPPF) gegrÄndet von Familienplanungsor-

ganisationen in Indien, GroÉbritannien,

den Vereinigten Staaten von Amerika, den

Niederlanden, Schweden, (West-)Deutsch-

land, Singapur, Hongkong.

Diese internationale Zusammenarbeit,
begrÄndet von acht Mitgliedsorganisatio-
nen, hat sich inzwischen auf einhundertdrei-
Big Staaten ausgedehnt. Eine Åbersicht,
wer wann Mitglied wurde, und eine kurze

Darstellung von vierzig Jahren Verbandsge-

schichte kann nachgelesen werden in der

Hauszeitschrift PEOPLE, Vol. 19, No. 1,

1992; zu beziehen Äber IPPF, POB 759, Re-

gentàs Park, London NWI1 4LQ.

Im Oktober dieser Jahres wird es in In-

dien eine weltweite Tagung geben, auf der

auch Äber die Perspektiven von Familien-

planungsarbeit im nÇchsten Jahrzehnt ge-

sprochen wird. Wir werden in dieser Zeit-

schrift darÄber berichten.

JH.

Internationale Konferenz

zur ÑAbtreibungspilleéÖ RU 486

Der Pro Familia-Bundesverband, die In-

ternational Planned Parenthood Federation

(IPPF) und der Birth Control Trust veran-

stalten am 5./6. Dezember 1992 in Frank-

furt/Main eine internationale Konferenz

zum Thema ÑMedical Abortion Services:

European Perspektives on Anti-Proge-

stinsÖ. Die Veranstalter der Konferenz wol-

len mit einem international zusammenge-

setzten Programm, das aktuelle BeitrÇge

aus der Forschung, Erfahrungsberichte aus

der Praxis und gesundheitspolitische Ein-

schÇtzungen beinhaltet, vor allem Gesund-

heitsberufe, die Medien und die Politik er-

reichen.

Die Konferenz soll ein offenes Diskus-

sionsforum sein, den Wissensstand aktuali-

sieren und einen Beitrag zur StÇrkung der

Reproduktionsrechte europÇischer Frauen

leisten.

VortrÇge werden u. a. halten:

Professor Etienne Baulieu (Frankreich),

Iris Blaul (Staatsministerin fÄr Jugend, Fa-

milie und Gesundheit des Landes Hessen),

Professor David Baird (England), Dr. Inge-

borg Retzlaff (PrÇsidentin des Deutschen

årztinnenbundes)

Zu der Konferenz werden mehr als 200

TeilnehmerInnen und Teilnehmer aus Eu-

ropa, den USA und Australien erwartet.

FÄr weitere Informationen kontaktieren

Sie bitte nachstehende Ansprechpartner.

Daniela Gieseler/Jutta Neufeldt, Pro Fa-

milia-Bundesverband, äffentlichkeitsar-

beit, Tel. 069-550901, Fax: 069/552701

Frances Perrow, IPPf press office, Tel.:

0044-71-4877891, Fax: 0044-71-4877950

Ann Furedi, Birth Control Trust, press of-

fice, Tel.: 0044-71-5809360, Fax: 0044-71-

6371378.

Bundesvereinigung

mit neuem Namen

Die Mitgliederversammlung hat am 6.
April 1992 eine Namens- und SatzungsÇnde-
rung der Bundesvereinigung fÄr Gesund-
heitserziehung e. V. beschlossen. Ab sofort
lautet der Verbandsname: Bundesvereini-

gung fÄr Gesundheit e. V. (BfGe).

Die Umbenennung macht deutlich, daÉ
ein ganzheitlicher, zukunftsweisender Ge-
sundheitsbegriff als Leitmotiv der Verband-

sarbeit zugrundegelegt wird, der aber die

nach wie vor unverzichtbaren Inhalte der

GesundheitsaufklÇrung, -bildung und -

erziehung aufgreift und in die der Gesund-

heitsfárderung integriert. Im folgenden die

mit der NamensÇnderung verbundene neue

Satzung:

Zur Erhaltung und Fárderung der Gesundheit
ist ein umfassendes GesundheitsbewuÉtsein der
Beválkerung erforderlich. In diesem Sinne ist es
Aufgabe der Bundesvereinigung fÄr Gesundheit
e. V. als Spitzenorganisation der freien Initiative
im Bundesgebiet, insbesondere die Zusammenar-
beit zwischen Einzelpersonen, privaten Organisa-
tionen des In- und Auslandes zu pflegen und zu
fárdern und ihre TÇtigkeit mit den behárdlichen
Institutionen zu koordinieren.

$1
Name, Sitz und Rechtsnatur

die Vereinigung fÄhrt den Namen ÑBundesver-
einigung fÄr Gesundheit e. V.Ö. Sie hat ihren Sitz
in Bonn und ist in das Vereinsregister eingetra-
gen. Das GeschÇftsjahr entspricht dem Kalender-
jahr.

8:2
Zweck und Aufgaben

Die Bundesvereinigung verfolgt ausschlieÉlich
und unmittelbar gemeinnÄtzige Zwecke im Sinne
des Abschnittes ÑSteuerbegÄnstigte ZweckeÖ der
Abgabenordnung und zwar insbesondere durch:
1. Fárderung des Interesses der Beválkerung fÄr

Probleme und Aufgaben der Gesundheit.
2. Koordinierung privater Initiativen auf dem

Gebiet der Gesundheitsfárderung und Durch-
fÄhrung entsprechender Veranstaltungen.

3. Austausch von Erfahrungen der Mitglieder
und anderer in der Gesundheitsfárderung tÇti-
gen Organisationen und Personen sowie Erar-
beitung von VorschlÇgen fÄr die praktische
Gesundheitsfárderung. u

4. Unterrichtung der Mitglieder und der äffent-
lichkeit Äber die Arbeit der Bundesvereini-
gung sowie Beratung der Mitglieder und ande-
rer interessierter Stellen und Personen bei ge-
sundheitsfárdernden Vorhaben.

5. Erfahrungsaustausch und Zusammenarbeit
zwischen Einrichtungen und Organisationen
gleicher Zielsetzung im In- und Ausland.

6. Verleihung eine Medaille fÄr Verdienste um
die Gesundheitsfárderung.

7. Mitgliedschaft in der Internationalen Union
fÄr Gesundheitserziehung (UIES) als Natio-
nalkomitee im Sinne der Satzung des UIES.
Der Verein ist selbstlos tÇtig; er verfolgt nicht

in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
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Leipziger Texte

zur SexualitÇt

Als Heft 1 des 1. Jahrgangs der Leipziger

Texte zur SexualitÇt liegen vor die VortrÇge

der Jahrestagung 1991 der Gesellschaft fÄr

Sexualwissenschaft (GfS), Leipzig. Die Ta-

gung stand unter dem Thema: ÑSexualitÇt

und Partnerschaft im Wandel: Aktuelle Ten-

denzen in den neuen BundeslÇndernÖ. Ein

Tagungsbericht erschien in pfm 1/92.

Das Heft enthÇlt BeitrÇge von Kurt

Starke (Leipzig): Was uns bewegt; Hans-

Joachim Ahrend (Magdeburg): Neue

Aspekte der Familienplanung und Gebur-

tenregelung in Ostdeutschland; Carmen

BeilfuÉ (Magdeburg): Åber sieben BrÄcken

muÉt du gehàn.... .: Der schwierigeWeg der

Liebe in die Marktwirtschaft; GÄnter Grau

(Berlin): Was ist eigentlich mit uns passiert?

Åber die Ursachen von Gewalt gegenÄber

Schwulen in der Ex-DDR und Gunter

Schmidt (Hamburg): JugendsexualitÇt im

Ost-West-Vergleich.
Heft 1 der Leipziger Texte zur SexualitÇt kann

bezogen werden von der Gesellschaft fÄr Sexual-
wissenschaft e. V., Bernhard-Gáring-Str. 152, O-
7030 Leipzig und kostet fÄr Nichtmitglieder DM
10,-.

Sexualberatung durch

den Hausarzt

Die Vorsitzende des Landesverbands-

Sachsen der Pro Familia, Lykke Aresin

(Prof. Dr. med. habil), Leipzig, hat eine

neue Publikation vorgelegt, diesmal eine

fÄr den Hausarzt. Dieses Buch entstand aus

ihrer langjÇhrigen Erfahrung in der Ehe-

und Sexualberatung an der UniversitÇts-
Frauenklinik Leipzig. Hellmuth Kleinsorge

schreibt in seinem Geleitwort: ÑDie Auto-

rin... wendet sich... an alle niederge-
lassenen årzte, die sich als Ansprechpart-
ner ihrer Patienten fÄhlen und die sich fÄr
den praktischen Bedarf informieren wol-
len... Der praxisnahen Darstellung ist
eine weite Verbreitung zu wÄnschenÖ.
Lykke Aresin: Sexualberatung durch den Haus-

arzt. Mit einem Geleitwort von Hellmuth Klein-
sorge Gustav Fischer Verlag, Stuttgart-Jena-New
York, 1992 (Reihe Gustav-Fischer-TaschenbÄ-
cher), 208 Seiten, ISBN 3-437-00675-4.

Dr. Heide KÇmmerer

im Ruhestand

PÄnktlich zur

Sommerpause hat

Dr. Heide KÇmme-

rer nach genau

20jÇhriger Mitarbeit

in der Beratungs-

stelle Hannover ih-

ren Abschied ge-

nommen.

Niemand in der

Pro Familia Nieder-

sachsen kennt die

Arbeit dieses Lan-

desverbandes so gut wie Heide KÇmmerer

(die immer nur mit wenigen Stunden in der

Woche beschÇftigt wurde und darÄber hin-

aus ein groÉes MaÉ an ehrenamtlicher Ar-

beit leistete). Sie gehárte zu den Ersten, die

die Pro Familia-Sexualberaterausbildung

absolvierte. Den Wandel von der zunÇchst

rein medizinisch ausgerichteten Beratungs-

tÇtigkeit zu den heutigen Pro Familia-Bera-

tungsstandards hat Frau Heide KÇmmerer

nahtlos mitvollzogen.

Neben ihrer beruflichen Mitarbeit ge-

hárte Dr. Heide KÇmmerer von 1974 bis

1985 dem Vorstand des Landesverbandes

Niedersachsen in verschiedenen Funktio-
nen an. Sie hat das Auf und Ab der Ver-

bandsgeschichte auch von dieser Seite ken-
nenlernen mÄssen und auch beeinfluÉt.

Zu Beginn ihrer Mitarbeit gab es in Nie-

dersachsen Beratungsstellen in Hannover,

Gáttingen und Cuxhaven. Als sie den Vor-

stand verlieÉ, zÇhlte der Landesverband 16

Einrichtungen.

Den Mitarbeiterwechsel von Äberwie-

gend MedizinerInnen zu Sozialberufen hat

Heide KÇmmerer nicht nur miterlebt, son-

dern mitgetragen und vielleicht manchmal

auch mitertragen.

AnlÇÉlich der Verabschiedung, die im

Rahmen einer Vorstandssitzung stattfand,

wÄrdigte die Landesvorsitzende Monika

Ganseforth die Verdienste.

Heide KÇmmerer sei ein StÄck Pro Fami-

lia-Geschichte in Niedersachsen. Immer be-

reit, wenn es galt, zuzugreifen und sich un-

eigennÄtzig zur VerfÄgung zu stellen. Hier-

fÄr gebÄhre ihr Dank und Anerkennung.

Im Herbst 1993 beginnt ein neuer Kurs

dieser zweijÇhrigen Zusatzausbildung. Das

Eintrittskolloquium findet im MÇrz 1993

statt.

Die Ausbildung entspricht der Rahmen-

ordnung des Deutschen Arbeitskreises fÄr Ju-

gend-, Ehe- und Familienberatung (DAK).

Pro Familia-Beratungsstellen erhalten

die Ausschreibung, etwa Ende September,

automatisch. InteressentInnen aus Bera-

tungsstellen anderer TrÇger wenden sich

bitte schriftlich an Mia Volling, Bundesge-

schÇftsstelle der Pro Familia, Cronstet-

tenstr. 30, 6000 Frankfurt/Main 1.

Pro Familia

Augsburg feiert

Am 7. Mai 1992 luden die 10 Mitarbeiter

der Beratungsstelle und der Vorstand anlÇÉ-

lich des Umzugs in gráÉere RÇume Politiker

und Fachkollegen zu einer Eráffnungsfeier

ein.

Harald Ochsner eráffnete den offizieNen

Teil mit viel Charme und einer launigen

Rede Äber die Geschichte, gegenwÇrtige Si-

tuation und zukÄnftige Perspektiven der

Pro Familia Augsburg.

Nach den BegrÄÉungsworten vom bayeri-

schen Ministerialdirigenten Dr. Ludwig

Kippes, der Augsburger Sozialreferentin

Margarethe Rohrhirsch-Schmid, der stell-

vertretenden Landesvorsitzenden des

DPWV Frau Westphal und des Landesge-

schÇftsfÄhrers Friedrich-Wilhelm Hose-

mann, fand das Referat ÑSexualpÇdagogik

so wichtig wie nie zuvorÖ von Dr. Karlheinz

Veit (UNI-Regensburg und ehrenamtlicher

Mitarbeiter der Pro Familia) viel Zustim-

mung auch bei den politischen Vertretern/

Innen.

In der Pause wurden die etwa 60 GÇste

mit Sekt, Saft und einem kalten BÄffet be-

wirtet und zum AbschluÉ gab es ÑLiederli-

chesÖ von Klaus Wildermuth, einem Augs-

burger Schauspieler, zum Thema Liebe.

Durch diesen Umzug, vom Stadtrand in

die Stadtmitte, wird deutlich, welchen Stel-

lenwert und welche Akzeptanz die Pro Fa-

milia-Beratungsstelle nach 17-jÇhriger Bera-

tungs- und äffentlichkeitsarbeit in Augs-

burg hat.

Zwischen Lust

und Technik

Vom 26. bis 28. November 1992 veranstal-

tet der Pro Familia-Bundesverband in Gát-

tingen eine Fachtagung zum Thema ÑZwi-

schen Lust und Technik: UnSicherheiten

mit dem SexuellenÖ. Sie will mit ihrer The-

menvielfalt zu einer Bestandsaufnahme der

zahlreichen EinflÄsse und Entwicklungs-

richtungen, denen sich Sexualberatung und

-therapie heute gegenÄbersieht, beitragen.

Ein breites Workshop-Angebot soll zusÇtz-

lich eine Vertiefung der Themen sowie einen

intensiven Erfahrungs- und Informations-

austausch ermáglichen.

Pro Familia-Beratungsstellen erhalten

die Ausschreibung etwa Ende September

automatisch. InteressentInnen aus Bera-

tungsstellen anderer TrÇger wenden sich

bitte schriftlich an Mia Volling, Bundesge-

schÇftsstelle der Pro Familia, Cronstet-

tenstr. 30, 6000 Frankfurt/Main 1.

Ei.
EÖ

v5IB.
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Albin Eser/Hans-Ge-
org Koch. Schwanger-
schaftsabbruch: Auf

dem Weg zu einer Neu-
regelung. Gesammelte
Studien und Vor
schlÇge, 249 8%
brosch., 49,- DM,
ISBN 3-7890-2687-5,
Nomos-Verlagsgesell-
schaft Baden-Baden
1992

Die derzeit im Deutschen Bundestag ein-

gebrachten EntwÄrfe sind sich weitgehend

darin einig, daÉ es um einen Ausgleich zwi-

schen dem Schutz des ungeborenen Lebens

und den Interessen der Schwangeren gehen

und daÉ der Einsatz des Strafrechts ultima

ratio bleiben muÉ. Unterschiedliche Auffas-

sungen bestehen in Gesellschaft und Parla-

ment jedoch namentlich darin, nach wel-

chen MaÉstÇben dieser Ausgleich erfolgen

soll und wie sich die Grenzziehung im Ge-

setz zum Ausdruck bringen lÇÉt. Entspre-

chend den beiden derzeit in Deutschland

geltenden Regelungen wird in der rechtspo-

litischen Debatte zur Kennzeichnung der

kontroversen Standpunkte â wie schon in

der Reformdiskussion der 70er Jahre - fast

ausschlieÉlich auf das Gegensatzpaar ÑIndi-

kationslásungÖ und ÑFristenlásungÖ zurÄck-

gegriffen.

Rechtsvergleichende Analysen machen

demgegenÄber deutlich, daÉ man damit der

Vielfalt máglicher Regelungen nicht gerecht

wird, ja daÉ gerade das unseres Erachtens

sachgerechteste und sich in Europa zuneh-

mender Verbreitung erfreuende Regelungs-

modell ausgeblendet bleibt. Im Kontinuum

zwischen (nahezu) absolutem Verbot und

(fast) válliger ÑFreigabeÖ des Schwanger-

schaftsabbruchs lassen sich im wesentlichen

vier Grundmodelle unterscheiden:

@ (1) Modelle stark eingeschrÇnkter Zu-

lÇssigkeit: Verbotlásung bzw. strikte Indika-

tionslásung (Beispiel Irland)

@ (2) Modelle mit erheblich bis mÇÉig

eingeschrÇnkter ZulÇssigkeit: Sonstige Indi-

kationslásungen wie beispielsweise die gel-

tenden $$ 218ff. StGB

@ (3) Modelle mit (eher) weiter rechtli-

cher ZulÇssigkeit des Schwangerschaftsab-

bruchs, bei gleichzeitig ausdrÄcklicher Be-

wertung des Eingriffs als grundsÇtzlich auf

Not- und KonfliktfÇlle zu beschrÇnkende

Ausnahme: Notlagenorientierte Diskursmo-

delle der nachfolgend genannten LÇnder

@ (4) Modelle mit weiter rechtlicher Zu-

lÇssigkeit des Schwangerschaftsabbruchs

unter Betonung des Selbstbestimmungs-

rechts der Schwangeren wie beispielsweise

das in der frÄheren DDR geltende Recht.

FÄr das unter (3) genannte Regelungsmo-

dell ist charakteristisch,

@ daÉ das Gesetz zwar SachgrÄnde â wie

namentlich eine bestimmte Notlage -

nennt, unter denen innerhalb einer be-

stimmten Frist abgebrochen werden darf,
@ daÉ eine gemeinsam verantwortete

Entscheidungsfindung der Schwangeren

und ihres Arztes auf der Grundlage eines

mehr oder weniger stark formalisierten

ÑVorverfahrensÖ intendiert ist, zu dem na-

mentlich eine - freiwillige oder obligatori-

sche â Beratung der Schwangeren gehárt,

Ü daÉ aber die letzte Entscheidung fÄr

oder gegen einen Abbruch der selbstverant-

wortlichen und nachtrÇglicher gerichtlicher

ÅberprÄfung weitestgehend entzogenen

(Gewissens-) Entscheidung der Schwange-

ren Äberlassen bleibt.

Zu Regelungen dieser Art haben sich bei-

spielsweise Norwegen, Frankreich, Italien

und Belgien entschlossen. Auch der deut-

sche Gesetzgeber sollte diesem Modell den

Vorzug geben. Denn:

@ Dieses Modell leistet einen klaren Bei-

trag zurWertverdeutlichung im Hinblick auf

die SchutzwÄrdigkeit des ungeborenen Le-

bens, ohne der Illusion zu erliegen, von

strengeren gesetzlichen Regelungen des

Schwangerschaftsabbruchs gehe zwangslÇu-

fig eine stÇrkere PrÇventionswirkung aus.

@ Es vermeidet sowohl die SchwÇche der

klassischen Fristenlásung, wenn dort das

ungeborene Leben als Schutzgut praktisch

nicht zum Ausdruck kommt, wie auch die

SchwÇche des herkámmlichen Indikations-

modells, das den Eindruck erweckt, als sei

die Frau Objekt und nicht TrÇgerin einer

Entscheidung, die letztlich doch nur von ihr

getroffen werden kann.

@ Es verdeutlicht den bislang viel zu we-

nig beachteten Unterschied zwischen einer

nicht weiter begrÄndungsbedÄrftigen

ÑSelbstbestimmungÖ und einer in persánli-

cher ÑVerantwortungÖ auch gegenÄber dem

ungeborenen Leben zu treffenden Gewis-

sensentscheidung.

@ Es wÄrde sich gut in das europÇische

Gesamtbild moderner Schwangerschaftsab-

bruchsgesetzgebung einfÄgen.

@ Es bietet als Mittelweg Chancen fÄr

eine lÇngerfristig haltbaren gesellschaftli-

chen KompromiÉ.

Der kÄrzlich eingebrachte Gruppenan-

trag bleibt zwar konzeptionell stark dem tra-

ditionellen Fristenmodell verhaftet. Er ent-
hÇlt aber immerhin unverkennbare und be-

grÄÉenswerte AnsÇtze in Richtung auf das

von uns fÄr richtig gehaltene Modell, wie es

sich aus unseren umfangreichen rechtsver-

gleichenden Untersuchungen ergeben hat.
Wenn dadurch bereits scheinbar festgefah-

rene politische Fronten in konstruktive Be-

wegung versetzt werden konnten, gibt uns

dies Veranlassung zu der Hoffnung und dem

Appell, daÉ es bei den weiteren Beratungen

gelingen máge, der Konzeption des Ñnotla-
genorientierten DiskursmodellsÖ mit brei-
ter parlamentarischer Mehrheit auch in
Deutschland vollends zum Durchbruch zu
verhelfen.

Kind und Kegel,
Rechtsratgeber fÄr
MÄtter nichtehelicher
Kinder, Konkret Lite-
ratur Verlag, Hamburg
1992, 96 Seiten, DM
12,-.

Dieser ÑRechtsratgeber fÄr MÄtter nicht-

ehelicher KinderÖ behandelt die meisten

Rechtsfragen, die sich fÄr Mutter und Kind

stellen. Alle â wie der Umschlagtext be-

hauptet - sind es nicht.

Das wichtigste Defizit: Will die Leserin

das Kind - ohne zu heiraten â gemeinsam

mit dem Vater aufziehen, wird sie wenig Rat

finden. Sicher: Da steht, wie das grundsÇtz-

lich mit dem Sorgerecht aussieht, daÉ das

geltende Recht gemeinsames Sorgerecht fÄr

Unverheiratete nicht zulÇÉt. Aber kein Wort

dazu, welche praktischen Probleme daraus

folgen und wie damit umgegangen werden

kann.

Åberhaupt lÇÉt die Leserinnenfreundlich-
keit manchmal zu wÄnschen, etwa wenn nur

die Rechtslage dargestellt wird ohne Ent-
scheidungshilfen oder Hinweise auf die

praktische Bedeutung. Allerdings gibt es

hier zwischen den Kapiteln groÉe Unter-

schiede. Ausgesprochen gelungen etwa die

Darstellung der Rolle des Jugendamtes, mit

Formulierungshilfen.

Eine halbe Sache dagegen das Kapitel fÄr

AuslÇnderinnen: Gut zwar der Hinweis, in

welchen Fragen deutsches und in welchen

auslÇndisches Recht angewandt wird. Aber

wo es Informationen Äber das einschlÇgige

auslÇndische Recht gibt, wird nicht gesagt.

Schlampig fÄr ein Buch aus diesem Jahr,

daÉ die Unterhaltstabellen kommentarlos

abgedruckt werden, obwohl sie seit 1. Juli

nicht mehr gelten: Das ist schon lÇnger be-

kannt.

Und die Adressen von Beratungsstellen

im Anhang: FÄr die alten BundeslÇnder

werden nur Adressen in den Landeshaupt-

stÇdten genannt. Und sonst gar nichts. Das

kann wohl nicht stimmen.

Was gefÇllt: Die BerÄcksichtigung der

neuen BundeslÇnder, die klare Gliederung.

Die Sprache allerdings bewegt sich manch-

mal unnátig hart an der Grenze des dem
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Laien noch Zumutbaren.

Insgesamt zeigt das Buch wenig von der
geballten Kompetenz der zehn Autorinnen.

Es vermittelt eher den Eindruck, als sei es
darum gegangen, máglichst schnell und mit
máglichst wenig Aufwand fÄr die einzelne

Autorin zu Buche zu kommen. Und das ist

Çrgerlich, trotz des unter dem Strich einiger-

maÉen brauchbaren Resultats.

Verena S. Rottmann,
Alles was Recht ist.

Rasch und Ráhring
Verlag. Hamburg 1991.

496 Seiten. DM 36,â

ÑAlles, was Recht istÖ, verspricht der Ti-

tel. Das ist natÄrlich leicht Äbertrieben.

Aber wer einen Rechtsratgeber fÄr viele

FÇlle sucht, sollte sich das Buch mal anse-

hen.

Åber das Recht in der Familie, als Arbeit-
nehmer, Mieter, Patient und Verbraucher

steht tatsÇchlich eine ganze Menge drin.
Der Anspruch des Buches aber, Hilfe zur

Selbsthilfe zu geben, ist vielleicht doch et-
was zu hoch gegriffen.

Dazu ist es im Detail oft zu unsystema-
tisch. Die Rechtsfragen werden meist nicht

so aufbereitet, daÉ der Leser etwa wie bei

einer Checkliste Punkt fÄr Punkt vorgehen

kann, die Liste mÄÉte er sich erst selbst aus
dem Text basteln.

Das dÄrfte ihm je nach Kapitel schr unter-

schiedlich schwer fallen, denn manche Pas-
sagen sind sehr klar und prÇzise geschrie-

ben, andere sind reichlich unÄbersichtlich,

was den Zugang zur oft komplizierten Ma-

terie erschwert. Anders die Sprache: Die ist

verstÇndlich.

Die Orientierung wird durch das ausfÄhr-

liche - selten auch mal irrefÄhrende - In-

haltsverzeichnis und ein Stichwortregister

erleichtert. Zu ein paar Fragen wird der Le-

ser dort allerdings vergeblich Auskunft su-

chen, etwa zu den Kosten eines Prozesses,

der Haftung der Eltern fÄr ihre Kinder, der

Gestaltungsmáglichkeiten fÄr unverheira-

tete Paare mit Kindern.

Gut die Zusatzinformationen in den An-

hÇngen zu den einzelnen Kapiteln, etwa

Äber Beratungsmáglichkeiten zu den ver-

schiedensten Fragen.

Insgesamt: Bei vielen Rechtsproblemen
eine brauchbare Orientierung.

Thomas MÄnster

Anspruch auf kostenlose VerhÄtungsmit-

tel haben nur Versicherte im Alter bis ein-

schlieÉlich 19 Jahre. Der Anspruch erlischt

mit dem Beginn des 20. Geburtstages. Dies

ergibt sich aus Paragraph 24b Absatz 2 des

Sozialgesetzbuches V (ÑVersicherte bis zum

vollendeten 20. Lebensjahr haben An-

spruch . . .Ö) in Verbindung mit den Regeln

fÄr die Berechnung von Fristen in den Para-

graphen 187 und 188 des bÄrgerlichen Ge-

setzbuches. Andere Meldungen aus den ver-

gangenen Tagen und Wochen, wonach Ver-

hÄtungsmittel auch noch an 20jÇhrige ko-

stenlos abzugeben wÇren, sind falsch.

FÄr den Anspruch maÉgeblich ist der Tag,

an dem das Rezept fÄr das VerhÄtungsmittel

ausgestellt wird. Wenn eine Frau sich also

am Tage vor ihrem 20. Geburtstag eine Pil-

lenpackung verschreiben lÇÉt, kann sie sich

diese auch noch einige Tage spÇter in der

Apotheke kostenlos besorgen.

Beim Eintausch der Verschreibung gegen

das VerhÄtungsmittel in der Apotheke ist

keine RezeptgebÄhr zu zahlen. Darauf ha-

ben sich die gesetzlichen Krankenversiche-

rungen geeinigt, um eine uneinheitliche

Handhabung und daraus folgende Verwir-

rung zu vermeiden, da das Gesetz zu dieser

Frage keine besondere Bestimmung ent-

hÇlt.

Der Anspruch auf kostenlose Versorgung

gilt seit dem 5. August fÄr die Mitglieder

der gesetzlichen Krankenversicherung und

deren mitversicherte Familienangehárige

mit der genannten AltersbeschrÇnkung. Wer

zu dieser Gruppe gehárt und ab dem 5. Au-

gust noch nach der alten Regelung sein Çrzt-

lich verordnetes VerhÄtungsmittel in der

Apotheke gekauft hat, kann das quittierte

Rezept seiner Krankenkasse zur Kostener-

stattung einreichen.

Die verschiedentlich gemeldete Be-
schrÇnkung des Anspruchs auf hormonelle

Mittel (Pille, Mini-Pille, Pille danach) und

die Spirale ist noch nicht geltendes Recht.

Die entsprechende vom BundesausschuÉ

der årzte und Krankenkassen am 7. August

beschlossene ånderung der Arzneimittel-

Richtlinien tritt frÄhestens nach Ablauf von

zwei Monaten und erst nach Genehmigung

durch den Bundesgesundheitsminister in

Kraft. Pro Familia hat mittlerweile beim

BundesausschuÉ Einspruch gegen dessen

BeschluÉ erhoben. Denn nach ihrer Auffas-

sung fallen auch Diaphragmen (Scheiden-

pessare) und Portiokappen unter die gesetz-

liche Regelung sowie in bestimmten FÇllen

auch Çrztlich verordnete Kondome und

spermizide Mittel.

Pro Familia empfiehlt daher, die von der

Apotheke quittierten Rezepte fÄr die ge-

nannten Mittel aufzubewahren oder bei der

Krankenkasse unter Hinweis auf die noch

nicht geklÇrte Rechtslage einzureichen.

(Pressemitteilung vom 25. 8. 92)

*

Weitere Informationen sind auch erhÇlt-

lich beim Arbeitskreis Teenager-Sprech-

stunde, HÄlsenbergweg 77, 4030 Ratingen

4, Tel.: 02102/31973, Fax: 02102/39268.

â Anzeige *
:
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Maja Langsdorff

Kleiner Eingriff

- groÉes Trauma?

Schwangerschaftskonflikte,

Abtreibung und

die (seelischen) Folgen

Kánnen Abtreibungen seelisch krankma-

chen? Immer wieder hárt und liest man da-

von, daÉ Frauen, die ihre ungewÄnschte

Schwangerschaft abbrechen lassen, Dre-

pressionen und andere psychische Pro-

bleme drohen. Das Risiko einer gefÄhls-

mÇÉigen Irritation nach einer Abtreibung

besteht tatsÇchlich, doch es ist nicht schick-

salsbedingt. Meist sind die seelischen

Schwierigkeiten, die Frauen ÑdanachÖ be-

klagen, hausgemacht oder zumindest

durch eine Vielzahl von Faktoren provo-

ziert. Manche Depression, manches

SchuldgefÄhl und manches Absinken der

Selbstachtung wÇre vermeidbar, wÄrden

Mutterschaft einerseits und das ÑNeinÖ

zum Kind andererseits nicht unter ideolo-

gischen und moral-ethischen Aspekten zu

Weltanschauungsfragen hochstilisiert. Ent-

gegen allen anderslautenden GerÄchten

haben nur wenige Frauen nach einem

Schwangerschaftsabbruch - vorÄberge-

hend - seelische Beschwerden. Den mei-

sten Frauen bleibt allerdings die Zeit Ñda-

vorÖ viel frischer und viel grausamer im

GedÇchtnis haften - die Zeit der Angst,

der Konflikte, des Zeitdrucks, des Ent-

scheidungszwangs, der Organisation. Das

wird in diesem Buch dargelegt.

180 Seiten

DM 26,80

Broschur

ISBN 3-923722-39-7

SexualitÇt BRD/DDR

im Vergleich

Herausgeber
PRO FAMILIA Landesverband Niedersachsen
Ruth Kuntz-Brunner, Horst Kwast

èGerd J. Holtzmeyer Verlag

SexualitÇt BRD/DDR

im Vergleich

Im Juli 1990 trafen sich in Bad Nenndorf

Äber 200 Frauen und MÇnner aus der frÄ-

heren BRD und der frÄheren DDR zu ei-

ner Tagung unter dem Motto ÑSexualitÇt

BRD/DDR im VergleichÖ. Es war das erste

und letzte Mal, daÉ sich Fachfrauen und

-mÇnner aus den beiden deutschen Staaten

trafen, um Fragen wie gesellschaftliche

Normen, rechtliche Regelungen und pro-

fessionelle Praxis zu diskutieren. Die Re-

ferentinnen und Referenten aus beiden

Staaten wuÉten zu dem Zeitpunkt noch

nicht, daÉ sie ab 3. Oktober 1990 BÄrgerin-

nen und BÄrger ein und desselben Staates

sein wÄrden. Die in diesem Band wieder-

gegebenen VortrÇge sind daher eine sicher

einzigartige Dokumention zu diesem

Thema aus jener kurzen Zeitspanne, als es

zwei demokratische deutsche Staaten gab.

Die Referate geben RÄckschauen auf die

Entwicklungen in den beiden Staaten, wei-

sen aber auch Perspektiven auf. Veranstal-

ter war der Pro Familia-Landesverband

Niedersachsen (auch Herausgeber dieses

Bandes) zusammen mit der Leitstelle Leip-

zig fÄr Ehe- und Sexualberatung, der Ab-

teilung Sexualmedizin der Medizinischen

Akademie Magdeburg sowie dem Arbeits-

bereich Sexualmedizin der Medizinischen

Hochschule Hannover.

448 Seiten

DM 33,â

Broschur

ISBN 3-923722-40-0

Lydia

Hauenschild

hat ihr drittes

Buch geschrieben:

Ohne Netz und

doppelten Boden

Vom Umstand,

mit Anstand

Mutter zu sein

160 5. geb.

DM 24,80

ISBN 3-923722-41-9

Lydia Hauenschild

&

SeNetz Gods

Vom Umstand,
mit Anstand

Mutter zu sein

Oh

èGerd ].HollsyeyerVerlag

Lydia Hauenschild

Wann trÇgt man als

Mutter schon

SeidenstrÄmpfe
20 heitere Geschichten

aus dem Alltag mit Kindern.

128 S., 20. Abb., geb. 19,80 DM

ISBN 3-923722-34-6

Dazu schrieb die Zeitschrift des

Deutschen Kinderschutzbundes:

In witzig erzÇhlten kurzen Geschichten

(und die Situation gut charakterisieren-

den Zeichnungen von Ursula Steem)

wird der Alltag einer Mutter so haut-

nah lebendig, daÉ man/frau kaum glau-

ben mag, daÉ diesen kleinen dreijÇhri-

gen ÑMonsternÖ auch tÇglich viele lie-

benswerte Seiten abzugewinnen sind.

Dieses Wechselbad an elterlichen Ge-

fÄhlen kommt in jeder der geschilder-

ten Situationen zum Ausdruck: sei es

nun bei Krankheiten, den endlosen
ÑWarum?Ö-Fragen; beim Problem von

Sauberkeit und Ordnung, dem Um-

gang mit dem Taschengeld oder den so-

genannten Háhepunkten des Jahres -

wie Urlaub oder Muttertag.

Beim Lesen verspÄren viele Eltern si-

cherlich Entlastung ihrer geplagten

Seele, denn sie stellen schmunzelnd

fest, daÉ es anderen auch nicht besser

gehtalsihnen. ë

(Kinderschutz aktuell)

Lydia Hauenschild:

18,â DM 160 S.

magazin erscheint.

Auslieferung: VSB Braunschweig
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Pro Familia-LandesverbÇnde

Baden-WÄrttemberg:
PlanckstraÉe 8
W-7000 Stuttgart 1
Telefon (0711) 461151

Niedersachsen:
Am Hohen Ufer 3 A
W-3000 Hannover 1
Telefon (05 11) 363608

Bayern: Nordrhein-Westfalen:
TÄrkenstraÉe 103/I Loher StraÉe 7
W-8000 MÄnchen 40 W-5600 Wuppertal 2
Telefon (089) 399079

Berlin:

Telefon (0202) 2822-157

Rheinland-Pfalz/Saarland:
Ansbacher StraÉe 11 SchillerstraÉe 24
W-1000 Berlin 30 W-6500 Mainz
Telefon (030) 2139013 Telefon (06131) 236350

Brandenburg: Sachsen:
Heinrich-Mann- Wurzener Str. 95
Allee 103 O-7050 Leipzig
O-1580 Potsdam Telefon (41) 61530
Telefon (31) 21012

Sachsen-Anhalt:
Bremen: im Gesundheitszentrum
Stader StraÉe 35 Silberháhe
W-2800 Bremen W.-v.-Klewiz-Str. 11
Telefon (0421) 443944 O-4070 Halle

Telefon (46) 74110
Hamburg:
TesdorpfstraÉe 8
W-2000 Hamburg 13
Telefon (040) 44195322

Schleswig-Holstein:
Am Marienkirchhof 6
W-2390 Flensburg,
Telefon (0461) 86930

Hessen:
SchichaustraÉe 3-5 ThÄringen:
W-6000 Frankfurt/Main 1 Falkstr. 23
Telefon (069) 447061 O-5300 Weimar

Mecklenburg-Vorpommern:
c/o Uni, Insitit f. Sozialmed.
Schillingallee 70
O-2500 Rostock
Telefon (81) 3969 60/74

Beilagenhinweis: Einem Teil dieser Ausgabe liegt eine Informa-

tionsschrift des ParitÇtischen Bildungswerkes im Meyer-Spiel-

brink-Haus (LÄbbecke) bei.

Ein ProzeÉ in Káln

und die neue

Anti-Sex-Alllanz _ |

Der MiÉbrauch mit

dem MiÉbrauch â

Onaniephantasien der

bÄrgerlichen Gesellschaft

Kein Sex mit Kindern! 32

Eine Stellungsnahme aus

der Sicht des sexuellen

Huamnismus =

SEXUALITåT UND KINDER

ìMein Papa hat mich gekÄÉt, Ist erjetzt

ein Sexualverbrecher?ç

In Káln steht ein Mitarbeiter eines Kinderladens vor Gericht. Es

wird ihm sexueller KindesmiÉbrauch vorgeworfen. Obwohl Be-

weisfÄhrung und UmstÇnde des Falles ÇuÉerst zweifelhaft sind,

werden immer mehr Kinder, Eltern und Erzieher hineingezogen.

Die VorwÄrfe scheinen oft eher den sexuellen Phantasien von Er-

wachsenen als den wirklichen Ereignissen zu entstammen. Mit

rÄcksichtlosen Methoden werden Kinder verhárt, Eltern in Panik

versetzt und der Alltag der Angeklagten kriminalisiert. Radikal-Fe-

minismus, Journalismus und konservative KrÇfte arbeiten hierbei

Hand in Hand.

Das ZEGG-Extra bringt HintergrÄnde, Berichte von Betroffenen

und Stimmen voneezuden Vorgehensweisen die-

ser neuen Anti-Sex-Allianz. Dazu Stellungnahmen aus der Sicht des

sexuellen Humanismus: Kein Sex mit Kindern! Wie sieht ein

natÄrlicher Kontakt mit Kindern aus? In einer Gesellschaft, die

den Eros nicht unterdrÄckt, kommt kein Erwachsener aufdie Idee,

sich an Kindern zu vergreifen. ZEGG-Extra soll bei allen Bera-
tungsstellen, engagierten Gruppenund GerichtssÇlen vorliegen, die

dieses Thema bearbeiten. Es muÉ aufháren, daÉ aufdem RÄcken
der Kinder eine neue Anti-Sex-Welle ausgetragen wird.
ZEGG-Extra ist eine Sonderausgabe des ZEGG-Magazins, der

Zeitschrift aus demZentrum fÄr experimentelle Gesellschaftsgestal-

tung in Belzig bei Berlin.

Das Sonderheft ist gegen DM 7.- in Briefmarken erhÇltlich bei:
ZEGG-Magazin, Rosa Luxemburg Str. 39, D-0-1820 Belzig


